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öffentlich

Lübeck, 07.08.2018
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
5.610 - Stadtplanung und Bauordnung

Bearbeitung: Doris Drochner (E-Mail: doris.drochner@luebeck.de Telefon: 122-5908)

4. Regionaler Nahverkehrsplan der Hansestadt Lübeck (4. RNVP)
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

22.08.2018 Senat Nichtöffentlich zur Senatsberatung
03.09.2018 Bauausschuss Öffentlich zur Vorberatung
10.09.2018 Wirtschaftsausschuss und Ausschuss für 

den "Kurbetrieb Travemünde (KBT)"
Öffentlich zur Vorberatung

18.09.2018 Ausschuss für Umwelt, Sicherheit und 
Ordnung

Öffentlich zur Vorberatung

25.09.2018 Hauptausschuss Öffentlich zur Vorberatung
27.09.2018 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:
1. Der 4. RNVP der Hansestadt Lübeck (2019-2023) in der Fassung vom 02.08.2018,

einschließlich des Realisierungs- und Finanzierungskonzeptes für das Jahr 2019 wird 
beschlossen. 

2. Die Bürgerschaft bekräftigt und erneuert ihre bereits z. B. im Klimaschutzkonzept und
Lärmaktionsplan beschlossenen Ziele und Maßnahmen zur Reduzierung von Lärm 
und von Treibhausgasen in der Hansestadt Lübeck (Umweltziele).

3. Der Bürgermeister wird beauftragt, sich im Rahmen der geplanten Direktvergabe für
eine kontinuierliche Weiterentwickelung der Standards im Öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) in der Hansestadt Lübeck einzusetzen. Hierzu hat sich das Ver-
kehrsunternehmen aktiv in die Weiterentwicklung einzubringen.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen:

1. Stadtverkehr Lübeck GmbH (SL)
2. Lübeck-Travemünder Verkehrs

GmbH (LVG)
3. 1.201 – Haushalt und Steuerung
4. 1.203 – Beteiligungscontrolling
5. 2.020 – Fachbereichscontrolling
6. 1.300 - Recht

Ergebnis:

1. und 2. Einverstanden, inhaltliche Abstim-
mung ist im Rahmen des Beteiligungsverfah-
rens erfolgt
3. Kenntnisnahme
4. Kenntnisnahme
5. Kenntnisnahme
6. Keine rechtlichen Bedenken

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
gem. § 47 f GO ist erfolgt:

X Ja, ist im Rahmen des Beteiligungsverfah-
rens erfolgt.
Nein

Begründung:

Bürgerschaftasvorlage zum 4. RNVP
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Die Maßnahme ist: neu
X Freiwillig, allerdings ist die Auszahlung der 

sogenannten Kommunalisierungsmittel und 
möglicher sonstiger Finanzmittel abhängig 
von der Vorlage eines RNVP siehe hierzu 
Finanzierungsverordnung des Landes vom 
29.03.2018 - § 5 (1).
vorgeschrieben durch:  

Finanzielle Auswirkungen: Nein
X Ja, auf den im 4. RNVP enthaltenen Umset-

zung- und Finanzierungsplan wird hierzu 
verwiesen. Konkrete Maßnahmen werden 
jeweils im lfd. Haushalt angemeldet

Begründung:
Siehe Anlage 1

Anlagen:
Anlage 1 Begründung
Anlage 2 Zusammenfassung
Anlage 3 Anhörungsprotokoll und Abwägung
Anlage 4 Maßnahmenzusammenfassung

Senatorin Joanna Glogau
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Begründung:

I. Einleitung

Seit dem 01.01.1996 ist die Hansestadt Lübeck gemäß § 2 Abs. 2 und Abs. 4 des ÖPNV-G 
Aufgabenträgerin (AT) für den übrigen (straßengebundenen) Öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV).
Aufgabe ist die Sicherstellung der ausreichenden Bedienung im übrigen ÖPNV, es handelt 
sich um eine freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe und beinhaltet die Planung, Organisation 
und Finanzierung des ÖPNV auf dem Territorium der Hansestadt Lübeck.
Die Zuständigkeit für die Wahrnehmung der Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufgaben-
trägerschaft liegt derzeit beim Fachbereich Planen und Bauen, Bereich Stadtplanung und 
Bauordnung. 

Gemäß § 5 des ÖPNV-G von 2007 können die Aufgabenträger als Rahmen für die Entwick-
lung des örtlichen ÖPNV einen regionalen Nahverkehrsplan (RNVP) aufstellen oder fort-
schreiben. 
Nach § 5 Abs. 1, Nr. 1 der aktuellen Landesverordnung über die Finanzierung des ÖPNV 
vom 29.03.2018 ist Voraussetzung für die Auszahlung der sogenannten Kommunalisierungs-
mittel (KommM) die Vorlage eines von den zuständigen Gremien beschlossenen und 
§ 5 ÖPNV-G entsprechenden RNVP.

Weitere Vorgaben zu einem Nahverkehrsplan werden in § 8 Abs. 3 des Personenbeförde-
rungsgesetzes (PBefG) geregelt (Auszug):

„Der AT definiert die Anforderungen an Umfang und Qualität des Verkehrsan-
gebotes, dessen Umweltqualität sowie die Vorgaben für die verkehrsmittel-
übergreifende Integration der Verkehrsleistungen in einem Nahverkehrsplan 
(NVP).
Der NVP hat die Belange der in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränk-
ten Menschen mit dem Ziel zu berücksichtigen, für die Nutzung des ÖPNV bis 
zum 01.01.2022 eine vollständige Barrierefreiheit zu erreichen.“

Der Nahverkehrsplan bildet den Rahmen für die Entwicklung des ÖPNV. 

Gemäß § 5, Abs. 4 und 5 des ÖPNV-G ist der RNVP nach Beschlussfassung durch die Bür-
gerschaft dem Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus 
(MWVATT) zur Prüfung im Rahmen der Rechtsaufsicht vorzulegen.

Der 1. RNVP Lübeck wurde am 25.09.1997 (TOP 10.2, Drs. Nr.: 1927) und der 2. RNVP am 
25.11.2004 (TOP 13.1, Drs.-Nr.: 54) von der Bürgerschaft beschlossen. 
Mit dem Beschluss der Bürgerschaft über die Betrauung/Direktvergabe von SL/LVG am 
24.09.2009 (TOP 16.2, Nr. 1.3, Drs.-Nr.: 984) wurde die Laufzeit des 2. RNVP bis zur Be-
schlussfassung über einen neuen RNVP verlängert. Der 3. RNVP wurde am 27.03.2014 
(VO/2014/01389) von der Bürgerschaft beschlossen.
Einen Bericht zur Umsetzung der Maßnahmen des 3. RNVP hat die Bürgerschaft am 
24.11.2016 (VO/2016/04219) zur Kenntnis genommen.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass der RNVP in vielen Punkten For-
derungen aufstellt, die seit Jahren bei SL/LVG erfüllt werden. Als Beispiele sind zu nennen:
 Es wird ein rechnergestütztes Betriebsleitsystem (ITCS) vorgehalten.
 Es werden jährlich Kundenzufriedenheitsanalysen durchgeführt.
 Es existiert ein Beschwerdemanagement.
 Es wurden moderne Kommunikations-Technologien, wie das dynamische Fahrgastinfor-

mationssystem an Haltestellen, die Fahrplanauskunft im Internet und eine barrierefreie 
App zur Echtzeitauskunft eingeführt.
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 Mobilitätstraining und -beratung z.B. für Schülerinnen und Schüler, Flüchtlinge und Men-
schen mit Mobilitätseinschränkungen werden durch SL und LVG angeboten.

Weitere Maßnahmen befinden sich in Abstimmung mit dem Aufgabenträger in Vorbereitung.

Die wesentlichen Rahmenbedingungen für die Veränderungen zwischen dem 3. RNVP und 
dem vorliegenden Entwurf für den 4. RNVP können dem als Anlage 2 beigefügten Auszug 
entnommen werden.

Der Regionale Nahverkehrsplan konkretisiert als sogenannter verkehrsspezifischer Rahmen-
plan die öffentlichen Verkehrsinteressen und gibt den Rahmen für die Entwicklung im ÖPNV 
vor.
Im RNVP definiert die Hansestadt Lübeck für ihren Zuständigkeitsbereich, ob und in wel-
chem Umfang in ihrem Gebiet ÖPNV-Leistungen zu erbringen sind, und legt damit fest, wel-
ches Angebot auch im Sinne der Daseinsvorsorge von der Hansestadt Lübeck (Bürger-
schaft) für erforderlich erachtet wird (ausreichende Verkehrsbedienung).
Der Nahverkehrsplan ist Grundlage für Linienverkehrsgenehmigungen (Konzessionen) und 
Verkehrsverträge bzw. Öffentliche Dienstleistungsaufträge (öDA). Er ist damit die Grundlage 
für die Erbringung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im ÖPNV, mit denen derzeit 
die Stadtverkehr Lübeck GmbH (SL) und die Lübeck-Travemünder-Verkehrsgesellschaft 
mbH (LVG) betraut sind.

Die Festlegungen im Regionalen Nahverkehrsplan müssen von der Genehmigungsbehörde 
(in Schl.-H. die Kreise und kreisfreien Städte), in Lübeck angesiedelt im Bereich Bürgerser-
vice (3.322.3), bei der Erteilung von Linienkonzessionen gemäß § 8 Abs. 3a des PBefG be-
rücksichtigt werden. Steht ein Antrag auf eine Linienkonzession nicht im Einklang mit dem 
RNVP, kann nach § 13 Abs. 2a S. 1 PBefG die Genehmigung versagt werden. 

Der RNVP entfaltet keine Außenwirkungen in dem Sinne, dass BürgerInnen oder ÖPNV-
KundInnen Ansprüche aus dem RNVP herleiten können. Er dient als Vorgabe für die Verwal-
tung und gewährleistet durch seine Selbstbindungswirkung den Verkehrsunternehmen eine 
gewisse Planungssicherheit.
Der RNVP bezieht sich in seinen Aussagen und Festlegungen auf das Gebiet der Hanse-
stadt Lübeck (§ 5 Abs. 3 Ziff. 2 ÖPNVG). Für die aus dem Stadtgebiet ausbrechenden Linien 
werden zwischen den zuständigen Kreisen (Aufgabenträgern) entsprechende Vereinbarun-
gen abgeschlossen, die es ermöglichen, dass die Hansestadt Lübeck Leistungen außerhalb 
ihres Territoriums beauftragt. 
Hierzu wird der Bürgerschaft eine entsprechende Entscheidungsvorlage vorgelegt, soweit 
dies erforderlich ist.

Bei den geplanten Maßnahmen/Untersuchungen, bei denen eine direkte Finanzierung durch 
die Stadt erfolgen muss, werden die erforderlichen Mittel im Rahmen der Haushaltspläne 
und des Investitionsprogramms zu gegebener Zeit angemeldet und der Bürgerschaft zur 
Entscheidung vorgelegt.

2. Aufstellungsverfahren des 4. RNVP

Durch Beschluss des Hauptausschusses vom 14.11.2017 (TOP 13.5) wurde gemäß der Vor-
lage des Fachbereiches 5 vom 28.09.2017 die Durchführung einer freihändigen Vergabe 
(Verhandlungsverfahren) als Vorbereitung der Vergabe eines Auftrages zur Erarbeitung des 
4. RNVP beschlossen.
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Das Büro IGES aus Berlin hat mit seinem Angebot vom 01.12.2017 den Zuschlag erhalten. 
Der Planungsauftrag zur Erstellung des 4. RNVP wurde mit Schreiben vom 27.12.2017 er-
teilt.

Im Zuge der Bearbeitung haben regelmäßig Termine vor Ort stattgefunden. Mit den kommu-
nalen Verkehrsunternehmen hat es eine intensive Abstimmung gegeben. Die anderen im 
Verflechtungsraum tätigen Verkehrsunternehmen sowie die Aufgabenträger der Umlandkrei-
se wurden regelmäßig informiert.
In der bestehenden Arbeitsgruppe ÖPNV des Fachbereiches Planen und Bauen mit den 
verkehrspolitischen Sprechern aller in der Bürgerschaft vertretenen Fraktionen (AG-ÖPNV-
Politik) wurde in 2 Sitzungen (15.02.2018 und 03.07.2018) jeweils über den aktuellen Sach-
stand berichtet.
Nach Erstellung eines 1. Entwurfes im Mai 2018 erfolgte ab dem 08.06.2018  die formale 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (TÖB) in Form einer Online-Beteiligung gemäß 
der Vorgabe in § 5 Abs. 3 ÖPNV-G (siehe hierzu Kapitel 6).
Die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen sowie deren Bewertung 
und Berücksichtigung bzw. die Begründungen bei einer nicht erfolgten Berücksichtigung (Ab-
wägung) sind in einer Übersicht als Anlage 3 dieser Vorlage beigefügt.

Der 4. RNVP entspricht gemäß den Vorschriften des ÖPNV-G den Erfordernissen und Zielen 
der Raumordnung und der Landesplanung, der Schulentwicklungsplanung, des Umwelt- und 
Naturschutzes sowie den Rahmenvorgaben des aktuellen 4. Landesweiten Nahverkehrspla-
nes (LNVP) für den Schienengebundenen Nahverkehr (SPNV). 

Nach Beschlussfassung durch die Bürgerschaft ist der 4. RNVP gemäß § 5 Absatz 4 ÖPNV-
G dem MWAVTT im Rahmen der Rechtsaufsicht zur Prüfung vorzulegen. Das MWAVTT 
kann dem RNVP gemäß § 5 Abs. 4 ÖPNV-G innerhalb von 2 Monaten widersprechen, wenn 
die Anforderungen des ÖPNV-G oder des § 8 Abs. 3 des PBefG nicht erfüllt sind, in diesem 
Fall wird der RNVP nicht wirksam.

Sollte nach der Beschlussfassung über den 4. RNVP die Lübecker Bürgerschaft neue/ande-
re Entscheidungen zur weiteren verkehrspolitischen Entwicklung in der Hansestadt Lübeck 
und/oder in bestimmten Bereichen fassen, besteht die Möglichkeit einer Fortschreibung des 
RNVP und damit Anpassung an geänderte Vorgaben. 
Wenn diese Beschlüsse Auswirkungen auf die Festlegungen im Öffentlichen Dienstleistungs-
auftrag (öDA) gegenüber den mit der Erbringung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 
im ÖPNV beauftragten Verkehrsunternehmen haben, wären hier ggf. entsprechende Anpas-
sungen vorzunehmen. Hierzu zählen auch mögliche finanzielle Auswirkungen. 

Allerdings darf der öDA aus vergaberechtlichen Gründen nachträglich nicht wesentlich geän-
dert werden, da er dann rechtlich anfechtbar wird. Aus diesem Grunde sollte die Realisierung 
von Maßnahmen, die zu finanziellen Belastungen der mit der Erbringung der Verkehrsleis-
tungen betrauten Verkehrsunternehmen führen können, mit diesen im Vorwege abgestimmt 
werden. Eine Beeinträchtigung der vereinbarten Ergebnislinie und des Finanz- und Wirt-
schaftsplanes der Gesellschaften sollte vermieden werden. 

3. Rahmenbedingungen und Umsetzung von Maßnahmen

Wesentliche Rahmenbedingungen für den 4. RNVP sind neben den rechtlichen, planeri-
schen und strukturellen Vorgaben die politischen Rahmenbeschlüsse. Hier sind besonders 
zu nennen die Beschlüsse der Bürgerschaft zur Umsetzung der Liniennetzoptimierung in 
2011 und die Bestätigung der Festlegung des Angebotes als Gesamtnetz, die bereits Ein-
gang in den 3. RNVP gefunden haben.
Zusätzlich zu den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im ÖPNV nehmen die SL/LVG 
weitere Aufgaben im Auftrag der Hansestadt Lübeck war. Hierbei handelt es sich um die 
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sogenannten „Regieaufgaben“. Die SL/LVG erfüllen diese Aufgaben als integriertes Ver-
kehrsunternehmen.

In Kapitel 2 erfolgt eine Standortbestimmung, in den Kapitel 3 werden die Rahmenvorgaben 
zur Netzentwicklung festgelegt und in Kapitel 4 das Qualitätskonzept dargestellt. Kapitel 5 
trifft Aussagen zum ÖPNV-Management.

Kapitel 5.4 enthält entsprechend der Vorgabe in § 5 Abs. 2 ÖPNV-G die Maßnahmen (siehe 
Anlage 4), deren Umsetzung für 2019/2023 geplant ist. Die Anmeldung der erforderlichen 
Haushaltsmittel für 2019 ist, soweit die Kosten bekannt sind, im Rahmen der Haushalts- und 
Finanzplanung erfolgt. Für diese Maßnahmen geht die Verwaltung derzeit davon aus, dass 
diese haushaltsneutral umgesetzt werden können, da die Finanzierung zumindest teilweise 
durch Fördergelder des Landes (Kommunalisierungsmittel) erfolgen kann.

Wenn im Zuge der Optimierung und Weiterentwicklung des ÖPNV in der Hansestadt Lübeck 
neue und/oder zusätzliche Maßnahmen geplant und realisiert werden sollen, ist in der Regel 
zum einen die Zuständigkeit festzulegen und zum anderen die Finanzierung nicht nur für die 
geplante Maßnahme, sondern insbesondere bei Infrastrukturprojekten die laufenden Kosten 
für Wartung, Instandhaltung, Unterhaltung, Verkehrssicherung zu regeln.

Ein weiterer Aspekt bei neuen/zusätzlichen Aufgaben ist die Klärung, ob die vorhandenen 
personellen Ressourcen sowohl quantitativ als auch qualitativ vorhanden sind. 

Die Verwaltung wird der Bürgerschaft nach Abschluss der Vorplanungen und Kalkulation der 
Kosten entsprechende Vorschläge zur Umsetzung und Finanzierung zur Entscheidung vorle-
gen.

4. Fortsetzung der Betrauung/Direktvergabe ab 10.06.2020

Mit Wirkung vom 01.01.2011 ist die bisherige Betrauung in einen öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrag (Direktvergabe) an die SL/LVG als interne Betreiber gemäß Art. 5 Abs. 2 der 
VO 1370/2007 bis zum 31.12.2020 übergegangen. 
Hierzu wird auf den Bericht der Verwaltung vom 06.10.2014 (VO/2014/02009) verwiesen.

Gemäß Artikel 7 Abs. 2 der EU-VO 1370/2007 in Verbindung mit § 8a, Abs. 2 des PBefG ist 
eine EU-weite Vorabbekanntmachung (VAB) des Aufgabenträgers erforderlich, wenn eine 
erneute Direktvergabe des Aufgabenträgers beabsichtigt ist. Sie muss mindestens ein Jahr 
vor der Direktvergabe und soll nicht früher als 27 Monate vor Ablauf der Linienkonzessionen 
(09.06.2020) bzw. Betriebsbeginn (10.06.2020) erfolgen.

Gemäß dem bereits vorliegenden Beschluss der Bürgerschaft zur erneuten Direktvergabe 
(siehe Ausführungen unter Pkt. 1) soll nach erfolgter Beschlussfassung über den 4. RNVP 
und Genehmigung durch das MWVATT eine EU-weite VAB mit dem Ziel der erneuten Direkt-
vergabe erfolgen.

Auf der Basis des 4. RNVP und den Inhalten der VAB wird beabsichtigt, mit SL/LVG einen 
öffentlicher Dienstleistungsauftrag (öDA) abzuschließen.

Hierzu wird von der Verwaltung eine gesonderte Beschlussvorlage erstellt, die der Bürger-
schaft zur Entscheidung vorgelegt wird.
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5. Erreichen der „Umweltziele“

Die Bürgerschaft bekräftigt und erneuert ihre bereits beschlossenen Ziele und Maßnahmen 
zur Reduzierung von Lärm und von Treibhausgasen in der Hansestadt Lübeck (Umweltzie-
le). Zur Erreichung ihrer Umweltziele im Mobilitätsbereich kommt dem ÖPNV eine Schlüssel-
stellung zu. Die Bürgerschaft setzt sich daher für eine kontinuierliche Weiterentwickelung 
und Umsetzung der Standards ein. Dies kann am besten im Rahmen der geplanten Direkt-
vergabe über Anpassungen des öffentlichen Dienstleistungsauftrags erfolgen. Regelungen 
zum Erreichen der geltenden und neuen Umweltziele der Hansestadt Lübeck werden im 
ÖDA vorgesehen. 

Die Stadtverkehr Lübeck GmbH wird im Rahmen der geplanten erneuten Direktverga-
be verpflichtet, die fachbereichs-übergreifenden Ziele des Klima- und Lärmschutzes in 
seinem Aufgabenbereich umzusetzen und sich aktiv an anstehenden Planungen zu 
beteiligen.

Der Bereich Umwelt- Natur- und Verbraucherschutz erstellt Konzepte für die kommunale 
Umweltplanung, welche die Gesundheit der Bevölkerung im Fokus haben. Der motorisierte 
Verkehr stellt dabei mittlerweile die größte Quelle für gesundheitliche Beeinträchtigungen 
dar. Deshalb ist der ÖPNV - insbesondere für Fachkonzepte zu Lärmschutz, Klimaschutz 
und Luftreinhaltung - ein bedeutsamer Akteur, um den motorisierten Individualverkehr zu 
reduzieren. 

In der Vergangenheit sind die den Stadtverkehr betreffenden Maßnahmen des Lübecker 
Lärmaktionsplans (2013) und des Klimaschutzkonzeptes (2010) in direkter gegenseitiger 
Absprache erstellt worden. Für die nun anstehende Fortschreibung dieser beiden Planwerke 
in den Jahren 2018 – 2020 soll diese Zusammenarbeit fortgeführt werden. Dafür ist es ziel-
führend, dass das Kommunalparlament die direkte Einflussmöglichkeit behält.

Lärmaktionsplan
In den aktuellen Lärmaktionsplan sind folgende Maßnahmen des Stadtverkehrs eingeflos-
sen:  

 Die SL und die LVG leisten durch ein gut ausgebautes und der Nachfrage entspre-
chendes ÖPNV-Netz einen großen Beitrag zur Lärmminderung in HL.

 Die SL/LVG erneuern kontinuierlich den Fuhrpark. Alle 62 Fahrzeuge (47 SL und 15 
LVG), die seit 2008 beschafft wurden, entsprechen seitens des Herstellers in ihrer 
Grundausstattung den Vorgaben des „Blauen Engel-Zertifikats“ (besonders hinsicht-
lich der Geräuschemissionen).

 Aus der Umsetzung der Dienstanweisung für den Fahrdienst mit Bussen (DFBus) für 
eine energiesparende und wirtschaftliche Fahrweise resultiert eine lärmarme Fahr-
weise z.B. durch zügiges Beschleunigen, vorausschauendes Fahren und frühzeitiges 
„Gas wegnehmen“. Entsprechende Schulungen werden im Unternehmen durchge-
führt.

 Kooperation mit „StattAuto Lübeck“: Neben der Jahres-ABO-Aktion bestand im 1. 
Halbjahr 2013 die Möglichkeit, mit einem Schnupper-ABO (3 Monate) das „StattAuto“ 
zu testen.

 Im Rahmen eines Pilotprojektes wurden 2011 vom Stadtverkehr Lübeck 10 Hybrid-
Busse angeschafft und eingesetzt. Wenn der Dieselmotor nicht in Betrieb ist, sinkt 
gerade im Haltestellenbereich die Lärmbelastung erheblich. 

Der Lärmaktionsplan wird derzeit fortgeschrieben. Neben den bereits im aktuellen Plan be-
schriebenen Schwerpunkten (lärmarmer Betrieb der Fahrzeuge, Verhaltensregeln zum lär-
marmen Fahren, Kooperation mit dem Umweltverbund) wird in Zukunft ein weiterer Schwer-
punkt auf dem elektrischen Antrieb liegen. Im Rahmen eines BMVI-Förderprogrammes wur-
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den nach EU-weiter Ausschreibung zwei Elektrobusse in 2017 beschafft. Die Beschaffung 
von weiteren je drei zusätzlichen E-Bussen für die Verkehrsbetrieb LVG und SL ist mit För-
dermitteln des Bundes bereits für 2018/2019 geplant. Parallel dazu wird auf den Unterneh-
mensstandorten die Ladeinfrastruktur aufzubauen sein, was die Installation einer intelligen-
ten Steuerungssoftware einschließt. Weiterhin sind spezielle Maßnahmen für die Lübecker 
Altstadt vorstellbar.

Klimaschutzkonzept
Der motorisierte Verkehr verursacht in Lübeck mehr als ein Viertel der Treibhausgasemissio-
nen. Deshalb sind Maßnahmen zur Förderung des ÖPNV wichtig, um das lokale Reduktions-
ziel für CO2 (10% alle 5 Jahre) zu erreichen. Die entsprechenden Maßnahmen aus dem Kli-
maschutz-Konzept von 2010 betreffen die folgenden Schwerpunkte:

 Umweltfreundliche und CO2-arme Antriebe (Elektrobusse, Hybridantrieb)
 Umsetzung von betrieblichen Mobilitätskonzepten für den ÖPNV in Kooperation mit 

Betrieben, IHK, und weiteren Zielgruppen wie Schulen und weiteren Bildungsträgern
 Information und besondere Anreize für Neubürger (z. B. kostenlose Monatskarte, Inf-

opaket);
 Ausweitung von Vorrangschaltungen zur Beschleunigung des Busverkehrs;
 Ausweitung von Busspuren; 
 Verbesserung der Akzeptanz vorhandener P+R-Anlagen.

Für die Fortschreibung des Klimaschutzkonzeptes (geplant für 2019/2020) ist wie beim 
Lärmschutz die E-Mobilität eine wichtige Stellschraube. Daher sieht der 4. RNVP eine durch-
schnittliche jährliche Reduktion von ca. 600 t CO2 bis zum Jahr 2030 durch Einsatz elektrisch 
angetriebene Fahrzeuge vor.
Die verstärkte Initiierung von betrieblichen Mobilitätskonzepten ist eine weitere wichtige Maß-
nahme im Verkehrsbereich. Ziel ist die Steigerung der Attraktivität des ÖPNV für die Mitar-
beiter/innen von Betrieben, etwa durch Fahrplananpassungen und Tarifmaßnahmen wie das 
Job-Ticket, in Zusammenarbeit mit dem ÖPNV-Anbieter. Ein dritter Schwerpunkt soll die Op-
timierung der Verkehrsmittelverknüpfung im Umweltverbund sein. 

Der gesamte Entwurf des RNVP kann im Internet unter folgendem Link:

http://stadtentwicklung.luebeck.de/files/verkehrsplanung/4_RNVP_Entwurf.pdf

abgerufen werden. Die Zusammenfassung des 4. RNVP ist als Anlage 2 beigefügt.

Nach Beschluss durch die Bürgerschaft und Genehmigung durch das MWAVTT ist beabsich-
tigt, den 4. RNVP in der Serie des Fachbereiches 5 „Lübeck plant und baut“ zu veröffentli-
chen.
Darüber hinaus wird der 4. RNVP im Internet auf den Seiten des FB 5 eingestellt.

Anlagen:
Anlage 2: Zusammenfassung des 4. RNVP
Anlage 3: Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Beteiligungsverfahren
Anlage 4: Maßnahmenzusammenfassung

http://stadtentwicklung.luebeck.de/files/verkehrsplanung/4_RNVP_Entwurf.pdf
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Zusammenfassung
Die Hansestadt Lübeck schreibt in ihrer Funktion als Aufgabenträger des übrigen öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) den bisherigen 3. Regionalen Nahverkehrsplan fort und legt daher für 
den Zeitraum 2019 – 2023 den 4. Regionalen Nahverkehrsplan (RNVP) der Hansestadt Lübeck vor.

Der 4. RNVP baut auf einer Analyse der soziodemografischen, strukturellen und verkehrlichen 
Rahmenbedingungen sowie der zu erwartenden Entwicklungen des Mobilitätsbedarfs auf. Darin 
werden die Vorstellungen der Hansestadt Lübeck zur Art, Umfang und Qualität einer ausreichenden 
Verkehrsbedienung des übrigen ÖPNV (Busverkehr) als Aufgabe der Daseinsvorsorge beschrieben. 
Die in den letzten Jahren angestoßenen Prozesse zur Weiterentwicklung des ÖPNV-Angebots und der 
ÖPNV-Infrastruktur werden als Ausgangspunkt aufgenommen.

Die Sicherstellung des übrigen ÖPNV ist dabei eine freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe der 
Hansestadt Lübeck, so dass die Umsetzung u.a. an die Verfügbarkeit der erforderlichen finanziellen 
Mittel gekoppelt ist. 

Entwicklungsperspektiven des Mobilitätsbedarfs und des ÖPNV-Leistungsniveaus

Grundsätzlich erfüllt die bestehende Erschließungs- und Angebotsqualität des übrigen ÖPNV bereits 
überwiegend das aus Sicht der Hansestadt Lübeck geforderte Leistungsniveau. Ausgangspunkt für die 
dennoch erforderliche punktuelle Weiterentwicklung des ÖPNV-Angebots ist die im Jahr 2012 
umgesetzte Liniennetzoptimierung. 

Der Anteil der ÖPNV-Nutzung in der Hansestadt Lübeck ist im Vergleich zu anderen Städten in 
Schleswig-Holstein wie Kiel oder Flensburg leicht unterdurchschnittlich, so dass der 4. RNVP zunächst 
den zukünftigen Mobilitätsbedarf einschätzt. Dabei wird aufbauend auf die Entwicklung der 
Fahrgastnachfrage, die Ausprägung und Veränderung von Pendlerströmen, die zu erwartenden 
Entwicklung der Bevölkerungszahlen und der Bevölkerungszusammensetzung aber auch auf die 
touristische Entwicklung eine leichte Zunahme der Fahrgastzahlen zwischen 2016 und 2023 in Höhe 
von ca. 1,8 % erwartet. Diese Entwicklung bildet eine Status Quo-Prognose ab, die als Randbedingung 
das von der Hansestadt Lübeck definierte Mindestverkehrsangebot im ÖPNV aufgreift. 

Da die beschriebene Entwicklung nur eine leichte Entwicklungsperspektive erwarten lässt, beschreibt 
der 4. RNVP zusätzlich ein alternatives Entwicklungsszenario für die Fahrgastnachfrage (Steigerung 
zwischen 2016 und 2023 in Höhe von ca. 8 %), um den zukünftig noch wichtiger werdenden klima- 
und umweltschutzpolitischen Belangen gerecht zu werden. Voraussetzung für das alternative 
Entwicklungsszenario ist der erhöhte Einsatz von finanziellen und personellen Ressourcen, um u.a. 
eine zusätzliche Erhöhung des Angebots- und Qualitätsumfangs initiieren zu können.

Weiterentwicklung des Busangebots

Im 4. RNVP werden die Mindesterschließungs- und Mindestbedienvorgaben für den 
Bedienungsumfang der Busverkehre präzisiert, da bisher noch nicht für alle städtischen Gebiete klare 
Bedienstandards vorgegeben waren. Dabei wird gleichzeitig eine stärkere Orientierung der 
räumlichen Mindesterschließungsvorgaben an echten Wegelängen und –zeiten anstelle 
theoretischer Haltestelleneinzugsradien umgesetzt.

Als konkrete Handlungsschwerpunkte sind in der Laufzeit des 4. RNVP die Verbesserung der 
kleinräumigen Erschließung in den Stadtbezirken bzw. Siedlungsgebieten und in den Gewerbe-
/Industriegebieten sowie die verbesserte Anbindung der Siedlungsgebiete in den städtischen 
Randlagen umzusetzen. 
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Zukünftige Herausforderungen bestehen zudem in der Verbesserung der ÖPNV-Erschließung und 
Verkehrsträgervernetzung, in der Anpassung des ÖPNV-Netzes an die zukünftige 
Wohnflächenentwicklung, an die vorgesehene Erweiterung der Hochschulstandorte sowie die 
Verbesserung der verkehrlichen Erschließung insbesondere im Bereich Lübeck-Travemünde. 

Wichtig ist dabei eine gesamthafte Betrachtung von Verkehr und Mobilität, so dass der 4. RNVP zum 
einen konsequent auf eine verkehrsträgerübergreifende Sichtweise und zum anderen übergreifend 
nicht auf eine innerstädtische Perspektive beschränkt, sondern auf ein verkehrliches Gesamtsystem 
im Stadt-Umland-Raum Region Lübeck ausgerichtet ist. 

Daraus resultiert Handlungsbedarf z.B. in der Ausweitung der Umlandverkehre im Bereich Bad 
Schwartau und Stockelsdorf, in der Fortsetzung der Koordinierung von Stadt- und Regionalbuslinien 
in und aus Richtung Kreis Herzogtum Lauenburg sowie Landkreis Nordwestmecklenburg oder aber im 
Bereich der Schaffung koordinierter Tarifangebote auch in Richtung der Verkehre nach Mecklenburg-
Vorpommern.

Anforderungen an die Weiterentwicklung des Schienenverkehrs

Obwohl die Hansestadt Lübeck nicht Aufgabenträger für den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) 
ist, formuliert der 4. RNVP ein klares Anforderungsprofil an die trotz erfolgreicher Umsetzung neuer 
Haltepunkte wie Lübeck-Dänischburg IKEA und Lübeck-Hochschulstadtteil erforderliche 
Weiterentwicklung. 

Der Angebotsumfang hat bis dato nicht das im Landesnahverkehrsplan (LNVP) und im Konzept Regio-
S-Bahn Lübeck vorgesehene Niveau erreicht. Angebotsverdichtungen werden daher u.a. in Richtung 
Hamburg (drei Fahrten je Stunde) oder aber durch die Umsetzung eines 30-Minuten-Taktes auf den 
Abschnitten Lübeck Hbf. - Lübeck-Travemünde Strand, Lübeck Hbf. – Puttgarden, Lübeck Hbf. – 
Ratzeburg an das Land Schleswig-Holstein adressiert.

Weitere zentrale Forderungen der Hansestadt Lübeck sind die Errichtung eines Haltepunktes im 
Bereich Lübeck-Moisling und die Potenzialermittlung für weitere zusätzliche Haltepunkte etwa im 
Bereich Buntekuh/Roter Hahn sowie Kücknitz. 

Verstärkte Orientierung an Umwelt- und Klimazielen

Der 4. RNVP versteht sich neben der Funktion zur Definition des Angebotsumfangs und der 
Angebotsqualität im ÖPNV der Hansestadt Lübeck auch als wichtiges Instrument zum Erreichen von 
umwelt- und klimaschutzpolitischen Zielen. In Konsequenz dessen werden ambitionierte 
Zielvorgaben zur Erhöhung des Anteils an rein-elektrisch angetriebenen Fahrzeugen und zur 
Reduzierung von CO2- und NOx-Emissionen festgelegt, die sich direkt auf die zukünftige 
Fahrzeugflotte im Busbetrieb auswirken werden. 

Konkret gibt die Hansestadt Lübeck vor, das bis zum Jahr 2030 im Durchschnitt ca. 600 t CO² sowie 
ca. 4°t NOx zusätzlich pro Jahr einzusparen sind. Gleichzeitig soll sich dazu der Fuhrpark der 
Verkehrsunternehmen so verändern, dass der Anteil von rein-elektrisch angetriebenen Fahrzeugen 
bereits ab 2020 auf mindestens 5%, bis Ende 2021 auf 10%, bis Ende 2025 auf 40% sowie bis Ende 
2030 auf 70% erhöht.

Handlungsschwerpunkte im Bereich Infrastruktur: ÖPNV-Beschleunigung und zur 
Umsetzung der Barrierefreiheit

Im Bereich der ÖPNV-Infrastruktur wurden in den letzten Jahren erforderliche Prozesse zur ÖPNV-
Beschleunigung und zur Umsetzung der Barrierefreiheit bereits angestoßen. Erfreulich ist, dass die 
geplante Ausrüstung mit dynamischen Fahrgastinformationen an Schwerpunkthaltestellen erreicht 
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wurde und auch die Umsetzung des Haltestellenausbaus zur Modernisierung und zur Umsetzung der 
Barrierefreiheit fortgesetzt wurde. 

Die Laufzeit des 4. RNVP erfordert nunmehr die Vertiefung erforderlicher und konkret benannter 
Beschleunigungsmaßnahmen, da Pünktlichkeit und Effizienz des ÖPNV-Betriebs entscheidend von 
den identifizierten Maßnahmen wie ÖPNV-Bevorrechtigung an Lichtsignalanlagen sowie Erhalt und 
Ausbau von Sonderfahrstreifen für den ÖPNV (Busspuren) abhängen. 

Zur Umsetzung der gesetzlichen Anforderungen zum Erreichen der vollständigen Barrierefreiheit im 
ÖPNV definiert der 4. RNVP konkretisierte Vorgaben an die barrierefreie Gestaltung der 
Systembestandteile Fahrzeuge, Haltestellen, Informationssysteme sowie an den Betrieb und Service. 
Als begleitender Prozess wurden bereits umfangreiche dazu erforderliche Datengrundlagen 
erarbeitet. Ziel ist, das System ÖPNV für alle Nutzer barrierefrei zu gestalten. 

Mit der Aktualisierung eines Haltestellenkatasters wurde begonnen, damit aufbauend auf den 
aktuellen Ausbaustand der Haltestellen ein konkreter Umsetzungs- und Maßnahmenplanes zum 
barrierefreien Haltestellenumbau abgeleitet werden kann. In der Laufzeit des 4. RNVP wird die 
Hansestadt Lübeck jährlich rund 100 TEUR zur Verfügung stellen, um die Umsetzung der abgeleiteten 
Umbaumaßnahmen zu finanzieren.

Im Bereich der Haltestelleninfrastruktur wird zusätzlich dazu die Kategorisierung so verändert, dass 
sich daraus für eine größere Anzahl an Haltestellen Verbesserungen des geforderten 
Ausbaustandards z.B. im Bereich Witterungsschutz, Sitzgelegenheiten und Beleuchtung ergeben. 

Tarife und Vertriebsformen zeitgemäß im Verbund NAH.SH weiterentwickeln

Die Qualität des ÖPNV der Hansestadt Lübeck wird in enger Abstimmung mit der 
Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH) festgelegt und umgesetzt. Der 
4.RNVP beinhaltet dabei u.a. Entwicklungsschwerpunkte in den wichtigen Aspekten Tarif und 
Vertrieb. 

Aus Sicht der Hansestadt Lübeck sollen in der Laufzeit des 4. RNVP Optionen zur Weiterentwicklung 
des geltenden SH-Tarifs wie etwa Einführung eines Sozialtickets, Angebote für ältere Menschen, 
Kurzstreckenangebote, Kombi-/ Veranstaltungstickets, Angebote für Touristen, Weiterentwicklung 
Semesterticket zu einem landesweit gültigen Angebot oder aber Integration der Fährtarife in den SH-
Tarif geprüft und dann ggf. umgesetzt werden. Gleichzeitig soll die Komplexität des SH-Tarifs 
reduziert werden.

Im Bereich Vertrieb sollen Möglichkeiten des elektronischen Ticketings verstärkt umgesetzt werden, 
so dass mobil nutzbare Vertriebskanäle wie Handytickets, „check in – be out“- oder „be in – be out“-
Systeme durch die Fahrgäste verstärkt genutzt werden können.

Verkehrsleistungserbringung durch internen Betreiber

Derzeit sind die Verkehrsunternehmen Stadtverkehr Lübeck GmbH und Lübeck-Travemünder 
Verkehrsgesellschaft mbH als interne Betreiber mit der Erbringung der durch die Hansestadt Lübeck 
als Aufgabenträger gewünschten Verkehrsleistungserbringung direkt betraut. 

Die Hansestadt Lübeck beabsichtigt, auch für den Zeitraum nach der derzeitigen Betrauung bzw. 
nach Ablauf der Gültigkeit der derzeitigen Liniengenehmigungen eine Direktvergabe an einen 
internen Betreiber durchzuführen, da dies aus Sicht der Hansestadt Lübeck nach eingehender 
Abwägung der zur Auswahl stehenden Alternativen die wirtschaftlichste Form der 
Verkehrserbringung gewährleistet.
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4. RNVP mit Blick in die Zukunft

Obwohl der 4. RNVP mit Blick auf den Gültigkeitszeitraum 2019 - 2023 zeitlich beschränkt ist, 
definiert die Hansestadt Lübeck darin erstmals ein mittel- bis langfristig darüber hinauswirkendes 
Entwicklungskonzept für Zukunftsanforderungen. 

Dies beinhaltet zum einen das wichtige Thema des sogenannten integrierten kommunalen und 
betrieblichen Mobilitätsmanagements, dass unterschiedliche Zielgruppen aber auch Arbeitgeber 
dazu anleiten soll, verstärkt Verkehrsmittel des Umweltverbundes zu nutzen und dazu auch konkrete 
Anreize zu setzen.

Zum anderen wird damit begonnen, einen Maßnahmenkatalog „Zukunftsinitiative“ aufzuspannen, 
um z.B. Optionen zur Einbindung der Eigenproduktion von Strom aus regenerativen Quellen oder 
aber zur Energiespeicherung regenerativ produzierten Stroms zur Weiternutzung in 
Brennstoffzellenantrieben zu prüfen. Weiterhin setzt die Hansestadt Lübeck auf die Ausweitung 
flexibler digital organisierter Verkehrsangebote wie z.B. das derzeitige Pilotangebot LÜMO und auf 
die Prüfung von Einsatzmöglichkeiten für autonome Verkehrsangebote. Dazu soll konkret versucht 
werden, ein entsprechendes Pilotvorhaben zu initiieren. 



4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023; IGES Institut GmbH – Seite 1

| Gesundheit | Mobilität | Bildung |

Anlage A3: Anhörungsprotokoll und Abwägung zur Erstellung des 4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023

Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

S. 38: Die Gemeinde Lüdersdorf ist ebenfalls Grundzentrum Der Hinweis wird umgesetzt. Hansestadt 
Lübeck, Bereich 
Stadtplanung 
und 
Bauordnung;
08.06.2018

S. 40 (Karte): Die Gemeinde Krummesse ist ebenfalls Teil der Stadt-Umland-
Kooperation

Der Hinweis wird umgesetzt. 

S. 170: Grundsätzliches: Wie sichern Sie die in § 5 (3) Punkt 4 ÖPNVG SH 
geforderte Beteiligung der Interessenverbänden von Frauen? Wer außer dem 
Frauenbüro ist noch um Stellungnahme gebeten worden? Ich empfehle 
dringend zumindest eine Einbindung von: Frauennotruf 
(www.frauennotrufluebeck.de); den beiden Frauenhäusern www.autonomes-
frauenhaus.de und www.frauenhaus-awo-luebeck.de und dem Verein mixped 
pickles e.V. www.mixedpickles-ev.de ; von einer Einbindung der Lübecker 
Frauen- und Sozialverbände gehe ich aus, da sie auch Mitglied im 
Fahrgastbeirat sind www.luebecker-frauenverbaende.de

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Das Beteiligungsverfahren orientiert sich an den gesetzlichen Vorgaben entsprechend 
PBefG und ÖPNVG SH. In Bezug auf die Interessensvertretungen von Frauen wurden 
das Frauenbüro sowie die Lübecker Frauen- und Sozialverbände eingebunden, so dass 
eine ausreichende Beteiligung sichergestellt ist. Darüber hinaus wurde der Entwurf 
des RNVP auf der Internetseite der HL öffentlich bereitgestellt, um auch über die 
gesetzlichen Vorgaben zur Beteiligung hinaus Möglichkeiten zu Stellungnahmen zu 
ermöglichen. 

Hansestadt 
Lübeck, 
Gleichstellungsb
eauftragte;
11.06.2018

S. 20 Verkehrspolitische Zielstellungen: Es wird im vorliegenden Entwurf nicht 
deutlich, wie § 1 (4) ÖPNVG SH umgesetzt werden soll. § 1 (4): „Bei der 
Planung und Gestaltung der Verkehrsinfrastruktur, der Fahrzeuge und des 
ÖPNV-Angebotes sind neben den spezifischen Bedürfnissen der 
Benutzergruppen, vor allem den Bedürfnissen der Schülerinnen und Schüler, 
der Auszubildenden und der Berufstätigen, besonders die Belange von 
Kindern, alten Menschen und Personen mit Behinderungen und sonstigen 
Mobilitätsbeeinträchtigungen zu berücksichtigen. Darüber hinaus ist dem 
spezifischen Mobilitätsverhalten von Frauen im Rahmen des ÖPNV Rechnung 
zu tragen.“

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

In Kapitel 1.3.1 wird folgende Formulierung ergänzt: „Darüber hinaus ist dem 
spezifischen Mobilitätsverhalten von Frauen im Rahmen des ÖPNV Rechnung zu 
tragen.“ 

Die verkehrspolitischen Grundsätze sollen sicherstellen, dass das ÖPNV-Angebot 
insgesamt die Bedürfnisse der in § 1 (4) ÖPNVG SH genannten Benutzergruppen 
berücksichtigt. Da die Umsetzung dieser Leitlinie nicht in Form separater 
nutzergruppenspezifscher ÖPNV-Angebote möglich ist, beschreiben die in den 
Kapiteln 3 „Angebotskonzept“ und 4 „Qualitätskonzept“ definierten 
Mindestvorgaben und Mindestkriterien die aus Sicht der Hansestadt Lübeck 
erforderlichen ausreichende Verkehrsbedienung, die an allen Interessen 
ausgerichtete ist. Es ist dabei zu beachten, dass die ÖPNV-Sicherstellung eine 
freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe der Hansestadt Lübeck ist, so dass im RNVP 
nur Mindestbedienvorgaben definieren werden. Darüber hinausgehende 

Anlage 3
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Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

Leistungen sind damit jedoch nicht ausgeschlossen.

S. 42 Verkehrspolitische Zielstellungen: Es gibt auf S. 42 lediglich eine 
Auswertung nach Geschlecht bzgl. des Anteils Frauen / Männer im Stadtteil, 
aber keine Auswertung oder Daten der Nutzer*innen nach Geschlecht. Nach 
allgemeinen wissenschaftlicher Untersuchungen sind Frauen weniger 
(auto)mobil und häufiger Nutzerinnen des ÖPNV als Männer, deshalb ist eine 
Auswertung ihrer Nutzungsbedarfe und Wegestrecken von besonderer 
Bedeutung. „Für Frauen wichtige Infrastrukturangebote der medizinischen 
Versorgung, Einrichtungen zur Kinder- und Altenbetreuung,  
Einkaufsmöglichkeiten, Beratungsstellen…“ (Gisela Stete in „Gleiche 
Mobilitätschancen für alle. Gender Mainstreaming im Öffentlichen 
Personennahverkehr“, Hrsg. Friedrich-Ebert-Stiftung Berlin 2006,S. 16) sollten 
durch den ÖPNV in Lübeck abgedeckt werden.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Eine über die bisherigen Analysen hinausgehende Darstellung von Daten ist in 
Kapitel 2.1.5 nicht vorgesehen. 

Die  in den Kapiteln 3 „Angebotskonzept“ und 4 „Qualitätskonzept“ definierten 
Mindestvorgaben und Mindestkriterien beschreiben die ausreichende 
Verkehrsbedienung aus Sicht der Hansestadt Lübeck sowohl für Frauen als auch 
Männer. Eine Unterscheidung ist daher nicht erforderlich.

S. 43 Verkehrspolitische Zielstellungen: Die genannte Zahl des 
prognostizierten wachsenden Schüler- und Ausbildungsverkehrs bedeutet im 
Vorlauf einen entsprechenden Bedarf der Eltern dieser Kinder, der möglichst 
durch den ÖPNV und nicht durch Individualverkehr vor Schule oder 
Kindergarten gelöst werden sollte. 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auch auf die Erläuterungen zur Entwicklung der Schülerzahlen auf Seite 48 
oben um Beteiligungsentwurf verwiesen.

Die „frauenpolitischen Forderungen für Lübeck zur Kommunalwahl 2018“, 
siehe auch 
http://www.luebeck.de/stadt_politik/rathaus/verwaltung/frauenbuero/petiti
on/ verdeutlichen dies: sicheres nach Hause kommen garantieren, auch 
spätabends mit Bus und Bahn sowie ergänzenden Angeboten, Sozial-Ticket für 
den Nahverkehr anbieten, kurze, den Tagesabläufen von Berufstätigen sowie 
Schul- und Kitazeiten angepasste, Bustaktzeiten schaffen.  Ute Wanzeks 
Ausführungen (siehe 
https://www.nasa.de/fileadmin/content/02_verkehr_planung/02_oepnv_pla
n/01_workshop/04_gender_mainstreaming_familie/pdf/2016-01- 29_OEPNV-
Q2_Vortrag_Wanzek.pdf ) und auch die Veröffentlichung des difu „30 Jahre 

Die Hinweise werden teilweise umgesetzt.

In Kapitel 3.1 wird das konkrete  Anforderungsprofil zur Sicherstellung der 
ausreichenden Bedienung im übrigen ÖPNV beschrieben. Die 
Mindestbedienzeiten in den späten Abendstunden geben dabei eine Bedienung 
der überwiegenden Anzahl der Gebietskategorien der Hansestadt Lübeck bis 
nachts 01:00 Uhr vor, so dass abendliche Rückfahrten sichergestellt werden.  

Die Umsetzung eines Sozial-Tickets ist bis dato keine Maßnahme im 
Beteiligungsentwurf des RNVP. Im Kapitel 4.5 „Weiterentwicklung der Tarife im 
übrigen ÖPNV“ wird folgendes grundsätzliche Handlungsfeld ergänzt: 
„Berücksichtigung der Belange von Menschen mit geringem Einkommen bei der 
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Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

Gender in der Stadt- und Regionalentwicklung Berlin 2017) unterstreichen die 
Bedarfe, die das Frauenbüro vor der Kommunalwahl 2018 durch die 
Beteiligung unterschiedlicher Frauengruppen und Veranstaltungsformate in 
Lübeck ermittelt hat.

Weiterentwicklung des SH-Tarifs sowie ggf. Prüfung und Umsetzung 
erforderlicher angepasster Tarifangebote wie z.B. Sozialtickets“.

Im Beteiligungsentwurf des RNVP werden Mindesttaktfolgezeiten bzw. 
Mindestbedienhäufigkeiten definiert, die dem aus Sicht der Hansestadt Lübeck 
angemessenen Verkehrsangebot entsprechen. Um Anforderungen für zukünftige 
Entwicklungen zu berücksichtigen, definiert der RNVP die Entwicklung des 
zugrundeliegenden Mobilitätsbedarfs in zwei Szenarien (vgl. Kapitel 2.5.2 Status 
quo-Prognose zur Entwicklung des Fahrgastaufkommens (Status quo-Szenario) 
sowie 2.5.3 Alternativen für eine stärkere Entwicklung des Fahrgastaufkommens 
(Wachstums-Szenario)). Damit wird eine ggf. erforderliche Weiterentwicklung der 
Mindesttaktfolgezeiten bzw. Mindestbedienhäufigkeiten vorgedacht.

Insbesondere günstigere und einheitlichere Preise sind ein großes Thema / 
Anliegen von einer großen Anzahl Frauen mit geringen Einkommen. Viele der 
zentralen Beratungsangebote befinden sich in der Innenstadt; häufig wohnen 
sie jedoch in nicht so zentrumsnahen Stadtteilen und sind auf den ÖPNV zur 
Nutzung der Beratungsangebote angewiesen und nutzen diesen wg. der 
relativ hohen Fahrpreise nicht oder nur selten.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Im Kapitel 4.5 „Weiterentwicklung der Tarife im übrigen ÖPNV“ folgendes 
grundsätzliche Handlungsfeld ergänzt: „Berücksichtigung der Belange von 
Menschen mit geringem Einkommen bei der Weiterentwicklung des SH-Tarifs 
sowie ggf. Prüfung und Umsetzung erforderlicher angepasster Tarifangebote wie 
z.B. Sozialtickets“.

Ganz praktisch bedarf es auch vermehrt Busse mit mehr Stellflächen zu 
Hauptverkehrszeiten. Denn es erreichen uns immer wieder Beschwerden, 
dass Erziehende mit Kinderwagen den Bus nicht nutzen konnten, weil die 
dafür vorgesehenen Stellflächen bereits durch andere Kinderwägen oder 
Rollstühle belegt waren.  So entstehen Wartezeiten, an den Bushaltestellen, 
die bzgl. der benötigten Wegeketten die ÖPNV-Nutzung neben dem hohen 
Preis zusätzlich unattraktiv machen.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Im Kapitel 4.9 „Anforderungen an den Fahrzeugeinsatz“ werden die 
entsprechenden Vorgaben bereits formuliert: 

 Der Innenraum muss über ausreichende Stellflächen zur Aufnahme von 
Rollstühlen sowie von Rollatoren und anderen orthopädischen Hilfsmitteln, 
Kinderwagen, schwerem Gepäck, ÖPNV-zugelassenen E-Scootern und 
Fahrrädern (entsprechend Beförderungsbedingungen) verfügen.

 Die Anordnung und Dimensionierung von Mehrzweckbereichen soll so erfolgen, 
dass Konflikte auch bei Beförderung zwischen Fahrrädern und z.B. Rollstühlen 
und Kinderwagen soweit möglich minimiert werden.
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Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

Eine Vielzahl der benannten Vorschläge zur Barrierefreiheit, 
Haltestellenqualität etc. unterstützen auch die o.g. Bedarfe. Eine explizite 
Auswertung  nach Geschlecht könnte verdeutlichen, das hier ein großer Teil 
der Kundschaft (51,7% stadtweit, in anderen Stadtteilen höher) weiblich ist 
und ein entsprechender Bedarf besteht. Die Zahl der Kundinnen könnte durch 
eine Umsetzung oder Annäherung an die 3 benannten Themenfelder 
erheblich vergrößert werden.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Eine Auswertung nach Geschlecht ist nicht vorgesehen.

S. 49 Verkehrspolitische Zielstellungen: 

Für die Preisgestaltung des ÖPNV halten wir für wesentlich, nicht nur die Zahl 
der gestiegenen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in den Blick zu 
nehmen, sondern diese auch ins Verhältnis zu setzen zu ihrer Leistungs-und 
Kaufkraft. Hierfür sollte auch der Zwischenbericht zum Armuts-und 
Sozialbericht, siehe VO/2017/05472, siehe auch 
http://www.luebeck.de/stadt_politik/buergerinfo/bi/vo020.asp?VOLFDNR=10
05469 mit einbezogen werden. Dort wird z.B. auf S. 15 verdeutlicht, dass die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten steigt – diese Zahl aber 
überwiegend auf die Zunahme der Teilzeitbeschäftigung zurückzuführen ist. 
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte können dennoch sogenannte 
„Aufstocker“ sein, da ihr Einkommen nicht den Grundbedarf deckt (siehe o.g. 
Bericht, S. 20). Ein Bezug der Zahl der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten zu anderen Sozialdaten ist u.E. wesentlich für die Entwicklung 
einer bedarfsorientierten Preisgestaltung des ÖPNV.

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Im Kapitel 4.5 „Weiterentwicklung der Tarife im übrigen ÖPNV“ wird folgendes 
grundsätzliche Handlungsfeld ergänzt: „Berücksichtigung der Belange von 
Menschen mit geringem Einkommen bei der Weiterentwicklung des SH-Tarifs 
sowie ggf. Prüfung und Umsetzung erforderlicher angepasster Tarifangebote wie 
z.B. Sozialtickets“.

Kreis Segeberg,
c/o SVG 
Südwestholstei
n ÖPNV-
Verwaltungsge
meinschaft;
18.06.2018

Seite 112, Kap. 3.3.2: Die Unterstützung eines 7650-Ausbaus durch die 
Hansestadt Lübeck wird begrüßt. Da es in der Vergangenheit bereits 
Entwicklungsmaßnahmen gab, wird vorgeschlagen, von einem „weiteren“ 
Ausbau der 7650 zu sprechen. Dafür wurde zwischenzeitlich ein konkretes 
Fahrplankonzept entwickelt, das in den für den Freizeitverkehr besonders 
relevanten Nächten Fr/Sa und Sa/So geringfügig über die RNVP-Angaben 
hinausgeht (Anlage).

Der Hinweis wird umgesetzt.
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Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

Seite 194, Tab. 31: Die 7650 ist ausschließlich dem Teilnetz SE9 zugeordnet, 
zum Teilnetz OD10 gehört sie nicht. Der für SE9 vergebene ÖDA hat eine 
Laufzeit bis zum 12.12.2020. Da die Genehmigungsbehörden bei vorhandenen 
ÖDAs Konzessionen entsprechend dem jeweiligen ÖDA zu erteilen haben, 
erscheint uns die Angabe der Vergabelaufzeit generell wesentlicher als die 
aktuelle Laufzeit der Genehmigung, die in Kürze der Laufzeit des ÖDA 
angepasst werden wird.

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Die Angaben zu Linie 7650 werden korrigiert.

Die Angabe zu den Laufzeiten der öDA werden in der bestehenden Form belassen.

Seite 39, 2.1.3 Stadt-Umland-Raum Region Lübeck: Tabelle 4: Es muss in der 
letzten Zeile „Niendorf“ statt „Nienburg“ heißen.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Seite 84, 2.4.1 Tarife: 1. Absatz, letzte Zeile: Im Klammerhinweis „Helgoland“ 
ergänzen.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Seite 177, A1, Tabelle 29: RE8 hält in aller Regel nicht in Ahrensburg Der Hinweis wird umgesetzt.

Hamburger 
Verkehrs-
verbund GmbH;
29.06.2018

Allgemein: Im Nahverkehrsplan stehen keine Vorgaben zum Thema 
Einnahmensicherung/Fahrkartenkontrollen.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Soweit aus Sicht der Hansestadt Lübeck erforderlich, werden entsprechende 
Regelungen im Instrument der Vorabbekanntmachung spezifiziert.

Hansestadt 
Lübeck, Bereich 
Soziale 
Sicherung;
02.07.2018

Seite 44, Tabelle 7: Zutreffend wird die der Altersgruppenentwicklung 
prognostiziert. Durch die Generation der sog. ‚Baby-Boomer‘ werden bis 2030 
vermehrt Menschen in die Nacherwerbsphase eintreten. Das traditionell 
verankerte Altersbild ist bereits in einer Wandlung. Es wird von einer 
zunehmenden Aktivität und Mobilität der älter werdenden Generation 
geprägt werden. Verändern wird sich vermutlich auch die Finanzkraft der 
älteren Generation, so dass vermehrt bei Eintritt in die Nacherwerbsphase auf 
einen eigenen PKW aus finanziellen Gründen verzichtet werden muss. Bei 
sinkenden Renteneinkommen wird jedoch auch die Inanspruchnahme des 
ÖPNV bei der derzeitigen Preisgestaltung als schwierig angesehen. 

(zur Info s. beiliegen Übersicht über die Altersgruppen ab 50 +) - ohne 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.
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Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

Darstellung im Anhörungsprotokoll

Seite 84/85, Tarifgebiet Region Lübeck: Integration der Stadtteile Schlutup 
und Kücknitz in die Kernzone (Schlutup hat nur geringe Einkaufsmöglichkeiten 
zu bieten; Anbindung an den Kaufhof mit allen Einkaufsmöglichkeiten  und 
Ärztezentren zum „Normalpreis“ ermöglichen).

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Erforderliche Veränderungen der Tarife werden durch den Tarifführer und die 
beteiligten Partner als Bestandteil eines regelmäßigen Arbeitsprozesses geprüft. Dies 
beinhaltet auch die Weiterentwicklung von Tarifzonen bzw. –bereichen. Nach 
derzeitigem Stand ist eine Anpassung der Tarifzonen in der Hansestadt Lübeck jedoch 
nicht vorgesehen.

Gibt es eigentlich ein Seniorenticket?

Seite 129: Grundsätzliche Handlungsfelder: Gewinnung neuer Zielgruppen – 
erweitern durch die Umsetzung von speziellen Tarifgruppen auch für 
Senior*innen, insbesondere im Kurzstreckenbereich (z.B. Erreichen der 
stadtteilbezogenen Einrichtungen zu einem festen Tarif unterhalb des 
Kurzstreckenpreises)

Der Hinweis wird umgesetzt.

Seniorentickets sind derzeit nicht Bestandteil des Tarifsortiments im SH-Tarif.

Die grundsätzlichen Handlungsfelder in Kapitel 4.5 werden wie folgt ergänzt: 
„Prüfung der Einführung von Tarifangeboten für Ältere Menschen und von 
Kurzstreckenangeboten“.

Gern geben wir Ihnen einige Hinweise und Anregungen zu dem vierten 
Regionalverkehrsplan für die Hansestadt Lübeck unter dem Gesichtspunkt 
‚Ältere Menschen’. Grundlage für diese Ausführungen sind im Gesamtkonzept 
Leben und Wohnen im Alter enthalten. Dieses Gesamtkonzept wurde im Jahr 
2006 entwickelt, 2008 von der Bürgerschaft zur Kenntnis genommen und 
befindet sich seit 2009 in der Anwendung, Umsetzung und 
Weiterentwicklung. Im November letzten Jahres hat eine Beteiligung der 
Bürger*innen zu wichtigen Themen beim Älterwerden in Lübeck begonnen. 
Innerhalb der wichtigen Themen aus der Sicht älter werdenden Menschen 
wurden auch Aspekte zur Mobilität Infrastruktur im Wohnviertel und zum 
Wohnen und Wohnumfeld diskutiert. Die Ideen und Anregungen werden in 
die Weiterentwicklung des Konzeptes Leben und Wohnen im Alter einfließen. 
Eine Vorlage in den politischen Gremien ist zum Ende des Jahres 2018 
geplant.  Soweit die Anregungen die ÖPNV betreffen, geben wir Ihnen diese 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Neue Busstrecken „um den Ring“:

Die Einrichtung neuer Busstrecken ist zunächst nicht vorgesehen. 

Um Anforderungen für zukünftige Entwicklungen zu berücksichtigen, definiert der 
RNVP die Entwicklung des zugrundeliegenden Mobilitätsbedarfs in zwei Szenarien 
(vgl. Kapitel 2.5.2 Status quo-Prognose zur Entwicklung des Fahrgastaufkommens 
(Status quo-Szenario) sowie 2.5.3 Alternativen für eine stärkere Entwicklung des 
Fahrgastaufkommens (Wachstums-Szenario)). Damit sollen ggf. erforderliche 
zukünftige Veränderungen im Liniennetz (inkl. Option der Ausweitung oder 
Neueinrichtung) ermöglicht werden.

Umsteigemöglichkeiten in der Altstadt verbessern:

Der Beteiligungsentwurf des RNVP definiert in Kapitel 3.1.6 im Innenstadtbereich 
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Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

gern als Blitzlicht im Wortlaut vorab zur Kenntnis:

 Neue Busstrecken „um den Ring“
 Umsteigemöglichkeiten in der Altstadt verbessern
 ÖPNV frei ab 70 (zu teuer bei kleiner Rente)
 Haltstellen näher an die Wohnquartiere bringen oder Einsatz von 

Kleinbussen)
 Wege von den großen Verkehrsstraßen (Bushaltestelle) in die Siedlung 

oft zu weit

die Verknüpfungspunkte ZOB/Hauptbahnhof, Gustav-Radbruch-Platz sowie 
Zentralhaltestelle (Kohlmarkt, Sandstraße, Wahmstraße). Die zukünftige 
Verkehrsgestaltung zum Umsteigen wird sich daher beim Umsteigen in der 
Altstadt auf die Haltestellen der Zentralhaltestelle stärker konzentrieren. Dennoch 
wird der wesentliche Verknüpfungspunkt der Hansestadt Lübeck der 
ZOB/Hauptbahnhof bleiben.

ÖPNV frei ab 70 (zu teuer bei kleiner Rente):

Die Einführung eines kostenfreien Verkehrsangebots ist nicht vorgesehen. Die 
grundsätzlichen Handlungsfelder in Kapitel 4.5 werden jedoch wie folgt ergänzt: 
Prüfung der Einführung von Tarifangeboten für Ältere Menschen und von 
Kurzstreckenangeboten.

Haltstellen näher an die Wohnquartiere bringen oder Einsatz von Kleinbussen/ 
Wege von den großen Verkehrsstraßen (Bushaltestelle) in die Siedlung oft zu weit:

Grundsätzlich sind die bestehenden Standards der räumlichen Erschließung als 
geeignet für die Hansestadt Lübeck anzusehen. Es wurden bei der Prüfung der 
Erreichbarkeiten von Haltestellen erstmals echte Wegestrecken anstelle von 
Radien angesetzt. Im Ergebnis werden keine strukturellen Unterschreitungen der 
Vorgaben festgestellt. 

Kapitel 3.2.2 sowie 3.2.3 beschreibt daher die dennoch vereinzelt festgestellten 
Erschließungsdefizite im Kernbereich der Hansestadt Lübeck unter 
Berücksichtigung der fußläufigen Einzugsbereiche der Haltestellen sowie die 
Defizite bei der Anbindung von Siedlungsgebieten in städtischer Randlage. Es ist 
vorgesehen, die Erschließung der Siedlungsgebiete Gärtnergasse sowie Eichholz 
(westlicher Teil) im Rahmen von Ortsteillinien oder flexiblen Mobilitätsangeboten 
zu prüfen. In den Siedlungsgebieten in städtischer Randlage soll ebenfalls die 
Nutzung flexibler Angebotsformen zur Verbesserung der Anbindung geprüft 
werden.
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Seite 17, Wesentl. Änderungen: Die „Definition von Zielen zur Reduzierung 
von CO2 und NOx“ wird begrüßt. Jedoch: „Aktuelle Zielvorgaben zur CO2-
Reduzierung existieren derzeit nicht, da sich der VEP an den Zielvorgaben der 
sogenannten „Heidelberg-Erklärung“ orientiert. Danach sollten die CO2-
Emissionen bis zum Jahr 2005 gegenüber 1987 um mindestens 20 % gesenkt 
werden.“ Und: Es gibt keine CO-2-Bilanz, die den Stand der CO-2-Emissionen, 
die aus dem ÖPNV und SPNV resultieren. Diese Lücke gilt es zu schließen, um 
das Minderungspotenzial ermitteln zu können.  

S. 35, Abb. 3. Verkehrspolitische Leitlinien: „Reduktion von im Durchschnitt 
ca. 600 t CO² zusätzlich pro Jahr  sowie ca. 4 t NOx zusätzlich pro Jahr bis zum 
Jahr 2030 durch Einsatz elektrisch angetriebene Fahrzeuge“ wird begrüßt. 
Jedoch wird nicht die Ausgangssituation ersichtlich und damit auch nicht das 
gesamte Minderungspotenzial.

S. 123, 4.1.5. Weiterentwicklung: „Die Hansestadt Lübeck zielt mit diesem 
Ansatz darauf ab, durch verbesserte Zugangs- und Anschlussmobilität den 
Umweltverbund sowie insbesondere den übrigen ÖPNV als Rückgrat des 
städtischen Verkehrssystems zu stärken und die Nutzung von privaten Pkw zu 
reduzieren. Damit soll gleichzeitig ein weiteres umwelt- und 
klimaschutzbezogenes Ziel definiert werden, um einen wichtigen Beitrag zur 
Reduzierung von Emissionen (insbesondere CO2-Reduzierung) zu leisten.“ 
Dies wird begrüßt. Jedoch gilt auch hier, dass eine Bewertung der CO-2-
Emissionen durch den bestehenden ÖPNV und SPNV aussteht, und damit 
auch eine Bewertbarkeit der beabsichtigten Maßnahmen.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Die Ermittlung der Ausgangssituation der derzeitigen Emissionswerte von Fahrzeugen 
des ÖPNV ist nicht Bestandteil des RNVP.

Es wird auf die Umwelt- bzw. klimaschutzrelevante Anforderungen an die Gestaltung 
des ÖPNV in Kapitel 4.13 verwiesen.

Hansestadt 
Lübeck, Bereich 
Umwelt-, Natur- 
und 
Verbraucher-
schutz;
02.07.2018

S. 68 f, 2.2.7 Verkehrsangebot im Fährverkehr: Neben den Priwall-Fähren 
sollte aus landschaftsplanerischer Sicht die Prüfung einer Wiedereinrichtung 
der ehem. Fährverbindungen über die Wakenitz zwischen „Tor der Hoffnung“ 
und Falkenwiese sowie über die Untertrave im Bereich der „Schlutuper Enge“ 
Eingang in den RNVP finden. Beide genannten Verbindungen zielen primär auf 
Erholungssuchende LübeckerInnen sowie auf Touristen. Insbesondere eine 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Bereits in 2004 wurde durch die Hansestadt Lübeck mittels einer Potenzialanalyse für 
eine Fährverbindung Schlutup – Kücknitz die Machbarkeit der Wiedereinrichtung von 
Fährverbindungen untersucht. Im Ergebnis wurde eine Realisierbarkeit unter 
Berücksichtigung der erforderlichen wirtschaftlichen Darstellbarkeit als nicht gegeben 
bewertet. Die Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck hat dieses Ergebnis bereits am 24. 
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Fährverbindung über die Trave würde die touristische Verbindung (per 
Fahrrad) zwischen Altstadt und Travemünde erheblich verbessern, da 
hierdurch landschaftlich schöne Gebiete der Stadt (Lauerholz und 
Dummersdorfer Ufer) gequert werden würden. Beide Fährverbindungen 
könnten im Saisonbetrieb / Wochenendbetrieb organisiert werden.

Auf eine Wiederaufnahme der Fährverbindungen ist bereits in der Stgn. zum 
3. RNVP (2012) hingewiesen worden. Wir bitten nunmehr, dass dieser Aspekt 
Eingang in den 4. RNVP finden wird. 

Juni 2004 zur Kenntnis genommen.

S. 120 f, 4.1.3 Verknüpfung ÖPNV und Fahrrad: Die angestrebte Verbesserung 
der Verknüpfung zwischen ÖPNV (nicht nur SPNV) und Fahrrad wird von hier 
aus ausdrücklich begrüßt. Sichere Abstelleinrichtungen für Fahrräder sollten, 
sofern örtlich möglich, grundsätzlich an allen Bus- und Bahnhaltestellen 
installiert werden; hierbei gibt gegenwärtig ein erhebliches Defizit es im 
Stadtgebiet. Die genannte Mindestkapazität von jeweils vier Rädern (2 Bügel) 
pro Haltstelle (bei Beachtung der Fahrrichtung) ist richtig. Über ein 
mittelfristiges Umsetzungsprogramm, z.B. über fünf Jahre, sollte das 
angesprochene Ziel realisierbar sein.

Es wird um Aufnahme in den 4. RNVP gebeten.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Bereits jetzt wird kontinuierlich und am Bedarf ausgerichtet an der Verbesserung und 
Errichtung von Fahrradabstellmöglichkeiten zur Verknüpfung von ÖPNV und 
Radverkehr gearbeitet. Aus Sicht der Hansestadt Lübeck ist daher kein separates 
Umsetzungsprogramm erforderlich.“

Lübecker 
Frauen- und 
Sozialverbände 
e. V.;
03.07.2018

Verkehrsplanung: Der öffentliche Nahverkehr muss innerhalb der Altstadt 
gewährleistet werden, alle Lübecker/innen die Möglichkeit haben, zentrale 
Orte der Innenstadt ohne Hemmnisse erreichen zu können. Dies gilt vor allem 
für ältere oder/und behinderte Bewohner/innen oder Familien mit kleineren 
Kindern. Ärzte, Verwaltungs- und Kultureinrichtungen sowie Geschäfte und 
Cafés / Restaurants in der Innenstadt müssen für alle Lübecker/innen – im 
Sinne der Gewährleistung gesellschaftlicher Teilhabe – erreichbar sein. 

Hierfür müssen die Bedürfnisse der Nutzer/innen im Hinblick auf 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Die Gewährleistung des ÖPNV innerhalb der Altstadt wird bereits durch den 
Beteiligungsentwurf des RNVP adressiert, da die Altstadt von der Mehrzahl aller 
angebotenen Linien auch weiterhin bedient wird. Dies wird durch die Festlegungen in 
Kapitel 3 des Beteiligungsentwurfs des RNVP sichergestellt.

Die Anforderungen an die barrierefreie Gestaltung des ÖPNV und die 
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Barrierefreiheit erfüllt sein, d.h. Kinderwagen, Rollatoren, Rollstühle und 
Fahrräder problemlos mitgenommen werden können.

Mitnahmemöglichkeiten von Kinderwagen, Rollatoren, Rollstühle und Fahrrädern 
werden ebenfalls bereits durch den Beteiligungsentwurf des RNVP vorgegeben und 
sind insofern berücksichtigt.

Tarife: Eine allgemein günstige Tarifgestaltung sowie spezielle Familien- und 
Senior/innen-Tickets (wie auch für Studenten) gewährleisten, dass Familien 
und Ältere sich den Bus leisten können und nicht von der Nutzung der 
Angebote in der Innenstadt ausgeschlossen werden.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Im Kapitel 4.5 „Weiterentwicklung der Tarife im übrigen ÖPNV“ werden folgende 
grundsätzliche Handlungsfelder ergänzt: „Berücksichtigung der Belange von 
Menschen mit geringem Einkommen bei der Weiterentwicklung des SH-Tarifs sowie 
ggf. Prüfung und Umsetzung erforderlicher angepasster Tarifangebote wie z.B. 
Sozialtickets“ und „Prüfung der Einführung von Tarifangeboten für Ältere Menschen 
und von Kurzstreckenangeboten“.

Barrierefreiheit: Da die Anzahl der Senior/innen mit Rollatoren in der HL 
zunimmt,  daher ist es uns ein zentrales Anliegen, dass Mobilitätsschulungen 
durchgeführt und Busse / Haltestellen barrierefrei gestaltet werden. 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Im Kapitel 4.14 „Entwicklungskonzept zu den Anforderungen der Zukunft“ sind die 
genannten Mobilitätsschulungen bereits enthalten. Im Rahmen des „Leitbildes für 
integriertes kommunales und betriebliches Mobilitätsmanagement“ sollen 
Mobilitätstrainings für Personen mit Mobilitätseinschränkungen angeboten werden. 
Dies beinhaltet auch Menschen mit Rollatoren.

Die Anforderungen an die barrierefreie Gestaltung des ÖPNV werden ebenfalls 
bereits durch den Beteiligungsentwurf des RNVP vorgegeben und sind insofern 
berücksichtigt.

Reinigung: Die Busse müssen grundsätzlich sauber sein. Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Vorgaben zur Reinigung der Fahrzeuge des ÖPNV werden bereits in Kapitel 4.9 
„Anforderungen an den Fahrzeugeinsatz“ definiert.

Fazit: Ein engmaschiger, verlässlicher und kostengünstiger öffentlicher 
Nahverkehr – gerade in der Innenstadt – gewährleistet unserer Auffassung 
nach nicht nur die gesellschaftliche Teilhabe aller Lübecker/innen, sondern 
sorgt zudem für eine Verkehrsberuhigung in der Altstadt und im 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.
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Altstadtgürtel. Auch im Sinne eines ökologisch sinnvollen Verkehrskonzeptes 
darf auf den ÖPNV in der Altstadt nicht verzichtet werden.

Schon heute (2018) leben über 63.000 SeniorInnen in der Hansestadt Lübeck. 
Bei der Prognose der Altersgruppenentwicklung 2016 – 2023 zeigt sich ein 
Anstieg der 60jährigen und älter von insgesamt 18,9%, während die übrigen 
Altersgruppen zwischen 15 und 60 Jahren insgesamt um 2,2% abnehmen. Ein 
gewichtiger Grund die Gruppe der SeniorInnen mit Nachdruck zu vertreten 
und weiteren Planungen im Hinblick auf die Altersentwicklung mehr Gewicht 
zu verleihen. Die Hauptnutzer des ÖPNV sind, lt. Bericht, weiblich und älter. Es 
gilt, diese Gruppen vor allem im Stadtverkehr gut zu bedienen, die 
Barrierefreiheit zu definieren und wie geplant bis 2022 umzusetzen. 
Hinsichtlich der Barrierefreiheit ist Lübeck auf einem guten Weg und hat mit 
dem Stadtverkehr einen verlässlichen Partner, den es zu halten gilt.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Allerdings scheint für die Gruppe der SeniorInnen das Angebot des 
Stadtverkehrs zur Zeit nur bedingt attraktiv. Dies ergibt sich vor allem durch 
die Taktung (30 bis 60 Minuten am Tag, nachts 60 Min. oder gar nicht). Vor 
allem die unzureichende Bedienung in den Rand- und Nachtzeiten wird 
kritisiert. Eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben in den Abendstunden ist 
damit stark eingeschränkt. Hinzu kommt der hohe Fahrpreis, gemessen an 
den Vorteilen des Individualverkehrs. Dies widerspricht aber den Wünschen 
einer umweltschonenden und zukunftsfähigen Verkehrspolitik.

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Die Mindestbedienzeiten in den späten Abendstunden geben dabei eine Bedienung 
der überwiegenden Anzahl der Gebietskategorien der Hansestadt Lübeck bis nachts 
01:00 Uhr vor, so dass abendliche Rückfahrten sichergestellt werden.  

Im Kapitel 4.5 „Weiterentwicklung der Tarife im übrigen ÖPNV“ werden folgende 
grundsätzliche Handlungsfelder ergänzt: „Berücksichtigung der Belange von 
Menschen mit geringem Einkommen bei der Weiterentwicklung des SH-Tarifs sowie 
ggf. Prüfung und Umsetzung erforderlicher angepasster Tarifangebote wie z.B. 
Sozialtickets“ und „Prüfung der Einführung von Tarifangeboten für Ältere Menschen 
und von Kurzstreckenangeboten“.

Hansestadt 
Lübeck, Beirat 
für Seniorinnen 
und Senioren;
04.07.2018

Fahrgastbefragungen in den Bussen des Stadtverkehr führen da nicht weiter, 
da die potentiellen NutzerInnen mit ihren Wünschen und Bedenken nicht 
erfasst werden.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

In Kapitel 5.3.5 wird ausgeführt, dass u.a. zur Qualitätssteuerung und 
Qualitätsverbesserung nicht nur Zählungen und Befragungen im ÖPNV, sondern 
auch allgemeine Marktforschung angewendet werden sollen. Dies beinhaltet 
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sinnentsprechend auch potenzielle Nutzer und Nutzerinnen.

Um die Leitziele Lübecks umzusetzen, u.a. „...Leben ohne PKW für viele 
Menschen im Sinne eines „...stadt-, umwelt- und sozialverträglichen 
Verkehrssystems...“, welche die Hansestadt Lübeck im 
Verkehrsentwicklungsplan 2000 formuliert hat, bedarf es größerer 
Anstrengungen seitens der Kommune und eindeutiger Beschlüsse der Politik. 
Die derzeitige Kosten – Nutzen – Rechnung muss dringend auf den Prüfstand, 
will man die Ziele von Übermorgen realisieren. Der ÖPNV soll u.a. „...der 
Herstellung und Sicherung gleichwertiger Lebensbedingungen dienen...“.  
Ältere Menschen ohne PKW, Menschen mit Handicap und Menschen mit 
geringem Einkommen – und hierzu gehört eine große Gruppe der 
RentnerInnen, fühlen sich durch ein gerade einmal „ausreichendes 
Verkehrsangebot“ (wer definiert das eigentlich?) gesellschaftlich abgehängt. 
Die betriebswirtschaftliche Optimierung des Stadtverkehrs hat das Angebot 
ausgedünnt. Die Daseinsvorsorge der Hansestadt Lübeck für ihre BürgerInnen 
könnte sich durch ein optimal ausgebautes Streckennetz, kurze Taktungen, 
kurze Wege, bequem erreichbare Haltestellen, barrierefreien Zugang und 
günstige bis kostenlose Nutzung des Stadtverkehr auszeichnen. Hier muss der 
klassische ÖPNV durch alternative Angebotsformen ergänzt werden.  Die 
einzelnen Verbesserungsvorschläge, auch zur Verknüpfung mit dem 
Nahverkehr, der Bahn, entnehmen Sie bitte unserer nachfolgenden Liste:

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Im Beteiligungsentwurf des RNVP werden Mindesttaktfolgezeiten bzw. 
Mindestbedienhäufigkeiten definiert, die dem aus Sicht der Hansestadt Lübeck 
angemessenen Verkehrsangebot entsprechen. Es ist dabei zu beachten, dass die 
ÖPNV-Sicherstellung eine freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe der Hansestadt Lübeck 
ist. Über die Mindestvorgaben hinausgehende Leistungen sind damit jedoch nicht 
ausgeschlossen.

Um auch Anforderungen für zukünftige Entwicklungen zu berücksichtigen, definiert 
der RNVP die Entwicklung des zugrundeliegenden Mobilitätsbedarfs in zwei Szenarien 
(vgl. Kapitel 2.5.2 Status quo-Prognose zur Entwicklung des Fahrgastaufkommens 
(Status quo-Szenario) sowie 2.5.3 Alternativen für eine stärkere Entwicklung des 
Fahrgastaufkommens (Wachstums-Szenario)). Damit wird eine ggf. erforderliche 
Weiterentwicklung der Mindesttaktfolgezeiten bzw. Mindestbedienhäufigkeiten 
vorgedacht.

Verknüpfungspunkte: Es ist richtig den Bereich HBF und ZOB als wichtigsten 
Verknüpfungspunkt vorrangig zu bearbeiten. Auf Verspätungen des 
Bahnzubringerverkehrs muss flexibel reagiert werden und sollte vom 
städtischen Busverkehr zumindest für die in die Außenbezirke führenden 
Buslinien ab 21.00 Uhr möglichst berücksichtigt werden. Weitere zusätzliche 
Verknüpfungspunkte könnten sich durch erhöhtes Fahrgastaufkommen an 
den neuen Haltepunkten der Deutschen Bahn noch ergeben. Seitens des 
Betreibers sollte bei Bedarf flexibel reagiert werden.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die bereits sinnentsprechend formulierten Anforderungen an 
Verknüpfungspunkte und Anschlusssicherung in den Kapiteln 3.1.6 „ÖPNV-
Netzknoten bzw. Verknüpfungspunkte“, 4.1.1 „Verknüpfungspunkte und 
Umsteigebedingungen“ sowie 4.1.2 „Anschlusssicherung und Anschlussqualität“ 
verwiesen.
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Den Gustav-Radbruchplatz betrachten wir wegen der Anbindung an die 
Umlandgemeinden (z.B. Linien 30/40 - Richtung Timmendorfer Strand) sowie 
an den Lübecker Außenbezirk Travemünde, ebenfalls als einen wichtigen 
Verknüpfungspunkt und halten eine schnelle und zeitlich enge Anbindung 
dieser Bezirke zumindest für Zeiten des Berufsverkehrs für unumgänglich.

Alternative Mobilitätsformen wie Bike- und Carsharing-Ansätze sollten in die 
Entwicklung des Nahverkehrs einbezogen werden.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Soweit im Regelungsumfang möglich, sind die genannten alternativen 
Angebotsformen im Beteiligungsentwurf des RNVP bereits in der Analyse und auch in 
den Vorgaben zur Verkehrsträgerverknüpfung berücksichtigt. In Kapitel 4.1.5 wird 
beispielsweise konkret vorgeschlagen, wichtige Verknüpfungspunkte zu 
Mobilitätsstationen inkl. Stellplätze für Carsharing-Fahrzeuge sowie Bikesharing-
Angebote weiterzuentwickeln.

Die Verknüpfung zwischen Fahrrädern und städtischem ÖPNV sollte durch 
Fahrradabstellanlagen verbessert werden. Ein Fahrradverleihsystem ist in 
Lübeck zusammen mit dem Stadtverkehr einzurichten. Erforderlich wäre auch 
ein Fahrradparkhaus in Kooperation mit der Bundesbahn am Hauptbahnhof.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die bereits formulierten Anforderungen in Kapitel 4.1.3 Verknüpfung 
zwischen ÖPNV und Fahrrad verwiesen.

Die Fortsetzung der Bemühungen zur Umsetzung eines Fahrradverleihsystems wird 
weiterhin bereits in Kapitel 4.14.1 „Leitbild für integriertes kommunales und 
betriebliches Mobilitätsmanagement“ aufgegriffen.

Zur Beschleunigung des ÖPNV in Lübeck sind zusätzliche Busspuren und 
Vorrang-Ampelschaltungen vorzusehen. Bei der bisherigen Erneuerung von 
Fahrgastunterständen des Stadtverkehrs wurde zur Umsetzung barrierefreier 
Mindestanforderungen die Herstellung geeigneter Bordsteinkanten versäumt.  
Die Haltestelle Zeppelinstr. in Richtung Travemünde ist nur durch einen 
Straßentunnel erreichbar, was aus barrierefreier Sicht und aus 
Sicherheitsaspekten (Frauen, ältere Menschen) bedenklich ist.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die sinnentsprechenden bereits im Beteiligungsentwurf des RNVP 
enthaltenen Feststellungen und Maßnahmen verwiesen.

Die Absicht, zur Stärkung des Umweltverbundes Mobilitätsstationen 
einzurichten, ist zu begrüßen. In den angedachten Ausstattungsmerkmalen 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.
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einer solchen Station fehlt der Hinweis auf eine barrierefreie Toilette. Gerade 
im Hinblick auf die bundesweit geförderte barrierefreie Umgestaltung des 
ÖPNV bis zum Jahre 2022 ist dieser Ausrüstungspunkt von gravierender 
Bedeutung.

Die Einrichtung von Toiletten wird aus Sicht der Hansestadt Lübeck nicht als 
erforderlicher Bestandteil des Verkehrsangebots im Busverkehr des übrigen ÖPMV 
definiert, so dass dieser Punkt nicht übernommen wird.

Zur Verbesserung der Attraktivität und im Hinblick auf die gesetzlich 
vorgesehene Gestaltung des barrierefreien ÖPNV sollten an jeder Haltestelle 
Unterstell- und Sitzmöglichkeiten eingerichtet werden. Im Hinblick darauf, 
dass im Zuge der demografischen Entwicklung die Bevölkerung im 
Durchschnitt immer älter wird, verbunden mit vielen 
Mobilitätseinschränkungen und möglicher Morbidität ist diesem Aspekt in der 
zukünftigen Gestaltung des ÖPNV eine besonderen Aufmerksamkeit zu 
widmen.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Der Beteiligungsentwurf des RNVP denkt Aspekte der barrierefreien Gestaltung 
des ÖPNV und des Aufenthalts- und Nutzungskomforts übergreifend. Dennoch ist 
darauf hinzuweisen, dass die Ausstattung von Haltestellen mit Unterstell- und 
Sitzmöglichkeiten nicht durch Anforderungen an die Barrierefreiheit begründet 
wird. Im Beteiligungsentwurf des RNVP werden unabhängig von den 
Mindestanforderungen an die Barrierefreiheit vielmehr angemessene und 
sachgerechte Anforderungen an die Ausstattung von Haltestellen definiert, die in 
Kapitel 4.10 „Anforderungen an die Haltestellen“ dargestellt werden. Im 
Gegensatz zum 3. RNVP wurden die Haltestellenkategorien so weiterentwickelt, 
dass mehr Haltestellen der höherwertigen Kategorie Normalhaltestelle 
zugeordnet werden (vorher erst ab 150 Ein- und Umsteiger, neu bereits ab 100 
Ein- und Aussteiger), so dass eine Ausweitung der Ausrüstung mit 
Unterstellmöglichkeiten resultiert.

Zur Qualitätsverbesserung gehört auch die Lesbarkeit der Fahrpläne an den 
einzelnen Haltestellen bei Einbrechen der Dunkelheit. Es ist technisch 
sicherlich möglich eine Beleuchtung einzurichten.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Eine „lesbare und blendfreie Darstellung der Fahrplaninformationen an 
Zugangsstellen in einer für Sehbehinderten geeigneten Schriftgröße unter 
Berücksichtigung einer geeigneten Farb-/Kontrastdarstellung sowie Beleuchtung“ ist 
bereits eine im Beteiligungsentwurf des RNVP formulierte Mindestanforderung (vgl. 
Tabelle 25).    

Das Fahrtempo soll in der gesamten Innenstadt auf 30 km/Std. herabgesetzt 
werden.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die straßenverkehrsrechtliche Anordnung von Geschwindigkeitsbeschränkungen ist 
nicht Regelungsinhalt des RNVP. Es wird weiterhin darauf hingewiesen, dass eine 
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grundsätzliche Senkung von Fahrgeschwindigkeiten zu Verlängerungen der Fahrzeiten 
führt, die der Attraktivität des ÖPNV entgegenwirken. Ebenso werden mehr 
Fahrzeuge benötigt, so dass negative Effekte für die Wirtschaftlichkeit des übrigen 
ÖPNV die Folge sein könnten. 

Im NAH SH -Tarif sollte bei der Bahn die Bahncard 50 voll angerechnet 
werden.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Der SH-Tarif gewährt Nutzern einer Bahncard (unabhängig ab Bahncard 25 oder 
50) 25% Rabatt auf Einzelfahrausweise. Dies gilt jedoch nicht im Stadtverkehr 
Lübeck, soweit Fahrausweise innerhalb des Tarifgebietes „Region Lübeck“ genutzt 
werden. Eine Anpassung dieser Regelungen ist nicht vorgesehen.

Ein spezielles SeniorInnenticket sollte eingeführt werden, um SeniorInnen 
ohne Bedürftigkeitsprüfung die Teilhabe am sozialen Leben zu ermöglichen. 
Der sog. Zonentarif beim Stadtverkehr ist auf offenkundige Ungerechtigkeiten 
zu überprüfen, insbesondere Moisling und Kücknitz betreffend. In diesen 
Stadtteilen gibt es einen hohen Anteil sozial benachteiligter Menschen.

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Im Kapitel 4.5 „Weiterentwicklung der Tarife im übrigen ÖPNV“ werden folgende 
grundsätzliche Handlungsfelder ergänzt: „Berücksichtigung der Belange von 
Menschen mit geringem Einkommen bei der Weiterentwicklung des SH-Tarifs 
sowie ggf. Prüfung und Umsetzung erforderlicher angepasster Tarifangebote wie 
z.B. Sozialtickets“ und „Prüfung der Einführung von Tarifangeboten für Ältere 
Menschen und von Kurzstreckenangeboten“.

Erforderliche Veränderungen der Tarife werden durch den Tarifführer und die 
beteiligten Partner als Bestandteil eines regelmäßigen Arbeitsprozesses geprüft. 
Dies beinhaltet auch die Weiterentwicklung von Tarifzonen bzw. –bereichen. 
Nach derzeitigem Stand ist eine Anpassung der Tarifzonen in der Hansestadt 
Lübeck jedoch nicht vorgesehen.

Der Stadtverkehr Lübeck ist mittelfristig in den HVV zu integrieren, da Lübeck 
wirtschaftlich und sozial Teil der Metropolregion Hamburg ist.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die Darstellung der derzeitigen Diskussion zur Frage des Beitritts in den 
HVV in Kapitel 4.5 Weiterentwicklung der Tarife im übrigen ÖPNV verwiesen.

Zumindest am Wochenende sollte in Lübeck ein Nachtbusverkehr mit 
stündlichen Sternfahrten ab ZOB eingerichtet werden, was sich auch positiv 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.
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auf die Sicherheit am ZOB in der Nacht auswirken würde. Möglich wäre auch 
bei Einrichtung von Nachtbuslinien und das örtliche Taxigewerbe 
einzubeziehen. Wünschenswert wäre eine Taxinutzung als Sammeltaxi mit 
Barzahlung oder Monatskarte des Stadtverkehrs.

Das LÜMO - zur Zeit in der Testphase - ist gerade für ältere Menschen mit 
alleiniger Nutzung über Smartphone-APP und Vorauszahlung über PayPal 
nicht geeignet. Hier muss eine telefonische Bestellung und Barzahlung oder 
Nutzung eines Fahrscheines möglich werden.

Der gewünschte Nachtbusverkehr ist derzeit aus Sicht der Hansestadt Lübeck kein 
Bestandteil des sicherzustellenden angemessenen Verkehrsangebots. Es ist dabei zu 
beachten, dass die ÖPNV-Sicherstellung eine freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe der 
Hansestadt Lübeck ist. Da Anforderungen an die zukünftige Entwicklung im Verkehr 
zu berücksichtigen sind, definiert der RNVP die Entwicklung des zugrundeliegenden 
Mobilitätsbedarfs in zwei Szenarien (vgl. Kapitel 2.5.2 Status quo-Prognose zur 
Entwicklung des Fahrgastaufkommens (Status quo-Szenario) sowie 2.5.3 Alternativen 
für eine stärkere Entwicklung des Fahrgastaufkommens (Wachstums-Szenario)). 
Damit wird eine ggf. erforderliche Weiterentwicklung auch im Bereich Nachtverkehr 
vorgedacht.

Modifikationen des pilothaften Einsatzes von LÜMO sollten erst nach ausreichenden 
Erfahrungen im Pilotbetrieb angedacht und ggf. umgesetzt werden. Dies wird im 
Beteiligungsentwurf des RNVP so auch bekräftigt.

Eine mögliche autofreie Innenstadt muss vom ÖPNV erschlossen sein. Die 
Altstadtumgehungsstraßen Kanalstraße und Untertrave werden zu 
Hauptlinien des Stadtverkehrs. Für die Erschließung der Altstadt sind kleine 
Shuttlebusse auf Wasserstoffbasis einzuführen. Das ermöglicht es älteren und 
mobilitätseingeschränkten Menschen Kaufhäuser und Fachärzte in der 
Altstadt bequem zu erreichen.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Diese Idee widerspricht dem Anspruch der direkten Erreichbarkeit der Altstadt. 
Die resultierenden zusätzlichen Umsteigeerfordernisse entsprechen weder den 
heutigen Kundenansprüchen, noch sind kleine Shuttlebusse geeignet, im 
Altstadtbereich dadurch entstehende Verkehrsmengen sinnvoll abzudecken. 

Im Übrigen wird jedoch auf die im Beteiligungsentwurf des RNVP enthaltenen 
Ansätze für alternative Antriebe und auch innovative Verkehrsformen wie 
autonomer Betrieb verwiesen.

Bei Ausschreibung und Anschaffung neuer Busse beim Stadtverkehr und 
neuer Triebwagen bei der Regionalbahn SH sollen neue technologieoffene 
Antriebstechnologien wie Elektro, Wasserstoff,  Brennstoffzelle eingeführt 
werden.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die Darstellung Anforderungen an den Fahrzeugeinsatz im übrigen 
ÖPNV in Kapitel 4.9 verwiesen. Dort wird auf elektrisch angetriebene Fahrzeuge 
abgestellt (wird auf rein-elektrisch präzisiert). Anforderungen an den 
Fahrzeugeinsatz im SPNV sind nicht Regelungsinhalt des RNVP.
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Vom Fahrgast selbstständig zu bedienende elektronische Systeme zum Ein- 
und Ausstieg sind den manuellen vorzuziehen. Diese Systeme sollten an die 
Bordsteinkante (Stadtverkehr) bzw. an die Bahnsteinkante (Regionalbahn SH) 
angepasst sein. Hierdurch wird die Selbstständigkeit 
mobilitätseingeschränkter Personen erhalten und gefördert und das 
Fahrpersonal bei Bus und Bahn erheblich entlastet.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die Anforderungen an die Barrierefreie Gestaltung des übrigen ÖPNV in 
Kapitel 4.8 und die Anforderungen an den Fahrzeugeinsatz im übrigen ÖPNV in 
Kapitel 4.9 verwiesen. Anforderungen an den Fahrzeugeinsatz im SPNV sind nicht 
Regelungsinhalt des RNVP.

Kreis Stormarn;
04.07.2018

Seite 112, Kap. 3.3 Absatz 3: Hier wird Bezug auf die ausstehende Betrauung 
der Stadt HL mit dem Stadtverkehr genommen. Die geplanten dazu 
notwendigen Verpflichtungserklärungen mit den ATs im Umland sollen eine 
Übertragung der Aufgabenträgerschaft an die Stadt HL regeln.

Dem wird widersprochen. Ziel kann nicht eine vollständige Übertragung der 
Aufgabenträgerschaft sein, sondern dass ein AT die Federführung übernimmt. 
In diesem Fall die Stadt HL. Grenzüberschreitende Angelegenheiten sind dann 
in Abstimmung mit dem zuständigen AT vorzunehmen, mit dem Ziel einer 
einheitlichen Vorgehensweise. 

Der Hinweis wird umgesetzt.

Es erfolgt eine Neufassung der entsprechenden Formulierung wie folgt: „Die 
Hansestadt Lübeck strebt für ausbrechende Linienverkehre an, mit den benachbarten 
Aufgabenträgern Vereinbarungen abzuschließen, die eine Direktvergabe an den 
internen Betreiber rechtlich ermöglichen.“

24, Tabelle 1, Tarifmaßnahmen: Prüfung von Sonderkonditionen: Aus Sicht 
des ADAC darf sich diese nicht auf touristische Nutzer beschränken, sondern 
muss  mit Blick auf die Reduzierung des CO2-Ausstoßes und auf verfügbaren 
Parkraum Berufspendler einbeziehen! Dies korrespondiert mit Ziffer 1.3.3, 
Umwelt- und Klimaschutz! Vgl. auch Seiten 49 und 50, Verflechtungen im 
Berufsverkehr!

Der Hinweis wird umgesetzt.

Tarifangebote für Berufspendler sind bereits im SH-Tarif enthalten, so dass die 
Maßnahmen zur tariflichen Weiterentwicklung aus Sicht der Hansestadt Lübeck auf 
noch offene Handlungsbedarfe ausgerichtet sind. Dies beinhaltet u.a. die Maßnahme 
„Unterstützung vergünstigter Tarifangebote für Pendler“, die z.B. auf eine 
Verbesserung der bestehenden Job- und Firmentickets zielt. 

ADAC 
Schleswig-
Holstein e.V.;
05.07.2018

35, Abbildung 3: Der ADAC begrüßt die Verkehrspolitischen Leitlinien für den 
ÖPNV... hier besonders die Nutzung intelligenter Verkehrs- u. 
Mobilitätsmanagementsysteme sowie die Erhöhung des Flottenanteils 
elektrisch angetriebener Fahrzeuge. Vermisst wird allerdings in diesem 
Zusammenhang der Blick auch auf andere Energieformen wie etwa 
Wasserstoff!

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Elektrische Antriebe umfassen in der fachlichen Diskussion sowohl batterieelektrische 
als auch brennstoffzellenbetriebene Technologien der Elektromobilität. Eine 
Festlegung soll entsprechend einem technologieoffenen Ansatz im RNVP nicht 
erfolgen. Es wird jedoch präzisierend auf rein-elektrisch umformuliert, da 
Hybridtechnologien nicht gemeint sind.



4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023; IGES Institut GmbH – Seite 18

Anlage A3: Anhörungsprotokoll und Abwägung zur Erstellung des 4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023

Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

42, Tabelle 5: offenbarer Übertragungsfehler: die Werte in den Spalten 
2010 und 2017 sind identisch; mithin ist die Veränderung 2010-2017 nicht 
plausibel

Der Hinweis wird umgesetzt.

44, Tabelle 7: Angesichts des signifikanten Anstiegs des 
Bevölkerungsanteils > 60 ist umso mehr Wert auf Barrierefreiheit und 
besonders auch auf die einfache Bedienbarkeit von Ticketsystemen zu 
legen!

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die sinnentsprechenden Festlegungen bzw. Anforderungen an die 
Barrierefreie Gestaltung des übrigen ÖPNV in Kapitel 4.8 und an das Ziel der 
Reduzierung der Komplexität des SH-Tarifs in Kapitel 4.5 verwiesen. 

48, Entwicklung der Schülerzahlen: die fehlende Berücksichtigung der 
Schülerzahlen der Berufsschulen ist kritisch zu sehen, da diese 
Personengruppe ein erhebliches Mobilitätsbedürfnis entwickelt und 
sowohl den ÖPNV als auch den MIV beeinflusst.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

In Kapitel 2.1.7 wird die Entwicklung der Schülerzahlen dargestellt, wobei mangels 
vorhandener Datengrundlagen eine Aussage zu den Berufsschülern nicht möglich ist. 
Dennoch sind die Vorgaben zur Angebots- und Qualitätsentwicklung des übrigen 
ÖPNV auf alle Nutzergruppen inkl. der Berufsschüler ausgerichtet. 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass zur Abstimmung zwischen den Angeboten 
des übrigen ÖPNV und den Anforderungen der Berufsschüler bereits eine bewährte 
Zusammenarbeit zwischen Berufsschulstandorten und den derzeitigen 
Verkehrsunternehmen etabliert hat.

63, Bedarfslinienbetrieb: Hier ist aus Sicht des ADAC ein Ausbau digitaler 
Infrastruktur angezeigt; der potenzielle Nutzer möchte künftig  (vielleicht 
auch schon heute) seinen ÖPNV- Bedarf via Smartphone abrufen können. 
Siehe Flächenverkehr daselbst.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

In Kapitel 2.2.5 wird im Sinne der Analyse das derzeitige Angebot im 
Bedarfslinienbetrieb dargestellt. Die zukünftigen Anforderungen an flexible Verkehre 
werden in Kapitel 3.2.1 „Weiterentwicklung der Produkte und Betriebsformen des 
übrigen ÖPNV“ bereits formuliert und greifen selbstverständlich auch 
Buchungsmöglichkeiten über mobile Endgeräte auf.

65, 2.2.6, Tabelle 14: Die Fahrgastzahlen sind zwischen 2011 und 2016 
nahezu konstant geblieben, was Beleg dafür sein kann, dass die 
Attraktivität des ÖPNV in der Tat weiter gesteigert werden muss, 
Menschen dazu zu bewegen, den ÖPNV überhaupt oder mehr als bisher 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Die Feststellung ist zutreffend. Um Anforderungen für zukünftige Entwicklungen zu 
berücksichtigen, definiert der RNVP die Entwicklung des zugrundeliegenden 
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zu nutzen. Mobilitätsbedarfs daher in zwei Szenarien (vgl. Kapitel 2.5.2 Status quo-Prognose zur 
Entwicklung des Fahrgastaufkommens (Status quo-Szenario) sowie 2.5.3 Alternativen 
für eine stärkere Entwicklung des Fahrgastaufkommens (Wachstums-Szenario)). 
Damit wird eine ggf. erforderliche Weiterentwicklung der Mindesttaktfolgezeiten 
bzw. Mindestbedienhäufigkeiten vorgedacht.

70, 2.2.9, Fahrradverleihsystem: Aus Sicht des ADAC wird die Nutzung des 
Fahrrades künftig noch mehr an Bedeutung gewinnen. Das setzt aber 
voraus, dass nicht nur eine Infrastruktur für die Verfügbarkeit von 
geeigneten Fahrrädern entwickelt, sondern dass darüber hinaus das Netz 
der Radwege in geeigneter Struktur, Dichte und Qualität vorgehalten wird.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Anforderungen an die Entwicklung der Radwegeinfrastruktur der Hansestadt Lübeck 
sind nicht Regelungsinhalt des RNVP.

75, ...barrierefreier Haltestellenumbau: Die Anforderungen der Menschen 
mit Mobilitätseinschränkungen an die Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben sind bereits vor Jahrzehnten definiert. Hier besteht aus Sicht des 
ADAC ein erhebliches Defizit in der Umsetzung und daher tritt der ADAC 
für eine vorrangige Umsetzung ein. 134 ff. beschreiben die diesbezügliche 
Zielsetzung dezidiert, schränken jedoch ein, dass entsprechende 
Finanzmittel zur Verfügung stehen müssen. Da die Hansestadt Lübeck 
bekanntlich nicht gerade mit ausreichenden Geldmitteln ausgestattet ist, 
steht zu befürchten, dass notwendige Investitionen in die Barrierefreiheit 
am Ende auf der Strecke bleiben!

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wie in Kapitel  4.8.4, Tabelle 34 dargestellt ein jährliches Umsetzungsbudget von 
ca. 100 TEUR vorgesehen.

80, ...ÖPNV – Beschleunigung: abgesehen von vereinzelten 
„Beschleunigungsmaßnahmen“ kann durch die Steigerung der 
Attraktivität des ÖPNV eine Reduzierung des MIV mit entsprechenden 
Synergieeffekten einhergehen.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

82, 2.3.6, Fahrzeugeinsatz...: hier wird auf die Bemerkung zu Seite 35 
Bezug genommen!

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Elektrische Antriebe umfassen in der fachlichen Diskussion sowohl batterieelektrische 
als auch brennstoffzellenbetriebene Technologien der Elektromobilität. Eine 
Festlegung soll entsprechend einem technologieoffenen Ansatz im RNVP nicht 
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erfolgen. Es wird jedoch präzisierend auf rein-elektrisch umformuliert, da 
Hybridtechnologien nicht gemeint sind.

89, Fahrgastbeirat; Bürgerdialog: Der ADAC begrüßt die 
Transparenzbemühungen!

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

91, ...Car-Sharing: Die Verknüpfung ÖPNV  zu Car-Sharing-Projekten gilt es 
weiter auszubauen!

Zu  2.5.2 fehlt aus Sicht des ADAC eine Aussage, wie die Nutzerbeurteilung 
verbessert werden soll.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

2.5.2 ist aufbauend auf die verfügbaren Datengrundlagen als Status Quo Prognose 
angelegt, die eine dezidierte Nutzerbeurteilung nicht zulässt. Um Anforderungen für 
zukünftige Entwicklungen zu berücksichtigen, definiert der RNVP daneben auch 
Alternativen für eine stärkere Entwicklung des Fahrgastaufkommens (Wachstums-
Szenario, vgl. Kap. 2.5.3).

94, Abbildung 25: In der Tarifoffensive ist aus Sicht des ADAC deutlich 
mehr Wert auf die Entwicklung von Job- und Firmenticket zu legen (siehe 
oben)!

Der Hinweis wird umgesetzt.

Tarifangebote für Berufspendler sind bereits im SH-Tarif enthalten, so dass die 
Maßnahmen zur tariflichen Weiterentwicklung aus Sicht der Hansestadt Lübeck auf 
noch offene Handlungsbedarfe ausgerichtet sind. Dies beinhaltet u.a. die Maßnahme 
„Unterstützung vergünstigter Tarifangebote für Pendler“, die z.B. auf eine 
Verbesserung der bestehenden Job- und Firmentickets zielt. 

112, 3.3.2: Der ADAC begrüßt die Kooperationsbestrebungen mit dem Ziel 
der Angebotsaufwertung.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

118, Abbildung 32: Die Qualitätsmatrix stellt zahlreiche ambitionierte 
Anforderungen, die es jedoch auch gilt, mit Leben zu füllen! Der ADAC 
unterstellt dabei, dass die Anordnung der einzelnen Regelungsbereiche 
nicht etwa auch eine Rangfolge beinhaltet, sondern vielmehr eine 
gleichwertige Aufschlüsselung aller Anforderungen darstellt! Andernfalls 
würden den Umwelt- und klimaschutzrelevanten Anforderungen oder 
jenen an die Zukunft zu geringe Stellenwerte eingeräumt!

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Das dargestellte Verständnis trifft zu.
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121, Abbildung 33: Zur Förderung des Radverkehrs und der Verknüpfung 
mit dem ÖPNV bzw. öffentlichen Verkehrsmitteln schlechthin sind 
adäquate Fahrradabstellanlagen unabdingbar. Sie müssen sicherstellen, 
dass ein Fahrradnutzer sein Fahrzeug bei seiner Rückkehr nicht nur wieder 
vorfindet; es muss unbeschädigt wieder vorgefunden werden können.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Dies wird mit den formulierten Anforderungen und Zielen im Beteiligungsentwurf 
bereits sinnentsprechend ausgedrückt.

127, 4.3: Durch zertifizierte Qualitätsversprechen kann die Einhaltung 
festgelegter Standards für den Nutzer transparent gemacht werden.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

131, 132, 4.6: Der ADAC spricht sich dafür aus, dass Vertriebssysteme 
(Automaten) so zu gestalten sind, dass dem Nutzer intuitiv verständlich 
gemacht wird, wie ein erforderliches/gewünschtes Ticket erworben 
werden kann. Die Erfahrung zeigt, dass heute Automaten im Einsatz sind, 
deren Bedienung sich insbesondere älteren Mitbürgern vollständig 
verschließt und sie damit diskriminiert. An die Gestaltung von Fahrplänen 
und Netzkarten sind entsprechende Anforderungen zu stellen. DFI-
Anlagen sind weiter auszubauen.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Automaten spielen im Vertrieb des übrigen ÖPNV der Hansestadt Lübeck eine 
untergeordnete Rolle. Demgegenüber steht der SPNV (bzw. die Ausstattung der 
Zugangsstellen des SPNV mit Automaten). Es wird im Beteiligungsentwurf auf Vertrieb 
über die Beschäftigten im Fahrdienst, über Vorverkaufsstellen sowie zukünftig 
verstärkt über elektronisch / mobil nutzbare Vertriebskanäle abgestellt.

Die Ausstattung mit DFI ist als angemessen anzusehen. Etwaige einzelne zusätzliche 
Ausrüstungen mit DFI sind nicht ausgeschlossen.

145, Sicherheit: Zu Einrichtungen der Videoüberwachung wird an dieser 
Stelle auf die DSG VO verwiesen, die seit Ende Mai in Kraft ist.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Rechtsvorschriften gelten unabhängig von der besonderen Erwähnung im RNVP, so 
dass die Berücksichtigung sichergestellt ist.

154, Abbildung 35: Die Erhöhung des ÖPNV-Anteils am Modal Split 
erscheint aus Sicht des ADAC nur realisierbar, wenn zugleich die 
Attraktivitätssteigerung des ÖPNV mittelfristig signifikant gesteigert 
werden kann! Siehe auch oben.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Um Anforderungen für zukünftige Entwicklungen zu berücksichtigen, definiert der 
RNVP die Entwicklung des zugrundeliegenden Mobilitätsbedarfs daher in zwei 
Szenarien (vgl. Kapitel 2.5.2 Status quo-Prognose zur Entwicklung des 
Fahrgastaufkommens (Status quo-Szenario) sowie 2.5.3 Alternativen für eine stärkere 
Entwicklung des Fahrgastaufkommens (Wachstums-Szenario)). Damit wird eine ggf. 
erforderliche Weiterentwicklung der Angebotsumfangs zur Attraktivitätssteigerung 
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vorgedacht.

158, Abbildung 37: Die Handlungsfelder Schule und Kindergarten 
erfordern u. a. auch eine genaue Kenntnis der relevanten Kenndaten der 
Berufsschulen (siehe oben).

Hinsichtlich etwa der Verkehrssicherheit bietet neben den genannten 
Institutionen auch der ADAC Aktionen und Schulungen an, die die 
Sicherheit insbesondere von Kindern steigern helfen; der ADAC berät hier 
gern! Das Beratungsangebot erstreckt sich darüber hinaus auch auf den 
Bereich Tourismus.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Die Verfügbarkeit von Grundlagendaten kann im Rahmen der Erstellung des RNVP 
nicht beeinflusst werden.

Der Hinweis auf die Beratungsangebote des ADAC wird dankbar aufgenommen und 
im Rahmen der weiteren Erarbeitung des RNVP an die Beteiligten der Hansestadt 
Lübeck weitergeleitet.

163, 5.2: Zu den vergaberechtlichen Belangen etwa hinsichtlich einer 
Direktvergabe kann von hier keine Aussage getroffen werden; allerdings 
sind die Beweggründe für eine solche Vergabe für den ADAC gut 
nachvollziehbar.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Anhang: Hier sind mangels Detailkenntnis dezidierte Aussagen des ADAC 
nicht möglich.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

S. 56, Gewerbeflächenentwicklung: Die zugrunde gelegte 
Gewerbeflächenentwicklung in der Hansestadt Lübeck für die Laufzeit des 
4. RNVP ist richtig beschrieben. Ansiedelungen von Firmen im Gebiet 
Genin-Süd und Kronsforder Allee können zu einer erhöhten Nachfrage 
nach ÖPNV-Leistungen aus diesem Bereich führen.  

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

S. 63, Flächenverkehr: Grundsätzlich befürwortet die IHK zu Lübeck die 
Ausweitung von flexiblen Flächenverkehren als On-demand-Verkehre, 
wenn frühzeitige Abstimmungsgespräche mit dem Taxigewerbe erfolgen, 
mit dem Ziel beide Bedienformen profitieren zu lassen.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

IHK zu Lübeck;
05.07.2018

S. 91, Modal Split-Anteil ÖPNV: Die unterdurchschnittliche Nutzung des 
ÖPNV in Lübeck passt nicht zu den postulierten Zielen der Politik und 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Mit einer im Bezug auf die Stellungnahme sinnentsprechenden Zielstellung definiert 



4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023; IGES Institut GmbH – Seite 23

Anlage A3: Anhörungsprotokoll und Abwägung zur Erstellung des 4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023

Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

einschlägiger Interessengruppen, den ÖPNV/Busverkehr in Lübeck 
überdurchschnittlich auszubauen. Daher spricht sich die IHK zu Lübeck 
dafür aus, das Angebot des ÖPNV zunächst moderat zu erhöhen, um den 
ÖPNV für neue Kunden attraktiver zu machen. Die angeregte 
Mehrnachfrage mag dann ein Indikator für einen noch stärkeren Ausbau 
des Busverkehrs in Lübeck sein, auch um gewünschte Klimaschutzziele zu 
erreichen. So kann einer sprunghaften Kostensteigerung entgegengewirkt 
werden bzw. eine angemessene Kosten-/Erlösrelation gewährleistet 
bleiben.  

S. 93, Entwicklung des Fahrgastaufkommens: Dazu passt die 
prognostizierte Steigerung des Fahrgastaufkommens im Zeitraum bis 
2023.

der RNVP die Entwicklung des zugrundeliegenden Mobilitätsbedarfs in zwei Szenarien 
(vgl. Kapitel 2.5.2 Status quo-Prognose zur Entwicklung des Fahrgastaufkommens 
(Status quo-Szenario) sowie 2.5.3 Alternativen für eine stärkere Entwicklung des 
Fahrgastaufkommens (Wachstums-Szenario)). Damit wird eine ggf. erforderliche 
Weiterentwicklung der Angebotsumfangs zur Attraktivitätssteigerung vorgedacht und 
gleichzeitig sollen so Anforderungen der zukünftigen Entwicklung berücksichtigt 
werden.

S. 109, Defizite der Angebotsqualität bei Siedlungsgebieten in städtischer 
Randlage: Zur Behebung der Defizite in der Anbindung von 
Gewerbegrundstücken/Gewerbegebieten in städtischer Randlage 
befürwortet die IHK zu Lübeck flexible Bedienformen in Abstimmung mit 
den Unternehmen, insbesondere mit Blick auf die Beförderung von 
Auszubildenden ohne eigenes Fahrzeug. Die Standortqualität dieser 
Grundstücke steigt dadurch und damit auch die Zukunftsfähigkeit der 
Hansestadt Lübeck als lohnendes Umfeld für die Arbeitsaufnahme 
(Fachkräftemangel).

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

S. 111, Anbindung an zukünftige SPNV-Haltepunkt Moisling: Aus Sicht der IHK 
zu Lübeck ist der geplante SPNV-Halt Lübeck-Moisling auch durch Buslinien 
anzubinden, die die Gewerbegebiete in Genin bedienen.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Es wird folgender Satz ergänzt: „Es ist dabei u.a. auch die Erreichbarkeit des 
Gewerbegebietes Genin zu berücksichtigen.

S. 120, Verknüpfung zwischen ÖPNV und Fahrrad: Im Entwurf des 4. RNVP 
sind Bemühungen der Hansestadt Lübeck auf diesem Gebiet zu schwach 
formuliert. Vermisst werden durchschlagende Maßnahmen, um die Nutzung 
des „Umweltverbundes“ voran zu bringen. Z.B. „sichere“ Fahrradgaragen, 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Der Regelungsumfang des RNVP umfasst die Darstellung des aus Sicht der Hansestadt 
Lübeck gewünschten Angebotsumgangs und der Angebotsqualität des übrigen ÖPNV 
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Ladesäulen für Pedelcs. Neue Konzepte und Investitionen sind gefragt, um die 
Nutzung des ÖPNV zu stärken. Eine wünschenswerte, stärkere Nutzung von 
Fahrrad, Pedelecs und ÖPNV in der Zukunft - wie in zahlreichen 
Bürgergesprächen und Zukunftswerkstätten artikuliert - ist angesichts der 
tatsächlich vorhandenen Infrastruktur kaum zu erwarten, weil für neuen 
Kunden die Verknüpfung mit dem ÖPNV nicht attraktiv genug ist.   

(= Busverkehr). Da eine integrierte Sichtweise im Sinne eines Gesamtverkehrssystems 
erforderlich und zeitgemäß ist, werden auf Verknüpfungen mit anderen 
Verkehrsträgern wie SPNV, SPFV, Fernbus, Fährverkehr, Kfz, Rad, SharingLösungen 
etc. mitgedacht. Die dezidierte Beschreibung genauerer Ausprägungen des 
Radverkehrs über den derzeitigen Umfang hinaus kann der RNVP jedoch nicht 
abdecken. Es wird u.a. auf das „Konzept Fahrradfreundliches Lübeck“ verwiesen.

S. 123, Weiterentwicklung wichtiger Verknüpfungspunkte zu 
Mobilitätsstationen: Eine Lösung für die stärkere Nutzung des 
Umweltverbundes kann die Schaffung eines Netzes von Mobilitätsstationen 
sein. Entscheidend für den Erfolg ist, aus Sicht der IHK, dass diese Stationen 
zeitnah und in der richtigen Dimension geschaffen werden. Nicht nur 
Klimaziele lassen sich durch diese Maßnahmen besser erreichen, sondern 
auch die bessere Umfahrung von stauanfälligen Bereichen in Zeiten von 
langfristigen Baustellen in Schlüsselbereichen (Possehlbrücke, 
Bahnhofsbrücke usw.).   

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Wie in Kapitel 4.1.5 dargestellt, wird die Hansestadt Lübeck Vorschläge für potenzielle 
Mobilitätsstationen erarbeiten und die Machbarkeit der Umsetzung prüfen. Die 
Konkrete Frage der Dimensionierung ist darin enthalten. 

S. 128, Anforderungen an Beschäftigte im Fahrdienst: Der Fahrstil im 
Busverkehr In der Hansestadt Lübeck ist verbesserungswürdig. Eine 
rücksichtsvollere Fahrweise gegenüber den übrigen Verkehrsteilnehmern 
wäre angezeigt. Auch für den Fahrgast ist der Komfort der Beförderung in 
Lübeck nicht immer gegeben.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die Anforderung „Verantwortungsbewusstsein und rücksichtsvolle, 
lärmarme sowie klima- und umweltgerechte Fahrweise“ in Kapitel 4.4 
„Anforderungen an Beschäftigte im Fahrdienst“ verwiesen.

S. 130, Überlegungen für einen Beitritt in das Verbundgebiet des „HVV“ und 
zu einem „Nordtarif“: Aus jetziger Sicht steht die IHK zu Lübeck einem 
möglichen Beitritt der Hansestadt Lübeck zum Tarifgebiet des HVV kritisch 
gegenüber. Durch einen Beitritt werden die Fahrkartenpreise in der 
Hansestadt Lübeck wegen des vorhandenen Tarifgefüges herabgesetzt 
werden müssen. Es ist daher ein höherer Zuschussbedarf durch Mindererlöse 
zu erwarten, der von der Hansestadt Lübeck und dem Land Schleswig-Holstein 
zu tragen sein wird. Dazu ist das Land Schleswig-Holstein offensichtlich nicht 
bereit. Auch der HVV selbst zeigt nur ein geringes Interesse zur Ausweitung 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die Darstellung der derzeitigen Diskussion zur Frage des Beitritts in den 
HVV in Kapitel 4.5 Weiterentwicklung der Tarife im übrigen ÖPNV sowie die 
Bewertung des Beitritts zur Metropolregion Hamburg in Kapitel 1.3.3 
„Rahmenbedingungen der Hansestadt Lübeck mit verkehrspolitischer Relevanz“ 
verwiesen.

Bereits heute ist eine Ein- und Ausfahrt in/aus dem Tarifbereich Hamburg AB sowie 
den in Schleswig-Holstein liegenden Bereichen des HVV mit dem SH-Tarif möglich, so 
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des Verbundgebietes. Nicht eingerechnet ist in diese Betrachtung, die mit 
einem Beitritt verbundene Erwartungshaltung bei den Kunden in Bezug auf 
neue, interessante Mobilitätsangebote. Der Beitritt allein bringt noch keine 
Steigerung der ÖPNV-Nachfrage.   

Absolut erforderlich ist allerdings zeitnah zumindest die Buchungsmöglichkeit 
von Durch-Tickets über ALLE Online-Plattformen im Tarifgebiet HVV/SH-Tarif.

dass dazu kein grundsätzlicher Handlungsbedarf zu erkennen ist. Im Internetbasierten 
Vertrieb können diese verbundübergreifenden Fahrausweise als NAH.SH-Onlineticket 
zum Ausdrucken über die Websites www.nah.sh und www.bahn.de erworben 
werden. Daneben können Fahrausweise des SH-Tarifs inklusive Fahrausweise des 
Tarifgebiets „Region Lübeck“ sowie Ein-/Ausfahrten in den HVV über die App DB 
Navigator der DB AG erworben werden. Ab 2019 ist ein Handyticket-Angebot über die 
NAH.SH-App vorgesehen.

S. 144, Klima- und Umweltschutz: Zu den elektrischen Antrieben gehören auch 
Hybridfahrzeuge. Aus Sicht der IHK sollten aber rein-elektrisch angetrieben 
Fahrzeuge eingesetzt werden, um tatsächlich eine positive Auswirkung auf 
Klima und Umwelt in Lübeck zu haben.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Aus Sicht der Hansestadt Lübeck wird in den konkreten Zielen bewusst auf elektrisch 
angetriebene Fahrzeuge und nicht auf Hybridfahrzeuge abgestellt. Über die Zielwerte 
hinaus hinaus können aber zusätzlich auch Hybridfahrzeuge eingesetzt werden. Es 
wird präzisierend auf rein-elektrisch umformuliert.

Zu 3.2.1.: Es ist zu prüfen, ob eine Unterscheidung von Schnellbus- und 
Regionalbuslinien vorzunehmen sei. Für Regionalbuslinien sollten neben dem 
Qualitätsmerkmal hohe Reisegeschwindigkeit eine deutlich detailliertere 
Beschreibung der Anzahl und Qualität der Zwischenhalte vorgenommen 
werden. Es wird nachfolgende Formulierung empfohlen:

Die Anzahl und Position der Zwischenhalte für Regionalbuslinien ist so zu 
wählen, dass unter Berücksichtigung einer hohen Reisegeschwindigkeit, die 
räumliche Erschließung des Haltestellenumfeldes zur Ausführung /Ausübung 
von beruflichen Tätigkeiten, touristischer Nutzung, Einkaufsaktivtäten und 
Ähnliches im Umfeld von .... Metern ermöglicht wird. Wenn möglich sollten 
diese Zwischenhalte als übergeordnete/ nachgeordnete ÖPNV Netzknoten 
eingestuft sein. Bestehende Bedienungsverbote (Einstieg-/ Ausstieg) sind 
aufzuheben.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die Bezeichnung der Schnellbuslinien erfolgt in 2.2.5 „Betriebsformen im übrigen 
ÖPNV“ und bezieht sich auf ausgewählte Verbindungen im Stadtverkehr. Eine über 
die derzeitige Definition in Kapitel 3.2.1 hinausgehende Unterscheidung und 
Spezifizierung ist aus Sicht der Hansestadt Lübeck nicht erforderlich.

NAHBUS 
Nordwest-
mecklenburg 
GmbH;
05.07.2018

Zu 3.2.3.: Hinsichtlich der aufgeführten Lösungsvorschlägen für die 
Randgebiete Lübeck bitten wir dem Angebot der ein- und ausfahrenden 
Regionalbuslinien hier eine verstärkte Bedeutung zuzumessen. Eine 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

In Kapitel 3.2.3 wird auf bestehende Defizite in der Anbindung von Siedlungsgebieten 
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Abstimmung der Angebote der Regionalbuslinien mit dem Gesamtangebot 
des Stadtverkehrs Lübeck für die Randgebiete zwischen den jeweiligen 
Aufgabenträger wird empfohlen. Auch in diesem Zusammenhang bitten wir 
die Bedienungsverbote der Taktlinie 335 der NAHBUS Nordwestmecklenburg 
GmbH im Bereich zwischen Schlutup Markt bis zum ZOB Lübeck aufzuheben.

und zum Teil von Gewerbegebieten in städtischer Randlage hingewiesen. Dabei 
wurden alle verfügbaren Angebote des ÖPNV (also auch ein- und ausfahrende 
Regionalbusverbindungen) berücksichtigt. Demgegenüber steht das Kapitel 3.3 
„Weiterentwicklung übriger ÖPNV im Stadt-Umland-Raum Region Lübeck“, in dem 
durch das Ziel einer Verbesserung der bisher noch nicht ausreichenden 
Angebotskoordinierung zwischen Regional- und Stadtbuslinien bereits auf die 
Verstärkte Bedeutung der Regionalbuslinien hingewiesen wird.

Aus Sicht der Hansestadt Lübeck sind keine bestehenden Bedienungsverbote 
bekannt. Bedienungsverbote werden im RNVP auch bewusst nicht als Maßnahme 
vorgeschlagen, hingegen wird jedoch die Notwendigkeit der Prüfung der Bedienung 
zusätzlicher Haltestellen durch Regionalbuslinien innerhalb der Hansestadt Lübeck 
herausgestellt.

Sofern dennoch etwaige Bedienungsverbote als Auflage bestehender 
Liniengenehmigungen wahrgenommen werden, besteht die Möglichkeit, einen 
Antrag zur Anpassung der Liniengenehmigung an die jeweilige Genehmigungsbehörde 
zu richten. 

Zu 3.3 1. Angebotskoordinierung Stadt - und Regionalbuslinien: Wir bitten um 
Aufnahme eines weiteren Schnittbereiches zu den Linien des Aufgabenträgers 
der Kreises Nordwestmecklenburg.

Der Hinweis wird umgesetzt.

VCD-
Landesverband 
Nord e.V.;
05.07.2018

Fahrzeugtechnologie: Die Schadstoff- und Lärmbelastung durch 
konventionelle Dieselmotoren ist gerade im innerstädtischen Bereich 
erheblich. Moderne Technologien wie Hybrid-Oberleitungsbusse  (HO-Busse) 
stehen zur Verfügung und sollten als Alternative geprüft werden. Diese 
Technik ist aus ökologischer Sicht optimal, weil mit relativ kleinen Batterien 
ohne Schadstoffausstoß gefahren werden kann. Wenn nur im zentralen 
Bereich des Liniennetzes ein Oberleitungsnetz installiert wird, können etwa 
2/3 der Buslinien auf diese Technologie umgerüstet werden. 
Stadtbildtaugliche Oberleitungslösungen sind denkbar. Für die 
Investitionskosten gibt es hohe Förderquoten (bis zu 80 % vom BMV für 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Möglichkeiten alternativer Antriebstechnologien wurden auch unter Berücksichtigung 
konventioneller bzw. hybrider Oberleitungsbusse bereits  geprüft. Im Ergebnis 
sprechen u.a. örtlichen Gegebenheiten, Denkmalschutz etc. gegen eine weitere 
Vertiefung als Realisierungsoption. Dennoch werden konkrete Ziele für den 
verstärkten Einsatz rein-elektrisch betriebener Fahrzeuge definiert, die auch im 
Vergleich zu anderen deutschen Städten als ambitioniert anzusehen sind. Damit will 
die Hansestadt Lübeck einen konkreten und zeitnahen Beitrag zur Senkung von 
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Oberleitungsbau; bis zu 80 % vom BMU für die Mehrkosten der Elektrobusse 
gegenüber konventionellen Bussen). Anzustreben ist eine 
Finanzierungsmöglichkeit der Mehrkostendifferenz über Zuschüsse oder 
Kredite aus Landesmitteln. 

Alternativ oder ergänzend sollte zur Entlastung der innerstädtischen Strecken 
geprüft werden, ob der Einsatz kleinerer Elektrobusse als Shuttle vom 
Hauptbahnhof und von peripheren Innenstadtparkplätzen in die 
Innenstadtbereiche sinnvoll ist. Für den Innenstadt-Shuttle sind Kombi-Tickets 
mit DB-Fahrausweisen oder Parkscheinen sowie ein Kurzstreckentarif 
denkbar.

Umweltbelastungen umsetzen.

Der Einsatz kleiner Shuttlebusse zwischen Hauptbahnhof und der Innenstadt 
widerspricht dem Fahrgastanspruch der direkten Erreichbarkeit der Altstadt aus 
dem gesamten Stadtgebiet. Die resultierenden zusätzlichen 
Umsteigeerfordernisse entsprechen weder den heutigen Kundenansprüchen, 
noch sind kleine Shuttlebusse geeignet, im Altstadtbereich dadurch entstehende 
Verkehrsmengen sinnvoll abzudecken. 

Im Übrigen wird jedoch auf die im Beteiligungsentwurf des RNVP enthaltenen Ansätze 
für alternative Antriebe und auch innovative Verkehrsformen wie autonomer Betrieb 
verwiesen.

Tarife: Zur generellen Steigerung der Fahrgastzahlen sollte ein 
umlagefinanziertes Job-Ticket eingeführt werden. Dabei zahlt der Arbeitgeber 
für jeden Arbeitnehmer einen kleinen Betrag, woraufhin die Arbeitnehmer 
eine vergünstigte Zeitfahrkarte bekommen können. Diese geldwerte Leistung 
ist bis zu 44 Euro pro Monat steuer- und sozialabgabenfrei.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Tarifangebote für Berufspendler sind bereits im SH-Tarif enthalten, so dass die 
Maßnahmen zur tariflichen Weiterentwicklung aus Sicht der Hansestadt Lübeck auf 
noch offene Handlungsbedarfe ausgerichtet sind. Dies beinhaltet u.a. die Maßnahme 
„Unterstützung vergünstigter Tarifangebote für Pendler“, die z.B. auf eine 
Verbesserung der bestehenden Job- und Firmentickets zielt. 

Das Angebot zur Nutzung von Sammeltaxis in den verkehrsschwachen Zeiten 
bzw. ab Streckenende (LüMo) ist zu erweitern.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf Kapitel 3.2.1 „Weiterentwicklung der Produkte und Betriebsformen des 
übrigen ÖPNV“ verwiesen, wonach die Nutzung flexibler Angebotsformen zur 
Verbesserung der Anbindung u.a. in den Siedlungsgebieten in städtischer Randlage 
geprüft werden soll.

Konzessionsvergabe/Infrastruktur: Um zu gewährleisten, dass bei der 
Umstellung auf zukunftsweisende Technologien die bestmöglichen Lösungen 
zum Einsatz kommen, ist auf eine Parallelität von Betriebsdauer und 
Vergabezeit zu achten. Insofern Vergaberichtlinien dagegensprechen, sollte 
geprüft werden, ob die Entkoppelung von Infrastruktur (z. B. Elektrobusse, 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Vgl. Abwägung der Stellungnahme zu Fahrzeugtechnologien.
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Oberleitungen in öffentlicher Hand) und Betreibung der Strecken sinnvoll ist.

Verkehrsangebot/Taktung: Eine gut abgestimmte Anbindung an die DB-Züge 
von und nach Hamburg ist wichtig. Insbesondere in den frühen Morgen- und 
späten Abendstunden sollten für die Buslinien mit den potenziell meisten 
Fahrgästen Übergangszeiten ohne lange Wartezeiten angestrebt werden.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die bereits definierten Vorgaben zur Verknüpfung in Kapitel 4.1.1 
„Verknüpfungspunkte und Umsteigebedingungen“ sowie Kapitel „4.1.2 
Anschlusssicherung und Anschlussqualität“ verwiesen. 

Besonders in den Schwachverkehrszeiten ist anzustreben, dass 
unterschiedliche Linien, die im Innenstadtbereich parallel geführt werden, 
versetzte Takte haben, so dass dort die Frequenz doppelt so hoch ist wie in 
den Randbereichen des Netzes.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die Forderung von zeitnahen Anschlüssen am Hauptbahnhof von/zum SPNV in 
Schwachlastzeiten bei gleichzeitiger versetzten Taktfrequenz beinhaltet einen 
Zielkonflikt. Aus Sicht der Hansestadt Lübeck wird die Anschlussgestaltung  priorisiert. 

S. 102, Punkt 3.1.3: Ergänzung zu Taktschema: Linie 5 fährt in HVZ zumeist im 
10-Minuten-Takt, Verweis auf die Tabelle 30 im Anhang fehlt.

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 144 Klima- und Umweltschutz, Ebenso auch auf S. 35 und S. 154/155: SL 
wird rein-elektrisch angetrieben Fahrzeuge (keine Hybridfahrzeuge) einsetzen, 
um die Klimaziele zu erreichen. Deshalb bitte rein-elektrisch ergänzen.
Bitte ergänzen: Bis Ende 2021 auf 10%, Bis Ende 2025 auf 40%

Der Hinweis wird umgesetzt.

Es wird präzisierend auf rein-elektrisch umformuliert, da Hybridtechnologien nicht 
gemeint sind.

S. 145 Reinigung: Ergänzung: Die Reinigung außen erfolgt nach Bedarf. Bei 
Frost kann die Außenreinigung nicht gewährleistet werden.

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Es wird folgender Hinweis ergänzt: „Bei Frost erfolgt die tägliche Außenreinigung nur 
soweit möglich.“

Die tägliche Reinigung außen wird wie folgt umformuliert: „Tägliche Reinigung außen 
bei Bedarf“

Stadtverkehr 
Lübeck GmbH;
05.07.2018

S. 146 Werbeflächen: Die aktuellen Verträge über die Buswerbung laufen bis 
2026 und damit über die Laufzeit des RNVP hinaus. Diese beinhalten keinen 
entsprechenden Regelungen über die Beklebungen der Seitenscheiben. 
Vorschlag: Punkt 1 umformulieren: „Die Scheiben im Sichtbereich des Fahrers 
müssen frei von Beklebungen bleiben.“, Punkte 2 und 3 streichen. Dafür eine 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Grundsätzlich dürfen bestehende vertragliche Regelungen bei Verkehrsunternehmen 
des Aufgabenträgers des übrigen ÖPNV nicht daran hindern, sein Ermessen bei der 
Formulierung der Anforderungen an die zukünftige Gestaltung der 
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allgemeine Formulierung einsetzen: „Werbung ist im Innenraum und außen 
möglich“.

Verkehrsleistungen auszuüben.

Es erfolgt im Gegensatz zum Wunsch eine Umformulierung aufbauend auf die 
Stellungnahme von NAH.SH wie folgt:

 Gemäß NAH.SH Manual (vgl. dort Abschnitt Fahrzeuge S. 12) ist anzustreben, 
die Fenster im Fahrgastbereich generell werbefrei zu halten.

 Begründete Ausnahmen sind mit Zustimmung der Hansestadt Lübeck möglich. 
Die ersten zwei Seitenscheiben hinter der vorderen Einstiegstür müssen den 
Sichtbereich des Fahrers gewährleisten und haben daher grundsätzlich ohne 
Ausnahme frei von Beklebungen zu bleiben.

Die Ausnahmeregelung kann vorbehaltlich einer Prüfung und Abwägung des 
Sachverhaltes durch die Hansestadt Lübeck zur Anwendung kommen, um etwaige 
wirtschaftliche Nachteile abzuwenden. 

S. 146 Ausnahmen: Bitte den Punkt löschen, da ansonsten von allen 
Anforderungen an den Fahrzeugeinsatz abgewichen werden kann.

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 162 Aufgaben der Verkehrsunternehmen: Ergänzung: Planung des ÖPNV-
Angebots, z.B. Netz- und Feinplanung

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 179 ff. Tabelle 30: Die Tabelle enthält noch einige Fehler im Abgleich mit 
dem aktuellen Fahrplan. Wir versenden eine korrigierte Version per Mail.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Vereinte Dienst-
leistungs-
gewerkschaft 
ver.di;
05.07.2018

Vorbemerkung: Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di hat, wie 
andere Organisationen auch, schon bei der Novellierung des PBefG im Jahr 
2012 darauf hingewiesen, zur Sicherung eines fairen Wettbewerbs und zum 
Schutz vor Sozialdumping und der Arbeitnehmerschutzrechte bei einem 
möglichen Betreiberwechsel die Vorgabe von Qualitäts- und Sozialstandards 
entsprechend der Ermächtigung nach der VO (EG) 1370/2007 verbindlich in 
die bundeseinheitliche Regelung des PBefG zu integrieren. Dem folgte der 
nationale Gesetzgeber nicht. Deswegen können wir bei Vergaben von 
Verkehrsleistungen im ÖPNV immer wieder von einer erheblichen Unruhe 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.
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innerhalb der Belegschaften berichten. Diese werden - auch im Falle der von 
uns begrüßten Festlegung der Hansestadt Lübeck im 4. Regionalen 
Nahverkehrsplan (RNVP) auf die Direktvergabe der Verkehrsleistungen des 
Linienbündels „Hansestadt Lübeck" an die kommunalen Unternehmen SL und 
LVG - durch den Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre gern. PBefG 
regelmäßig hervorgerufen und betreffen berechtigte Ängste der 
Belegschaften vor Lohn- und Sozialdumping.

ver.di begrüßt vor diesem Hintergrund die von der Hansestadt Lübeck im 4. 
RNVP dargestellte Auffassung, dass der nationale Gesetzgeber tätig werden 
müsse, um „auch für den verkehrsgewerberechtlichen Rahmen des ÖPNV 
soziale Standards zum Schutz der Beschäftigten ... allgemeinverbindlich zu 
machen." (siehe S. 164)

Wir sind jedoch der Auffassung, dass die Hansestadt Lübeck diesbezüglich 
nicht nur beim „Wunsch" bleiben sollte, sondern zur Sicherstellung einer 
gewünschten hohen Betriebsqualität unter Bezug auf die VO 1370/2007 auch 
von der zulässigen Anordnung Gebrauch macht, bestimmte Sozialstandards 
für die Durchführung eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages vorzugeben.

Aus diesem Grund bitten wir Sie, folgende Ergänzungen in den „4. Regionalen 
Nahverkehrsplan für die Hansestadt Lübeck 2019 - 2023" aufzunehmen.

zu Punkt 3. Seite 96 nach Satz 1 einfügen: Die Betriebsqualität im ÖPNV wird 
vor allem auch durch ein Zusammenspiel von der Qualität des eingesetzten 
technischen Materials, der Anlagen und der Qualifikation sowie den 
Arbeitsbedingungen des eingesetzten Personals bestimmt. Aus diesem Grund 
legt die Hansestadt Lübeck als Aufgabenträger besonderen Wert auf die 
Einhaltung der Betriebsqualität und wird den zukünftigen Betreiber des 
Linienbündels „Hansestadt Lübeck“ verpflichten, bestimmte soziale Standards 
einzuhalten.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Aus Sicht der Hansestadt Lübeck dient das Kapitel 3 und auch das Kapitel 4 der 
Beschreibung der aus Ihrer Sicht ausreichenden Verkehrsbedienung. Ein Verweis auf 
Arbeitsbedingungen ist hier jedoch nicht Regelungsgegenstand, so dass die Ergänzung 
nicht umgesetzt wird. 
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Zu Punkt 5.2.2 Seite 164 in 1. Abs., 1. Satz geändert: Die Hansestadt Lübeck 
begrüßt die Absicht der Bundesregierung klarzustellen, dass über die 
Nahverkehrspläne beschriebene soziale Standards zum Schutz der 
Beschäftigten sowie qualitative und ökologische Standards für alle Bewerber 
gelten. Die Hansestadt begrüßt weiterhin die Absicht der Bundesregierung 
den Ordnungsrahmen dahingehend zu ändern, dass die Kommunen in die 
Lage versetzt werden Emissionsgrenzwerte für den Personenverkehr zu 
erlassen. 

Zu Punkt 5.2.2 Seite 164 in 3. Abs., 1. Satz geändert: Die Hansestadt Lübeck 
verlangt für die in ihrem Wirkungsbereich erbrachten Verkehrsleistungen, 
dass die durch den im Verkehrsgebiet einschlägigen, repräsentativen 
Tarifvertrag vorgesehenen Entgelte nach den tariflich festgelegten 
Modalitäten zu zahlen und die tariflichen vereinbarten weiteren Leistungen zu 
gewähren sind, und hierdurch bei dem Betreiber hochwertige, sozialadäquate 
Beschäftigungsbedingungen herrschen. Gegenüber einem internen Betreiber 
hat die Hansestadt Lübeck aufgrund ihrer Vertretung in den 
Gesellschaftsorganen unmittelbaren Einfluss auf diesbezügliche 
Entscheidungen. Eine Direktvergabe an einen internen Betreiber sichert somit 
bestehende, auskömmlich bezahlte Arbeitsplätze und 
Beschäftigungsbedingungen von in der Hansestadt Lübeck und Umgebung 
ansässigen Beschäftigten.

Zu Punkt 5.2.2 Seite 164 nach 3. Abs., neuen Absatz eingefügt: Der 
Aufgabenträger, die Hansestadt Lübeck, legt besonderen Wert auf die 
Einhaltung der Betriebsqualität und wird deshalb den zukünftigen Betreiber 
des Linienbündels „Hansestadt Lübeck“ gemäß Art. 4, Abs. 4a bis Abs. 6 der 
EU(VO) 1370/2007 verpflichten, die in diesem Nahverkehrsplan aufgeführten 
sozialen Standards einzuhalten. Das heißt, die Hansestadt Lübeck macht von 
ihrem Wahlrecht Gebrauch und ordnet für den Fall, dass ein anderer 
Betreiber als der bisherige die Leistung übernimmt gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 

Der Hinweise werden nicht umgesetzt.

Der Abschnitt 5.2.2 des 4. RNVP dient der Umsetzung von § 5 Abs. 2 Nr. 9 ÖPNVG zu 
Darstellung des beabsichtigten Finanzierungsrahmens des übrigens ÖPNV in der 
Hansestadt Lübeck. In diesem Rahmen stellt die Hansestadt Lübeck ihre Erwägungen 
für die beabsichtigte Direktvergabe an die SL als internen Betreiber gemäß Art. 5 Abs. 
2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dar. Es geht um die Gründe, ob und warum eine 
Direktvergabe vorgenommen werden soll. Damit wird der beabsichtigte 
Finanzierungsrahmen dargestellt und den Vorgaben des ÖPNVG insofern genügt. Die 
Hinweise und Formulierungsvorschläge beziehen sich maßgeblich darauf, wie eine 
Direktvergabe ausgestaltet werden soll. Die Hansestadt Lübeck wird diese 
Anforderungen mit der Vorabbekanntmachung und den ergänzenden Dokumenten in 
transparenter Weise darlegen, die dann unter den weiteren Voraussetzungen der §§ 
8a Abs. 2 i.V.m. 13 Abs. 2a S. 2 bis 6 PBefG auch für eigenwirtschaftliche Verkehre 
maßgeblich sind.

Die Hansestadt Lübeck weist darauf hin, dass nach gegenwärtiger Rechtslage die 
Festlegung sozialer Standards zum Schutz der Beschäftigten in (regionalen) 
Nahverkehrsplänen nicht vorgesehen ist. Den Wunsch dies zu ändern äußert die 
Hansestadt Lübeck in dem 4. RNVP ausdrücklich, wird sich aber im Übrigen an die für 
dessen Erlass gültige Rechtslage halten. Diese geltende Rechtslage sieht die 
Festlegung von sozialen Standards, etwa aufgrund von Art. 4 Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007, ausschließlich für öffentliche Aufträge vor. 



4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023; IGES Institut GmbH – Seite 32

Anlage A3: Anhörungsprotokoll und Abwägung zur Erstellung des 4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023

Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und 
Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) 
Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1 vom 3. Dezember 2007) an, dass der 
ausgewählte Betreiber die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des 
bisherigen Betreibers zu den Arbeitsbedingungen übernimmt, die diesen von 
dem vorherigen Betreiber gewährt wurden. Die bisherigen Betreiber sind 
verpflichtet, den Auftraggebern auf Anforderung die hierzu erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen oder Einsicht in Lohn- und 
Meldeunterlagen, Bücher und andere Geschäftsunterlagen und 
Aufzeichnungen zu gewähren, aus denen Umfang, Art, Dauer und tatsächliche 
Entlohnung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hervorgehen oder 
abgeleitet werden können. Hierdurch entstehende Aufwendungen des 
bisherigen Betreibers werden durch den öffentlichen Auftraggeber erstattet. 
Diese sind als Mindestarbeitsbedingungen während der gesamten Laufzeit 
des öffentlichen Dienstleistungsauftrages einzuhalten und gelten 
gleichermaßen vollumfänglich auch für die eingesetzten Subunternehmer im 
Linienbündel „Hansestadt Lübeck“. Die in diesem Nahverkehrsplan 
dargelegten Anforderungen und Standards für die Sicherstellung einer 
ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit ÖPNV-Leistungen hält die 
Hansestadt Lübeck für erforderlich (vgl. § 8 Abs. 3 PBefG). In diesem 
Zusammenhang wird auch auf die Vergabeunterlagen (Vorabbekanntmachung 
gemäß § 8a Abs. 2i.V.m. § 13 Abs. 2a und 2b PBefG) hingewiesen.

Einleitung: evtl. überarbeiten nach Fertigstellung der Kap. 1 – 5

Erläuterung: wird empfohlen

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.Betriebsrat 
Stadtverkehr 
Lübeck;
06.07.2018 1.2, Seite 17, 1. Abs.: … bildet das u.a. das ÖPNVG SH.

Satz 2 neu: Gemäß § 1 Regionalisierungsgesetz (RegG) ist die Sicherstellung 
einer ausreichenden Verkehrsbedienung im ÖPNV eine Aufgabe der 
Daseinsvorsorge. Sowohl § 1 Abs. 2 RegG als auch § 8 Abs. 3 Satz 1 PBefG 
sehen vor, dass das Landesrecht die zuständigen Behörden (Aufgabenträger) 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

In Kapitel 1.2 soll auf wesentliche gesetzliche Grundlagen und Vorgaben für die 
Regelungsinhalte eines RNVP hingewiesen werden. Die Zuständigkeit der Hansestadt 
Lübeck als Aufgabenträger des übrigen ÖPNV wird bereits beschrieben. 
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benennt. Dementsprechend überträgt das ÖPNVG SH. in § 2 Abs. 2 „Kreise 
und kreisfreien Städte oder ihrer jeweiligen Zweckverbände, die ausschließlich 
aus kommunalen Körperschaften bestehen“. Die Hansestadt Lübeck ist gemäß 
§ 2 Abs. 2 ÖPNVG SH diese „Aufgabenträgerin" für den öffentlicher 
Personennahverkehr (ÖPNV) und damit zuständig für die Sicherstellung der 
ausreichenden Bedienung mit Verkehrsleistungen im straßengebundenen 
öffentlicher Personennahverkehr i.V.m. § 8 Abs. 3 PBefG und Art 4 der 
Verordnung (EU) 2016/2338.

Erläuterung: Das ÖPNVG SH hat seit 2013 (!) wichtige europäische und 
nationale Normen (u.a. PBefG; RegG; VO (EU) 2016/2338; VO (EU) 1370/2007) 
nicht nachvollzogen. Das RegG regelt u.a. die Verteilung der ÖPNV-Mittel des 
Bundes für die Länder - und damit auch für die Kommunen - (derzeit bis 
2031). Das ÖPNVG SH selbst setzt nur das RegG (Gesetz zur Regionalisierung 
des öffentlichen Personennahverkehrs (Regionalisierungsgesetz - RegG) vom 
27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378 ,2395)), um. Ende 2015 wurde das RegG 
letztmals geändert und zwar mit einer bis zum Jahr 2031 laufenden ÖPNV-
Finanzierungszusage des Bundes an die Bundesländer.

Es wird aus Sicht der Hansestadt Lübeck keine Notwendigkeit für eine Anpassung der 
Formulierung erkannt.

2.2.4, Seite 59: Herrentunnel-Shuttle, Abs. überarbeiten Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Kapitel 2.2.4 beschreibt das in der Hansestadt Lübeck vorhandene Verkehrsangebot. 
Der Herrentunnel-Shuttle ist nicht Bestandteil der von der Hansestadt Lübeck 
beabsichtigten Vergabe von Leistungen des übrigen ÖPNV und wird nicht in 
Aufgabenträgerschaft der Hansestadt Lübeck organisiert. 

2.2.4, Seite 60: neu: Neben den Verkehren in Aufgabenträgerschaft der 
Hansestadt Lübeck bestehen derzeit 13 ein- und ausbrechende Linien des 
Regionalverkehrs 54 (davon neun Liniengenehmigungen der Autokraft und 
vier Liniengenehmigungen der NAHBUS), für die die entsprechenden 
Aufgabenträger der umliegenden Kreise bzw. Landkreise zuständig sind.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die mit dem Beteiligungsentwurf vorgelegte Fassung beschreibt die derzeitige 
Sachlage korrekt. Eine Änderung ist nicht erforderlich. 
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2.2.4, Seite 60: 

Angebotsumfang neu: Stadtverkehr und Regionalverkehr sind verzahnt (vgl. 
auch 3.1.6). Die wichtigsten Verknüpfungspunkte mit dem städtischen ÖPNV 
sind: 

 ZOB
 Xx

Der Hinweis wird nicht umgesetzt. 

Die Darstellung von Verknüpfungspunkten ist nicht Bestandteil des Kapitels 2.2.4. 

2.2.4, Seite 62: zu Bedarfslinienbetrieb als Alternative: Eine Evaluation des 
Angebots ist somit regelmäßig erforderlich. Aufbauend darauf sollte geprüft 
werden, ob und wie bestehende klassische Angebote etwa in …

zu Flächenverkehr neu: Flächenverkehr/Nachtverkehr

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die Weiterentwicklung der Betriebsformen wird in Kapitel 3.2.1 „Weiterentwicklung 
der Produkte und Betriebsformen des übrigen ÖPNV“ thematisiert. Dort wird bereits 
auf die Notwendigkeit der Evaluation hingewiesen.

3.1, Seite 95ff.: „übrigen ÖPNV“

Vgl. unter diesem Gesichtspunkt auch das Kap. 3.3 siehe Tab. 33: ab Linie 300 
sind die Kompetenzen der angrenzenden AT betroffen. Ist dies abgeprüft? 
Über deren Liniengenehmigungen und damit deren geforderten Standards 
wird nicht im Rahmen der DV an SL und LVG entschieden!

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Der RNVP ist auf den gesamten übrigen ÖPNV auf dem Gebiet der Hansestadt Lübeck 
betreiberunabhängig und gesamthaft ausgerichtet. Bei ein-/ausbrechenden 
Verkehrsleistungen ist eine gesonderte Abstimmung zu Zuständigkeiten regelmäßig 
erforderlich und wird auch durchgeführt. Die benachbarten Aufgabenträger sind 
frühzeitig eingebunden worden und haben auch von der Möglichkeit der 
Stellungnahme im Beteiligungsverfahren Gebrauch gemacht.

4.1.2, Seite 121, 2. Abs.: bitte überprüfen und gfs. überarbeiten: 
„Anschlusssicherung soll für alle Angebote des übrigen ÖPNV in 
Aufgabenträgerschaft der Hansestadt Lübeck über die Nutzung eines 
rechnergestütztes Betriebsleitsystem (ITCS) erfolgen und durch die 
geforderten Betriebsleitstellen (vgl. 4.2.2) überwacht werden.“

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auf die derzeitige Formulierung „Die Anschlusssicherung soll über die Nutzung 
rechnergestützter Betriebsleitsysteme (ITCS) erfolgen und durch die geforderten 
Betriebsleitstellen (vgl. Kapitel 4.2.2) überwacht werden.“ verwiesen. 

4.2.2, Seite 127, 2. Abs.: Abs. 2 - 4 streichen, dafür neu: Für die Sicherung des 
Angebotes und der Angebotsqualität ist eine Betriebsüberwachung mit einem 
mobilen Verkehrsmeisterdienst und den derzeitigen Leitstellen auf den 
Betriebshöfen bei der SL und LVG vorzuhalten. Deren Verfügbarkeit soll 

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Die im Beteiligungsentwurf des RNVP enthaltenen Anforderungen entsprechend 
bereits den erforderlichen Regelungsinhalten aus Sicht der Hansestadt Lübeck. Es 
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mindestens durch folgende zeitliche Lagen und personelle Besetzung 
gesichert sein:

 Öffnungszeiten, davon SC ZOB 24/8; Service-Nummer 888-2828, wird 
außerhalb der Öffnungszeiten auf Leitstelle SC ZOB übertragen;

 Derzeit wird die Betriebsüberwachung durch 17 Personale gesichert.

Der Aufgabenträger, die Hansestadt Lübeck, legt aus Gründen der 
Qualitätssicherung darauf Wert, dass die Service-Nummer 888-2828 nicht auf 
externe Dritte übertragen werden darf und nur eigenes, mit den örtlichen 
Verhältnissen vertrautes Personal eingesetzt wird.

entsprechende Anpassung auch in 2.4.2 und 4.6

 das SC Travemünde verkauft auch Fahrkarten für die Fähren.

Abs. 5 streichen, dafür neu: Der Betreiber hat in eigener Verantwortung und 
auf eigene Kosten die für den Betrieb notwendige Infrastruktur, etwa 
Abstellflächen für Fahrzeuge sowie Wartungs-, Instandhaltungs- und 
Reinigungsstätten sowie alle erforderlichen Räumlichkeiten einschließlich von 
Sozialräumen mit ausreichend Dusch- und Umkleidemöglichkeiten auf 2 
Betriebshöfen im Gebiet des Linienbündels „Hansestadt Lübeck“ vorzuhalten.

weiter mit Abs. 6 + 7

werden jedoch zur Präzisierung folgende Anpassungen übernommen:

Der Satz „Zudem sind Verkehrsmeister für die mobile Betriebslenkung einzusetzen“ 
durch die neue Formulierung „Für die Sicherung des Angebotes und der 
Angebotsqualität ist weiterhin eine Betriebsüberwachung mit einem mobilen 
Verkehrsmeisterdienst vorzuhalten.“ ersetzt.  

Im Abschnitt 5 wird folgende Anforderung ergänzt: „sowie alle erforderlichen 
Räumlichkeiten einschließlich von Sozialräumen mit ausreichend Dusch- und 
Umkleidemöglichkeiten“.

Anpassungen in 2.4.2 sind nicht erforderlich.

4.2.3, Seite 128: bitte mind. den IST-Stand der Fahrzeugereserve angeben! Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die konkrete Angabe eines Wertes für eine Fahrzeugreserve führt selbst bei kleinen 
Anpassungen im Fahrplan ggf. dazu, dass dieser Wert angepasst werden muss. Es 
wird daher darauf verzichtet. 

4.4, Seite 129: nach 1. Abs. neu: Aus diesem Grund legt der Aufgabenträger, 
die Hansestadt Lübeck, besonderen Wert auf die Einhaltung der 
Betriebsqualität und wird den zukünftigen Betreiber des Linienbündels 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Kapitel 4.4 regelt die aus Sicht der Hansestadt Lübeck erforderlichen Anforderungen 
an die Beschäftigten im Fahrdienst. Die spezifische Beschreibung etwaiger Vorgaben 
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„Hansestadt Lübeck“ gemäß Art. 4 Abs.5 S. 2 der EU(VO) 1370/2007 i.V.m. Art 
4 (neu), insbes. Abs. 4a, Abs. 4b und Abs. 6 der VO (EU) 2016/2338 
verpflichten, soziale Standards einzuhalten. Zu den Sozialstandards gehören 
auch Sozial- und Pausenräume an den zentralen Ablösestellen und 
Toiletteneinrichtungen an allen Linienendpunkten. Ebenso sind die zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung der Vergabe geltenden Sozialstandards auch 
zukünftig als Mindestarbeitsbedingungen während der Laufzeit des 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages einzuhalten. Alle zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung der Vergabe geltenden Sozialstandards gelten auch 
vollumfänglich für die eingesetzten Subunternehmer. Der Aufgabenträger 
verlangt im Falles eines möglichen Betreiberwechsels, dass der mögliche 
Betreiber dem Aufgabenträger zusagt, dass er die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer der bisherigen Betreiber in Anwendung der RL 2001/23/EG 
i.V.m. 4b der VO (EU) 2016/2338 zu den Arbeitsbedingungen übernimmt, die 
diesen von dem bisherigen Betreiber gewährt wurden. Die in diesem 
Nahverkehrsplan dargelegten Anforderungen und Standards für die 
Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit ÖPNV-
Leistungen hält die Hansestadt Lübeck für erforderlich (§ 8 Abs. 3 PBefG). In 
diesem Zusammenhang wird auf die Vergabeunterlagen 
(Vorabbekanntmachung gemäß § 8a Abs. 2i.V.m. § 13 Abs. 2a und 2b PBefG) 
hingewiesen.

zu sozialen Standards zum Schutz der Beschäftigten werden im Instrument der 
Vorabbekanntmachung aufgenommen.

Vergleiche auch Abwägung zur Stellungnahme von Verdi zu Kapitel 5.2.2-

4.4, Seite 130: 2. + 3. Abs. streichen, ebenfalls Überschrift. Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Eine Streichung der Anforderungen an die Qualifizierung des Fahrpersonals ist aus 
Sicht der Hansestadt Lübeck nicht gewünscht. 

4.6, Seite 132: 2. Bullit-Point: ergänzen siehe Anmerkungen zu S. 86 (zu 2.4.2): 
das SC Travemünde verkauft auch Fahrkarten für die Fähren.

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Der Hinweis auf den Verkauf von Fahrausweisen für die Fähren wird ergänzt.

4.9., Seiten 143 – 147: siehe auch Anmerkungen zu S. 81 und S. 128 
Ergänzung: Umweltnormen: bei Dieselfahrzeugen xx% mind. Euro-Abgas-

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.
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Norm 5 (vgl. auch 4.11 S. 152 und 4.13 S. 156)

Fahrzeugeinsatz Alter: Ausnahme: 4% des Fuhrparks bei Einsatz von 
Fahrzeugen älter 10 Jahre nur in der HVZ an Schultagen und an folgenden 
Einsatzsituationen: …

zusätzlich: Der zukünftige Betreiber verpflichtet sich, bei der 
Betriebsleistungserbringung die definierte Qualität bei den Fahrzeugen über 
die gesamte Vertragslaufzeit aufrecht zu erhalten. Das Unternehmen legt 
dazu alle zwei Jahre einen Nachweis über die von ihm eingesetzten Fahrzeuge 
mit den in der Anlage xy definierten Fahrzeugausstattungen und -standards, 
über das Durchschnittsalter und die zulässigen Abweichungen bei den 
eingesetzten Fahrzeuge vor, jeweils bezogen auf den Durchschnitt der letzten 
drei abgelaufenen Geschäftsjahre. Der Nachweis ist vom Wirtschaftsprüfer 
des Betreibers zu bestätigen.

Eine Vorgabe eines maximal zulässigen Anteils von Dieselfahrzeugen mit Euro-Abgas-
Norm 5 dient dem schnelleren Erreichen der aus Sicht der Hansestadt Lübeck 
gewünschten Umweltziele. Um zu vermeiden, dass ein zukünftiger Betreiber Neu- 
oder Gebrauchtfahrzeuge in Betrieb nimmt, die nicht mindestens , die Einhaltung der 
jeweils im Startjahr des Einsatzes geltende höchste Euro-Abgas-Norm erfüllen, wird 
der Satz „Bei Neufahrzeugen muss mindestens die im Beschaffungsjahr geltende 
höchste Euro-Abgas-Norm (Abgasgrenzwerte für Busse) erfüllt oder übertroffen 
werden.“ wie folgt geändert: „Bei allen neu beschafften Neu- oder 
Gebrauchtfahrzeugen müssen mindestens die im Beschaffungsjahr geltende höchste 
Euro-Abgas-Norm (Abgasgrenzwerte für Busse) erfüllt oder übertroffen werden.“

Ausnahmen von den Vorgaben zum Fahrzeugalter sind nicht vorgesehen, um eine 
moderne Gesamt-Fahrzeugflotte zu unterstützen.

Zum Vorschlag eines zusätzlichen Absatzes wird auf die bereits in Kapitel 5.3.2 
„Nachweis der Betriebsqualität“ definierten Berichtspflichten verwiesen, die aus Sicht 
der Hansestadt Lübeck sinnentsprechend wirken.

4.13, Seite 156: Mindestens Erfüllung der im Beschaffungsjahr geltenden 
Euro-Abgas-Norm (Abgasgrenzwerte für Busse) ersetzen durch „Euro-Abgas-
Norm 5 (Abgasgrenzwerte für Busse) ab 2020 für xx%“ der eingesetzten 
Fahrzeuge ?

Der Hinweis wird umgesetzt.

Die Regelung „Mindestens Erfüllung der im Beschaffungsjahr von Fahrzeugen 
geltenden Euro-Abgas-Norm (Abgasgrenzwerte für Busse)“ soll vorrangig gelten, so 
dass keine Euro-Abgas-Norm 5-Fahrzeuge mehr neu in die Flotte aufgenommen 
werden können. Dazu wird die Reihenfolge der Aufzahlung der Vorgaben in Kapitel 
4.13 korrigiert.

5.1.2, Seite 163: zu Verkehrsunternehmen: Beschreibung unter Vorlage (siehe 
Internetseite: https://www.svluebeck.de/de/%C3%BCber-uns/leistung-
f%C3%BCr-alle.html mit Angaben über 650 Anzahl Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, davon xxx Fahrpersonal, 1000 Haltestellen, 25 Linien, 200 Busse, 
5 Fähren. Pro Tag werden xxx.000 Personen befördert. Insgesamt fahren pro 
Jahr ca. 30, 8 Mio. (einschl. Fähren) Menschen. Anzahl der jährlichen 
Ausbildungsplätze sowie Sonderleistungen - falls vorhanden - wie etwa 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die gewünscht Ergänzung ist aus Sicht der Hansestadt Lübeck nicht erforderlich, um 
die Funktions- und Aufgabenbereiche der ÖPNV-Organisation zu beschreiben.
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betriebliches Gesundheitsmanagement, Förderung Familie und Beruf; 
Frauenförderung etc.

5.2.2, Seite 163, Satz 1: Satz streichen, dafür neu: Die Hansestadt Lübeck 
beabsichtigt für den Zeitraum nach dem 31.12.2020 eine erneute 
ausschreibungsfreie Vergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages 
(öDA) gemäß Artikel 5 Absatz 2 Verordnung  (EG) Nr. 1370/2007. Damit sollen 
die in diesem RNVP beschriebenen Vorgaben und Anforderungen einer 
„ausreichenden Verkehrsbedienung“ i.S. des § 8 Abs. 3 als Direktvergabe nach 
den Vorschriften des § 8 a Abs. 2 PBefG an die internen Betreiber SL und LVG 
vergeben werden. 

Abweichungen von den in diesem RNVP und in der Vorabbekanntmachung 
nach § 8 a Abs. 2 PBefG dargestellten Umfang und Qualität einer 
„ausreichenden Verkehrsbedienung“ einschließlich der gewünschten 
Weiterentwicklung hält die Hansestadt Lübeck als Aufgabenträger für den 
ÖPNV im Linienbündel „Hansestadt Lübeck“ für wesentlich und unzulässig.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die im Beteiligungsentwurf des RNVP enthaltenen Formulierungen weisen an der 
sinnentsprechenden Stelle keine sprachlichen Unklarheiten auf.

Zu 3.3: Der Kreis Herzogtum Lauenburg sieht nicht die Notwendigkeit die 
Aufgabenträgerschaft für aus der HL ausbrechende Verkehre auf dem Gebiet 
des Kreises an die HL abzutreten. Das Ziel der rechtskonformen Direktvergabe 
an den Stadtverkehr Lübeck kann auch auf andere Weise erlangt werden. 
Somit stimmt der Kreis diesem Vorgehen nicht zu.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Es erfolgt eine Neufassung der entsprechenden Formulierung wie folgt: „Die 
Hansestadt Lübeck strebt für ausbrechende Linienverkehre an, mit den benachbarten 
Aufgabenträgern Vereinbarungen abzuschließen, die eine Direktvergabe an den 
internen Betreiber rechtlich ermöglichen.“

Kreis 
Herzogtum 
Lauenburg;
06.07.2018

Zu 3.3.1: Die Umstellung der heutigen durchgebundenen Verkehre aus dem 
Kreis bis in die Lübecker Innenstadt hat hohe Qualität und darf sich nicht 
verschlechtern. Die Regionalbuslinien sind durch anderweitige Verknüpfungen 
zeitlich unflexibel. Nur durch eine Anpassung der Stadtbuslinien wäre das 
Übersteigen an Verknüpfungspunkten theoretisch möglich.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Kapitel 3.3.1 zielt nicht auf eine Verschlechterung durchgebundener Verkehre, 
sondern auf eine bessere Koordinierung der bestehenden Verkehre im Stadt- und 
Regionalverkehr. Um dieses Ziel zu erreichen, bieten sich mehrere denkbare 
Maßnahmen an, die u.a. auch die Anpassung von Linien des Stadtverkehrs beinhalten. 
Dennoch sollte aus Sicht der Hansestadt Lübeck auch die Untersuchung von 
Möglichkeiten einer Modifikation von Linien des Regionalverkehrs keinen 



4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023; IGES Institut GmbH – Seite 39

Anlage A3: Anhörungsprotokoll und Abwägung zur Erstellung des 4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023

Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

Denkschranken unterworfen werden.

S. 33 Tarife, Information und Marketing: 1 Zeile, 2 Spalte formaler Hinweis: 
müsste es anstatt NAH.AH wohl NAH.SH heißen.

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 33 Tarife, Information und Marketing: Die Benennung „Einführung 
Tarifübergang Nordwestmecklenburg und Kombitickets" als Maßnahme bzw. 
Projekt wird sehr begrüßt. Hierzu gibt es bereits einen konkreten Vorschlag 
vom 27.03.2018 über eine 20 %ige Nachlassvariante. Der Landkreis 
Nordwestmecklenburg steht dieser Maßnahme offen gegenüber und würde 
eine kurzfristige Umsetzung unterstützen.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Es wird auch auf Kapitel 4.5 Weiterentwicklung der Tarife im übrigen ÖPNV 
verwiesen.

S. 107 Pkt. 3.2.1 Anstrich Schnell- und Regionalbuslinien: Der hier angeführte 
Ansatz wird unterstützt. Aus diesem Grund würde sich der Landkreis gern für 
eine Vereinheitlichung der Regionalverkehre hinsichtlich bestehender 
Bedienungsverbote im Stadtgebiet aussprechen. Hierbei sollten die Bedarfe 
der Hansestadt Lübeck und das Kundeninteresse auf schnelle Reisezeiten und 
-wege vornehmlich berücksichtigt werden. Auch zu diesem Thema ist der 
Landkreis gern gesprächsbereit. Ein gutes Beispiel für eine Umsetzung solcher 
Bedarfe ist die Stadt Ratzeburg im Kreis Herzogtum Lauenburg.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Aus Sicht der Hansestadt Lübeck sind keine bestehenden Bedienungsverbote 
bekannt. Bedienungsverbote werden im RNVP auch bewusst nicht als Maßnahme 
vorgeschlagen, hingegen wird jedoch die Notwendigkeit der Prüfung der Bedienung 
zusätzlicher Haltestellen durch Regionalbuslinien innerhalb der Hansestadt Lübeck 
herausgestellt.

Sofern dennoch etwaige Bedienungsverbote als Auflage bestehender 
Liniengenehmigungen wahrgenommen werden, kann hierzu ein Antrag zur 
Anpassung der Liniengenehmigung an die jeweilige Genehmigungsbehörde gerichtet 
werden, um im Benehmen mit den zu beteiligenden bestehenden Betreibern Abhilfe 
zu schaffen. 

Landkreis 
Nordwest-
mecklenburg;
06.07.2018

S.113 Pkt. 3.3.4 Verbesserung der übergreifenden Verkehrsangebote aus und 
in den Landkreis Nordwestmecklenburg: Die unter diesem Punkt getroffenen 
Feststellungen werden unterstützt. Die NAHBUS Nordwestmecklenburg GmbH 
bewirbt auch aktuell bereits Fahrten mit unseren Taktverkehren in die 
Hansestadt Lübeck. Es wäre wünschenswert, wenn auch die Hansestadt 
Lübeck Ausflugsziele u.a. Touristische Anlaufpunkte in Nordwestmecklenburg 

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.
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bewerben würde oder aber die Werbung dazu unterstützt.

S. 131 Pkt. 4.5 Tarifliche Kooperation zwischen der Hansestadt Lübeck und 
dem Landkreis Nordwestmecklenburg: Eine tarifliche Kooperation soll 
grundsätzlich zu einer gemeinsamen Nutzung von Tarifprodukten der 
jeweiligen Kooperationspartner führen. Im Ergebnis geht es um 
Kundengewinnung für beide Partner und eine Verbesserung der ÖPNV-
Qualität für alle Fahrgäste. Aus diesem Grund sehe ich die Erforderlichkeit, 
dass die „Umsetzung für den Aufgabenträger der Hansestadt Lübeck 
kostenneutral auszugestalten ist" als nicht zielführend an. Vielmehr sollte hier 
auf eine gerechte Verteilung zwischen den betreffenden Aufgabenträgern 
eingegangen werden. Andernfalls sieht der Landkreis kaum eine Chance für 
eine ausgewogene Umsetzung dieser Maßnahme.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die Hansestadt Lübeck möchte sich mit dem 4. RNVP dem Ziel einer tariflichen 
Kooperation verpflichten. 

Es ist dabei jedoch zu beachten, dass die ÖPNV-Sicherstellung eine freiwillige 
Selbstverwaltungsaufgabe der Hansestadt Lübeck ist, so dass auch eine finanzielle 
Lastenabwägung bei der Entwicklung und Umsetzung etwaiger Kooperationsformen 
erfolgen muss.

LÜBECKER 
BAUVEREIN 
eingetragene 
Genossen-
schaft;
06.07.2018

Wir begrüßen die Entscheidung, dass die Beschlüsse der Bürgerschaft zum 3. 
RNVP weiterhin die Grundlage für die betriebliche Gestaltung des ÖPNV in der 
Hansestadt Lübeck bilden. Diesbezüglich möchten wir allgemein anmerken, 
dass bei dieser und weiterer Planungen keine Veränderungen an der Linie 33 
(Quartier Kücknitz-Herrenwyk) und Linie 2 (Sudentenstraße) vorgenommen 
werden sollten, da es hier in der Vergangenheit bereits zu deutlichen 
Reduzierungen gekommen ist. Insbesondere für die Vielzahl der älteren 
Bewohner dieser Quartiere wäre dies nicht akzeptabel und würde zu weiteren 
Einschränkungen der Mobilität führen.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Der Beteiligungsentwurf sieht keine derartigen Änderungen vor.

Die Mindestvorgaben für RNVP gemäß ÖPNVG SH werden eingehalten. Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

S. 24, Zeile „Kommunikationsmaßnahmen“: Weiterentwicklung der (nah.)SH-
Card zu einer elektronischen Mobilitätskarte: korrigieren in SH-Card, die 
Verbindung mit (nah.) wird so nicht verwendet

Der Hinweis wird umgesetzt.

NAH.SH;
06.07.2018

S. 27, 2. Absatz von unten: Die planerische und verkehrliche Koordinierung 
des ÖPNV und SPNV obliegt gemäß §2 (5) ÖPNVG SH landesweit der NAH.SH.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Der 2. Absatz wird wie folgt neu formuliert: Die planerische und verkehrliche 
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Koordinierung des ÖPNV und SPNV obliegt gemäß §2 (5) ÖPNVG SH landesweit der 
NAH.SH.. Aus heutiger Sicht ist dabei aus Sicht der Hansestadt Lübeck die avisierte 
Annäherung zwischen dem HVV und Hansestadt Lübeck wichtig.

S. 33 Angebots und Vernetzungsqualität: Verbesserung der Anschlüsse Bus-
Bahn im Abendverkehr am ZOB/Hauptbahnhof: Einheitlichkeit der Ankünfte 
im SPNV ist gegeben. ITF Knoten zur Minute 0 ist voll ausgeprägt. Aus Sicht 
der NAH.SH besteht hier nach wie vor dringender Handlungsbedarf. Es sollte 
angestrebt werden Bus-Anschlüsse in alle Stadtteile auf den ITF-Knoten zur 
vollen Stunde auszurichten.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Die Hinweise werden wie folgt neu formuliert:

 Einheitlichkeit der Ankünfte im SPNV ist gegeben, ITF Knoten zur Minute 0 voll 
ausgeprägt

 Handlungsbedarf bei Optimierung der Anschlüsse insbesondere in den 
Schwachlachstzeiten 

 Kommunikation seitens SPNV-Unternehmen ausbaufähig

S. 33;  Tarife, Information, Marketing: Schreibfehler: NAH.AH statt NAH.SH Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 50; Abb. 8 und ff.: Formatierungsfehler in Abbildungen („Fragezeichen“ 
bei den Zahlen

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 60 Tabelle 13: RB 85 verkehrt im 120 Minuten Takt nach Puttgarden 
bzw. Burg, Stundentakt nur zwischen Neustadt und Lübeck

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 73 Tabelle 17: Die NAH.SH sieht Handlungsbedarf bezüglich Anschlüssen 
an den übrigen ÖPNV bei den vier noch nicht verknüpften Haltepunkten.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Die aus Sicht der Hansestadt Lübeck im Fokus stehenden Verknüpfungspunkte 
werden in Kapitel 3.1.6 „ÖPNV-Netzknoten bzw. Verknüpfungspunkte“ definiert.

S. 84, 6. Absatz: Korrekte Firmierung lautet: Nahverkehrsverbund 
Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH GmbH).

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 87, zweiter Absatz: Vor „Mobile Fahrplaninformationen“ ergänzen: Auf 
der Internetseite der NAH.SH GmbH www.nah.sh gibt es außerdem mit 
dem Routenplaner eine landesweite Fahrplanauskunft.

Der Hinweis wird umgesetzt.
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S. 100, Tabelle 20: Ein Beginn der NVZ um 17 Uhr ist eher ungewöhnlich. 
Wir empfehlen auch unter dem Gesichtspunkt veränderter 
Mobilitätsmuster eine Verschiebung in den Abend hinein.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die Verkehrszeiten wurden aus Sicht der Hansestadt Lübeck definiert. 

S. 113, letzter Absatz: Sobald Echtzeitdaten durch die NAHBUS geliefert 
werden, wird die NAH.SH diese in die Fahrplanauskunftsysteme 
einspeisen

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 117: Ein grundsätzlicher 30 Minuten Takt wird als Option im 
Vergabeverfahren abgefragt, eine Nachbestellung der Leistung wird somit 
innerhalb der Vertragslaufzeit grundsätzlich ermöglicht.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

S. 123, 2. Absatz von unten: Wiedererkennbarkeit als ÖPNV-Zugangsstelle und 
Mobilitätsstation durch flächendeckende Verwendung von 
identitätsstiftenden Elementen: Eine Gestaltung der Elemente in Anlehnung 
an das NAH.SH Design Manual sollte angestrebt werden. (vgl. auch S. 134 
oben)

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 127, 4.3.3 Beschwerdemanagement: Unserer Erfahrung aus den SPNV-
Ausschreibungen nach, empfiehlt es sich, die „zügige Bearbeitung“ zu 
konkretisieren und eine Zeitangabe zu hinterlegen.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Es wird die zügige Bearbeitung mit „bis spätestens zwei Wochen nach 
Beschwerdeeingang“ konkretisiert.

S. 129; Grundsätzliche Handlungsfelder: vor Aufzählung: Ergänzung 
NAH.SH im einleitenden Text; Begründung: tarifliche und vertriebliche 
Themen von landesweiter Bedeutung werden gemeinsam mit allen 
(beteiligten) Akteuren und den Organisationen NSH und NAH.SH diskutiert 
und beschlossen

Der Hinweis wird umgesetzt.

S. 133, Marketing unter der Dachmarke NAH.SH: Bitte umformulieren: 
„Die Vermarktung von allgemeinen Nahverkehrsinformationen, von 
Tarifen, Kombinationsangeboten und Kooperationen mit Mobilitäts-, 
freizeitorientierten, touristischen oder sonstigen Partnern soll, neben dem 
lokalen Corporate Design der Verkehrsunternehmen oder der Hansestadt 

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Der Absatz wird wie folgt umformuliert: Die Vermarktung von allgemeinen 
Nahverkehrsinformationen, Tarifen, Kombinationsangeboten und Kooperationen mit 
Mobilitäts-, freizeitorientierten, touristischen oder sonstigen Partnern soll, wenn 
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Lübeck, im Sinne eines gemeinsamen Marketing-Auftritts unter der 
Dachmarke NAH.SH erfolgen und das NAH.SH-Design berücksichtigen. 

möglich neben dem lokalen Corporate Design der Verkehrsunternehmen oder der 
Hansestadt Lübeck im Sinne eines gemeinsamen Marketing-Auftritts unter der 
Dachmarke NAH.SH erfolgen und das NAH.SH-Design berücksichtigen.

S. 146, erster Absatz Werbeflächen: Gemäß NAH.SH Manual Abschnitt 
Fahrzeuge S. 12 ist anzustreben die Fenster im Fahrgastbereich generell 
werbefrei zu halten.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Die Formulierungen werden sinnentsprechend wie folgt angepasst:

 Gemäß NAH.SH Manual (vgl. dort Abschnitt Fahrzeuge S. 12) ist anzustreben, 
die Fenster im Fahrgastbereich generell werbefrei zu halten.

 Begründete Ausnahmen sind mit Zustimmung der Hansestadt Lübeck möglich. 
Die ersten zwei Seitenscheiben hinter der vorderen Einstiegstür müssen den 
Sichtbereich des Fahrers gewährleisten und haben daher grundsätzlich ohne 
Ausnahme frei von Beklebungen zu bleiben.

Die Ausnahmeregelung kann vorbehaltlich einer Prüfung und Abwägung des 
Sachverhaltes durch die Hansestadt Lübeck zur Anwendung kommen, um etwaige 
wirtschaftliche Nachteile abzuwenden. 

S. 147, Bauformen von Haltestellen: Korrigieren: Überschrift enthält einen 
Tippfehler; Haltestelle am Fahrbahnrand: Sofern im Straßenverlauf das 
Parken am Fahrbahnrand zulässig ist, ist sicherzustellen, dass für den 
Bereich der Haltestelle das Parken auf einer Länge, die der 
Entwicklungslänge von Busbuchten entspricht, nicht zulässig ist. Nur so 
kann eine barrierefreie Anfahrt der Busse gewährleistet werden.

Der Hinweis wird umgesetzt.

Die Erläuterung zu Haltestellen am Fahrbahnrand wird übernommen.

Omnibus 
Verband Nord 
e.V.;
06.07.2018

Setzt man sich mit dem vorliegenden Entwurf des 4. RNVP für Lübeck 
näher auseinander, fällt schnell auf, dass der Entwurf ausdrücklich keine 
Beteiligungsmöglichkeiten für kleine und mittelständische private 
Verkehrsunternehmen vorsieht. Stattdessen wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass der bestehende Verkehr im Wege der Direktvergabe 
erneut an das städtische Unternehmen SL (mit LVG) gehen soll. Dieses hat 
zur Folge, dass andere, insbesondere mittelständische private 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Der Hansestadt Lübeck als Aufgabenträger und zuständige Behörde für den übrigen 
ÖPNV kommt unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Omnibus Verband Nord 
e.V. bei ihrer Entscheidung für eine Direktvergabe an den internen Betreiber zu 
keinem anderen Ergebnis.

Die Hansestadt Lübeck hat bei ihrer Entscheidung für die Direktvergabe an den 
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Unternehmen für weitere 10 Jahre keinerlei Möglichkeit haben, sich an 
dem Gesamtpaket dieser Verkehrsvergabe zu beteiligen, zumal sich der 
Aufgabenträger entschieden hat, die Verkehrsleistung nicht etwa auf 
verschiedene, mittelstandsfreundlichere Lose zu verteilen,  sondern den 
Verkehr in einem Gesamtlos zu vergeben. Diese Entscheidung wird zwar 
mit wirtschaftlichen und organisatorischen Gründen gerechtfertigt, 
allerdings erscheinen diese insoweit mindestens problematisch, als sie die 
generelle Eignung besitzen, jede Verkehrsleistung ausschließlich an das 
eigene kommunale Unternehmen zu rechtfertigen - und sei es durch die 
exklusive Möglichkeit der Quersubventionierung durch die eigenen 
Stadtwerke, also den steuerlichen Querverbund. Dass dies vom 
Gesetzgeber nicht gewollt sein kann, liegt auf der Hand, weil ansonsten 
der gesetzlich vorgesehene Vorrang mittelständischer Interessen faktisch 
keine Relevanz besäße und überflüssig wäre. Diese Forderung des 
Gesetzgebers findet sich nicht zuletzt wieder in § 97 Abs. 4 GWB, wo es 
ausdrücklich heißt: „Mitte/ständische Interessen sind bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge vornehmlich zu berücksichtigen." Es stellt sich also 
die Frage, an welcher Stelle des aktuellen RNVP-Entwurfs die Stadt Lübeck 
den mittelständischen Interessen überhaupt Geltung verschafft, 
geschweige denn einen „Vorrang" einräumt? Bislang ist dies leider nicht 
erkennbar.

Denn auch wenn die Stadt Lübeck zu dem Ergebnis kommt (S. 164), die 
Direktvergabe des öDA sei im Hinblick auf die Gewährleistung der 
Umsetzung vergaberechtlicher Anforderungen am effizientesten, folgt 
daraus nicht, dass die Direktvergabe denklogisch nur an einen internen 
Betreiber sinnvoll erfolgen kann. Wie sich am Beispiel Eckernförde zeigt, 
gibt es offenbar sehr gute städtische Erfahrungen mit Direktvergaben an 
private Unternehmen und es gibt insoweit auch keinerlei Hinweise darauf, 
dass städtische Einflussmöglichkeiten dadurch vergleichsweise 
beschränkter seien.

internen Betreiber ihre Gründe umfassend, abschließend und erschöpfend in 
nachvollziehbarer Weise unter Ziffer 5.2.2 4. RNVP (Beteiligungsentwurf) dargelegt. Es 
liegt in ihrem Einschätzungsspielraum, dass sie bei der Wirtschaftlichkeit der 
ausreichenden Verkehrsbedienung auch die Sicherung städtischer Vermögenswerte 
und die Nutzung der anerkannten steuerlichen Verrechnung heranzieht. Sie kommt 
damit der Forderung einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltswirtschaft 
gemäß § 75 Abs. 2 GO SH nach. Ebenso liegt es in ihrem Einschätzungsspielraum, 
neben der ausreichenden Verkehrsbedienung auch klima- und umweltpolitische Ziele 
zu verfolgen und sich des dafür wirksamsten Mittels, der Direktvergabe an den 
internen Betreiber, bedienen zu wollen.

Die angemessene Berücksichtigung mittelständischer Interessen nach § 8a Abs. 4 S. 1 
PBefG, etwa durch Losbildung gemäß § 8a Abs. 4 S. 2 PBefG, ist nach dem 
gesetzlichen Wortlaut für Vergaben nach Art. 5 Abs. 3 oder 4 Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 gefordert. § 97 GWB ist nach der Gesetzesbegründung des § 8a Abs. 4 
PBefG (Bundestag, Drucksachen Drucksache 17/8233, S. 13) auf Vergaben nach Art. 5 
Abs. 1 S. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 anzuwenden. Vorliegend ist keine dieser 
Vergaben beabsichtigt.

Gleichwohl hat die Hansestadt Lübeck sich mit mittelständischen Interessen als 
Aspekt einer wettbewerblichen Vergabe auseinandergesetzt, ist aber aufgrund der 
überwiegenden öffentlichen Interessen an einer (haushaltsrechtlich) wirtschaftlichen 
Verkehrsbedienung und zur Verfolgung von umwelt- und klimapolitischen Zielen nach 
eingehender Prüfung zu dem Schluss gekommen, dass die weit besseren Gründe für 
Direktvergabe an den internen Betreiber sprechen.
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Gern weisen wir darauf hin, dass private mittelständische 
Verkehrsunternehmen durchaus in der Lage sind, qualitativ hochwertige 
Verkehrsleistung zu einem vergleichsweise günstigen Angebot abzuliefern. 
Dieses ist häufig besser, flexibler und kostengünstiger möglich, als dazu 
kommunale Unternehmen nicht zuletzt aufgrund starrerer Strukturen und 
des dort geltenden und im Niveau oberhalb des OVN-Tariflohns liegenden 
Tarifvertrages Nahverkehr (TV-N) einschließlich aller Nebenleistungen in 
der Lage sind. Daher überzeugt auch nicht die vorliegende Begründung, 
eine Direktvergabe an den internen Betreiber sei auch aus wirtschaftlicher 
Sicht die beste Lösung. Denn bekanntlich stellt sich erst durch einen fairen 
Wettbewerb - ganz unabhängig von der Losgröße bzw. dem Loszuschnitt - 
tatsächlich heraus, welches Angebot das wirtschaftlich Beste ist. Dies 
kann, es muss aber häufig nicht der interne Betreiber sein. So heißt es in § 
2 Abs. 7 ÖPNVG SH: „Bei der Durchführung gemeinwirtschaftlicher 
Verkehrsleistungen des ÖPNV bedienen sich die Aufgabenträger unter 
Berücksichtigung der geringsten Kosten für die Allgemeinheit öffentlicher 
oder privater Verkehrsunternehmen." Die Erfahrung zeigt bundesweit, 
dass private Verkehrsunternehmen auch bei Beachtung aller tariflichen 
Sozialstandards häufig flexibler und günstiger in der Lage sind die zu 
vergebende Verkehrsleistung zu erbringen. Gern verweisen wir in diesem 
Zusammenhang auf unseren eigenen, ebenfalls mit der Gewerkschaft 
ver.di abgeschlossenen Tarifvertrag, der wie der TV-N zu den 
repräsentativen Tarifverträgen im Sinne des TIG SH gehört und 
Lohndumping schon aufgrund des dort geregelten hohen Tariflohnniveaus 
deutlich verhindert.

Bekanntlich sieht das geltende Personenbeförderungsgesetz (PBefG) den 
Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre vor und bei aller öffentlichen 
Diskussion um diesen Vorrang bekennt sich auch die derzeitige 
Bundesregierung ausdrücklich dazu. Dies ist schon deshalb wichtig, weil 
nur so die politisch gewünschte Betreibervielfalt erhalten werden kann 
und anderenfalls die klein- und mittelständischen privaten Unternehmen 



4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023; IGES Institut GmbH – Seite 46

Anlage A3: Anhörungsprotokoll und Abwägung zur Erstellung des 4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023

Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

sukzessive aus dem Markt gedrängt würden. Es ist vielmehr seitens des 
jeweiligen Aufgabenträgers darauf zu achten, dass Marktchancen für 
mittelständische (kommerzielle) Unternehmen erhalten bleiben, zumal 
diese als Gewerbesteuerzahler und Arbeitgeber mindestens den gleichen 
Schutz verdienen wie eigene Unternehmen des kommunalen 
Aufgabenträgers.

Wir möchten Sie daher nachdrücklich dazu auffordern, den vorliegenden 
Entwurf unter Berücksichtigung der vorstehenden Argumente noch 
einmal zu überprüfen und etwaigen Marktabschottungsgedanken durch 
Reduktion auf ein Gesamtlinienbündel sowie ausschließliche 
Direktvergabe an den internen Betreiber eine klare Absage zu erteilen. 
Nutzen Sie die Gelegenheit, den städtischen ÖPNV durch mehr 
Wettbewerb, aber auch durch die Öffnung für alternative Bedienformen 
sowie technologieoffene alternative Antriebsformen noch attraktiver, 
flexibler und kostengünstiger zu machen.

01. Einführung eines einheitlichen Taktsystems: Der Fahrgastverband 
PRO BAHN schlägt vor, auf allen Buslinien des Stadtverkehr Lübeck 
einschließlich der künftig aus den Kreisen Ostholstein und Herzogtum 
Lauenburg ausbrechenden und einbrechenden Buslinien ein einheitliches 
Taktsystem einzuführen. Unserer Auffassung nach sollte das einheitliche 
Taktsystem zwischen einem 7,5-, einem 15- und einem 30-Minuten-Takt 
differenzieren, so dass auf allen Buslinien des Stadtverkehr Lübeck 
einschließlich der künftig aus den Kreisen Ostholstein und Herzogtum 
Lauenburg ausbrechenden und einbrechenden Buslinien ein sinnvoll 
vertaktetes Verkehrsangebot entsteht und an allen Knotenpunkten 
attraktive Umsteigezeiten angeboten werden.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Im vorliegenden Beteiligungsentwurf des RNVP definiert die Hansestadt Lübeck in den 
Kapiteln 3 „Angebotskonzept“ und 4 „Qualitätskonzept“ Mindestvorgaben und 
Mindestkriterien für die aus Sicht der Hansestadt Lübeck erforderliche ausreichende 
Verkehrsbedienung. Dies beinhaltet bereits jetzt ein Taktsystem (15-, 30- bzw. 60-
Minuten). Durch Überlagerungen wird das Angebot in den innenstadtnahen 
Bereichen weiter verdichtet. Weiterhin definiert die Hansestadt Lübeck als 
Handlungsschwerpunkt bereits jetzt im Kapitel 3.3.1 „Angebotskoordinierung Stadt- 
und Regionalbuslinien die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung der Angebote im 
Stadt- und Regionalverkehr.

Fahrgast-
verband PRO 
BAHN e.V., 
Landesverband 
Schleswig-
Holstein/ 
Hamburg;
06.07.2018

02. Definition eines Grundangebotes in der Schwachverkehrszeit auf 
allen Buslinien: Der Fahrgastverband PRO BAHN schlägt vor, für alle 
Achsen des Stadtverkehr Lübeck eine Buslinie zu definieren, die das 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Im Beteiligungsentwurf des RNVP werden bereits Mindesttaktfolgezeiten bzw. 
Mindestbedienhäufigkeiten für die Schwachverkehrszeiten definiert, die dem aus 
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Grundangebot auf der entsprechenden Achsen des Stadtverkehr Lübeck 
darstellt. Diese Buslinie sollte auch in der Schwachverkehrszeit im 30-
Minuten-Takt auf der gewohnten Linienführung verkehren.

Sicht der Hansestadt Lübeck angemessenen Verkehrsangebot entsprechen. Eine 
Überarbeitung im Sinne eines zusätzlichen Grundangebotes ist daher nicht 
erforderlich.

03. Überplanung der zeitlichen Definition der Hauptverkehrszeiten, der
Normalverkehrszeiten und der Schwachverkehrszeiten: Der Fahrgastverband 
PRO BAHN schlägt vor, die zeitliche Definition der Hauptverkehrszeiten, der 
Normalverkehrszeiten und der Schwachverkehrszeiten zu überplanen. 
Unserer Auffassung nach sollte die zeitliche Definition der 
Hauptverkehrszeiten, der Normalverkehrszeiten und der 
Schwachverkehrszeiten künftig wie folgt aussehen:
 Hauptverkehrszeit: montags bis freitags von 05.30 bis 09.30 Uhr sowie 

von 13.30 Uhr bis 18.30 Uhr
 Normalverkehrszeit: montags bis freitags vor 05.30 Uhr sowie von 09.30 

und 13.30 Uhr und von 18.30 Uhr bis 20.30 Uhr, samstags von 05.30 Uhr 
bis 20.30 Uhr, sonntags von 10.30 Uhr bis 20.30 Uhr

 Schwachverkehrszeit: montags bis samstags nach 20.30 Uhr, sonntags 
von 05.30 Uhr bis 10.30 Uhr sowie nach 20.30 Uhr

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die Verkehrszeiten wurden aus Sicht der Hansestadt Lübeck definiert und 
berücksichtigt sowohl die derzeitige als auch prognostizierte Entwicklung der 
Verkehrsleistung. 

Es bei den Vorgaben zu beachten, dass die ÖPNV-Sicherstellung eine freiwillige 
Selbstverwaltungsaufgabe der Hansestadt Lübeck ist. Es werden daher 
Mindestvorgaben als untere Qualitätsschranke definiert. Über die Mindestvorgaben 
hinausgehende Leistungen sind damit jedoch nicht ausgeschlossen.

04. Einführung eines Schnellbuslinien-Netzes: Der Fahrgastverband PRO 
BAHN schlägt vor, die vorhandenen Schnellbuslinien durch die Einführung 
weiterer Schnellbuslinien zu einem vollständigen Schnellbuslinien-Netz
auszubauen. Aus unserer Sicht sollten auf folgenden Relationen weitere 
Schnellbuslinien eingeführt werden:
 Bad Schwartau - Hauptbahnhof - Innenstadt
 Bornkamp - Universität - Innenstadt
 Moisling - Hauptbahnhof - Innenstadt

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die Einrichtung zusätzlicher Schnellbuslinien ist aus Sicht der Hansestadt Lübeck im 
Sinne einer ausreichenden Verkehrsbedienung nicht erforderlich. Vor Umsetzung des 
derzeitigen Verkehrsangebotes wurden dazu vielfältige Varianten untersucht (vgl.  
Gutachten Überprüfung und Optimierung des Liniennetzes in der Hansestadt Lübeck). 

Mit Bezug zu den Vorschlägen wird ist zu beachten, dass der Abschnitt Bad-Schwartau 
– Hauptbahnhof – Innenstadt durch eine direkte Linienführung in Verbindung mit den 
geforderten Maßnahmen zur Beschleunigung des übrigen ÖPNV bereits im Sinne 
schnellerer Verbindungen im Fokus des RNVP steht. Im Bereich Hochschulstadtteil – 
Universität – Innenstadt existiert mit Linie 32 bereits ein Angebot mit 
Schnellbuscharakter. Eine zusätzliche Ausweitung nach Bornkamp wird nicht als 
erforderlich eingestuft. Der Abschnitt Moisling – Hauptbahnhof – Innenstadt soll 
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ebenfalls durch Maßnahmen zur Beschleunigung des übrigen ÖPNV verbessert 
werden, so dass Zusatzleistungen durch parallele Schnellverkehre nicht erforderlich 
sind.

Es ist weiterhin grundsätzlich zu beachten, dass die ÖPNV-Sicherstellung eine 
freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe der Hansestadt Lübeck ist, so dass der 
Umsetzung von gewünschten Mehrleistungen beschränkt verfügbare Haushaltsmittel 
gegenüberstehen.

05. Einführung einer schnellbusähnlichen Haltepolitik der aus den Kreisen 
Ostholstein und Herzogtum Lauenburg einbrechenden und ausbrechenden 
Buslinien: Der Fahrgastverband PRO BAHN schlägt vor, auf dem Gebiet der 
Hansestadt Lübeck auf den aus den Kreisen Ostholstein und Herzogtum 
Lauenburg einbrechenden und ausbrechenden Buslinien eine 
schnellbusähnliche Haltepolitik einzuführen. Aus unserer Sicht sollte auf 
folgenden Relationen eine schnellbusähnliche Haltepolitik eingeführt werden:
 Mölln - Ratzeburg - Innenstadt - Hauptbahnhof
 Trittau - Sandesneben - Kastorf - Hauptbahnhof
 Bad Segeberg - Stockelsdorf - Hauptbahnhof (Schnellbus)
 Timmendorfer Strand - Pansdorf - Ratekau - Bad Schwartau - 

Hauptbahnhof

Die aus den Kreisen Ostholstein und Herzogtum Lauenburg einbrechenden 
und ausbrechenden Buslinien sollten dabei in den Städten und Gemeinden, 
die über eine Bahnstation verfügen, auch an den Bahnstationen halten.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Die aus Sicht der Hansestadt Lübeck im Stadt-Umland-Verkehr erforderlichen 
Maßnahmen fokussieren auf eine verbesserte verkehrliche Koordinierung zwischen 
den Angeboten im Stadt- und Regionalverkehr. Der damit verbundene Auftrag zur 
Überprüfung von geeigneten zu bedienenden Haltestellen wirkt bereits 
sinnentsprechend. Es wird auf Kapitel 3.3 „Weiterentwicklung übriger ÖPNV im Stadt-
Umland-Raum Region Lübeck“ verwiesen.

06. Einführung neuer Tangential-Linien: Der Fahrgastverband PRO BAHN 
schlägt vor, auf dem Gebiet der Hansestadt Lübeck weitere Tangential-Linien 
einzuführen. Die Tangential-Linien sollen einerseits die Funktion der 
Tangential-Linien von den Durchmesser-Linien des Stadtverkehr Lübeck 
übernehmen und andererseits die Erschließung des Gebietes der Hansestadt 
Lübeck verbessern. Die Tangential-Linien sollen täglich im 30-Minuten-Takt 
verkehren. Aus unserer Sicht sollte auf folgenden Relationen weitere 

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Die Einrichtung zusätzlicher Tangentiallinien ist aus Sicht der Hansestadt Lübeck im 
Sinne einer ausreichenden Verkehrsbedienung nicht erforderlich. Vor Umsetzung des 
derzeitigen Verkehrsangebotes wurden dazu vielfältige Varianten untersucht (vgl.  
Gutachten Überprüfung und Optimierung des Liniennetzes in der Hansestadt Lübeck). 



4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023; IGES Institut GmbH – Seite 49

Anlage A3: Anhörungsprotokoll und Abwägung zur Erstellung des 4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023

Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

Tangential-Linien eingeführt werden:
 Stockelsdorf - CITTI-PARK – Moisling
 Moisling - Universität

07. Anpassung der Linienführung im Stadtverkehr Lübeck in der Altstadt: 
Der Fahrgastverband PRO BAHN kritisiert, dass der Entwurf des 4. Regionalen
Nahverkehrsplanes für die Jahre 2019 bis 2023 der Hansestadt Lübeck keine 
Aussagen zur Anpassung der Linienführung im Stadtverkehr Lübeck in der 
Altstadt macht, obwohl die Diskussion zur Anpassung der Verkehrsführung in 
der Altstadt bereits begonnen hat und eine Anpassung der Linienführung im 
Stadtverkehr Lübeck in der Altstadt wesentlicher Bestandteil der Diskussion 
zur Anpassung der Verkehrsführung in der Altstadt ist. Bei einer Anpassung 
der Linienführung im Stadtverkehr Lübeck in der Altstadt ist sicherzustellen, 
dass die Altstadt auch künftig durch die Buslinien im Stadtverkehr Lübeck sehr 
gut erschlossen wird.
Der Fahrgastverband PRO BAHN bietet der Hansestadt Lübeck und den
Verkehrsunternehmen Stadtverkehr Lübeck und Lübecker-Travemünder
Verkehrsgesellschaft an, bei der Entwicklung eines Konzeptes für die 
Anpassung der Linienführung in der Altstadt zu unterstützen.

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Aus Sicht der Hansestadt Lübeck ist die formulierte Kritik nicht zutreffend. Im 
Beteiligungsentwurf des RNVP wird zunächst auf die berücksichtigten planerischen 
Grundlagen eingegangen. In Kapitel 1.3.3 „Rahmenbedingungen der Hansestadt 
Lübeck mit verkehrspolitischer Relevanz“ wird u.a. benannt, dass die Publikation 
„Lübeck Wohin? Impulse zu Stadtraum und Verkehr in der Lübecker Altstadt“ des 
ArchitekturForumLübeck e.V. als wesentlicher Teil dieses Diskurses sehr wohl 
einbezogen wurde. 

Im Weiteren wird durch Kapitel 3.1.5 „Mindeststreckennetz“ in Verbindung mit 
Kapitel 3.1.6 „ÖPNV-Netzknoten bzw. Verknüpfungspunkte“ deutlich gemacht, dass 
aus Sicht des RNVP keine veränderte Linienführung im Altstadtbereich vorgesehen ist. 
Es ist damit sichergestellt, dass die Anbindung der Altstadt nach wie vor gesichert ist. 
Ein Arbeitsauftrag zur Anpassung der Linienführung in der Altstadt existiert nicht.

08. Einführung eines Nachtbus-Netzes: Der Fahrgastverband PRO BAHN 
schlägt vor, auf dem Gebiet der Hansestadt Lübeck ein Nachtbus-Netz 
einzuführen. Das Nachtbus-Netz sollte täglich im Zeitraum von 01.00 bis 04.00 
Uhr im 60-Minuten-Takt bedient werden und zeitlich nahtlos aus dem 
Tagesverkehr beziehungsweise in den Tagesverkehr übergehen. Der 
Fahrgastverband PRO BAHN bietet der Hansestadt Lübeck und den 
Verkehrsunternehmen Stadtverkehr Lübeck und Lübecker 
Verkehrsgesellschaft an, bei der Entwicklung eines Konzeptes für ein 
Liniennetz des Nachtbus-Netzes zu unterstützen.

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Der gewünschte Nachtbusverkehr ist derzeit aus Sicht der Hansestadt Lübeck kein 
Bestandteil des sicherzustellenden angemessenen Verkehrsangebots. Es ist dabei zu 
beachten, dass die ÖPNV-Sicherstellung eine freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe der 
Hansestadt Lübeck ist. Da Anforderungen an die zukünftige Entwicklung im Verkehr 
zu berücksichtigen sind, definiert der RNVP die Entwicklung des zugrundeliegenden 
Mobilitätsbedarfs in zwei Szenarien (vgl. Kapitel 2.5.2 Status quo-Prognose zur 
Entwicklung des Fahrgastaufkommens (Status quo-Szenario) sowie 2.5.3 Alternativen 
für eine stärkere Entwicklung des Fahrgastaufkommens (Wachstums-Szenario)). 
Damit wird eine ggf. erforderliche Weiterentwicklung auch im Bereich Nachtverkehr 
vorgedacht.
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09. Veränderung der Umsteigezeiten an den Haltestellen Lindenarcaden und 
ZOB in den Schwachverkehrszeiten: Der Fahrgastverband PRO BAHN schlägt 
vor, im Hinblick auf die Ausgestaltung des Taktknotens der Bahn am 
Hauptbahnhof zu einem Taktknoten zu den Minuten 00 und 30 sowie der 
Einführung eines 15-Minuten-Taktes auf den zentralen Achsen des 
Stadtverkehr Lübeck durch die Überlagerung von im 30-Minuten-Takt 
verkehrender Buslinien die Umsteigezeiten an den Haltestellen Lindenarcaden 
und ZOB zu verändern. Aus unserer Sicht sollten am Hauptbahnhof in den 
Schwachverkehrszeiten folgende Taktknoten eingeführt werden:
 Taktknoten 1 zu den Minuten 12 bis 18
 Taktknoten 2 zu den Minuten 27 bis 33
 Taktknoten 3 zu den Minuten 42 bis 48
 Taktknoten 4 zu den Minuten 57 bis 03

Der Hinweis wird nicht umgesetzt.

Aus Sicht der Hansestadt Lübeck ist es von besonderer Relevanz, die Verknüpfung in 
den Schwachlastzeiten an den bestehenden ITF-Knoten Lübeck Hauptbahnhof 
sicherzustellen. Es wird auf die bereits sinnentsprechend formulierten Anforderungen 
an Verknüpfungspunkte und Anschlusssicherung in den Kapiteln 3.1.6 „ÖPNV-
Netzknoten bzw. Verknüpfungspunkte“, 4.1.1 „Verknüpfungspunkte und 
Umsteigebedingungen“ sowie 4.1.2 „Anschlusssicherung und Anschlussqualität“ 
verwiesen. Die Einrichtung von vier Taktknotenzeiten ist dazu nicht geeignet und wird 
nicht übernommen. 

10. Bestehende Knotenpunkte: Verbesserung der Verknüpfung von Bahn 
und Bus: Der Fahrgastverband PRO BAHN schlägt vor, im Hinblick auf die 
Realisierung attraktiver Umsteigezeiten an allen Knotenpunkten zwischen 
Bahn und Bus und auf die Realisierung attraktiver Gesamt-Fahrtzeiten bei der 
Nutzung von Bahn und Bus die Verknüpfung von Bahn und Bus zu verbessern.
Unserer Auffassung nach sollten an folgenden Knotenpunkten zwischen Bahn 
und Bus die Wegeführung beim Umstieg zwischen Bahn und Bus, sofern 
notwendig, und die Umsteigezeiten zwischen Bahn und Bus verbessert 
werden:
 Lübeck-Travemünde Strand
 Lübeck-Travemünde Hafen
 Lübeck-Kücknitz
 Lübeck-Dänischburg
 Lübeck Hauptbahnhof
 Lübeck-St. Jürgen
 Herrnburg
 Lübeck-Hochschulstadtteil

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Die aus Sicht der Hansestadt Lübeck definierten ÖPNV-Netzknoten bzw. 
Verknüpfungspunkte werden in Kapitel 3.1.6 „ÖPNV-Netzknoten bzw. 
Verknüpfungspunkte“ dargestellt. Dabei wurden Schwerpunkte gesetzt, da einzelne 
Haltepunkte eher einen lokalen als einen ausgeweiteten Einzugsbereich aufweisen, 
der eine verstärkte Verknüpfung erfordern würde.

Die Errichtung einer Haltestelle für den übrigen ÖPNV sowie die Herstellung eines 
direkten Zugangs zu den Bahnsteigen von der Brücke im Rahmen der Neuerrichtung 
der Eisenbahnüberführung Fackenburger Allee wurden bereits geprüft. Die Planungen 
sind bereits abgeschlossen. Aufgrund örtlicher Verhältnisse ist die Umsetzung im 
Ergebnis nicht möglich. Weiterhin wäre auch der entstehende finanzielle Aufwand als 
unverhältnismäßig hoch zu bewerten gewesen. 

Der Hinweis zur Verbesserung der Wegeführung wird wie folgt ergänzt:

Kapitel 3.1.6: „An den definierten ÖPNV-Netzknoten soll, sofern notwendig, auf eine 
möglichst kurze Wegeführung beim Umstieg werden, um die Umsteigezeiten zu 
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Zudem schlägt der Fahrgastverband PRO BAHN vor, im Rahmen der 
Neuerrichtung der Eisenbahnüberführung Fackenburger Allee auf der 
Eisenbahnüberführung Fackenburger Allee eine Haltestelle für den 
Stadtverkehr Lübeck zu errichten und von dort aus Treppenanlagen und 
Zuwegungen zu den Bahnsteigen des Lübecker Hauptbahnhofes zu 
errichten.

Darüber hinaus schlägt der Fahrgastverband PRO BAHN vor, die 
Haltestelle Lindenarcaden näher an den Haupteingang des Lübecker 
Hauptbahnhofes zu verlegen und in Lindenarcaden/ Hauptbahnhof 
umzubenennen, um einerseits eine direkte Sichtachse zu den Bussen zu 
schaffen und andererseits die Umsteigewege zwischen Bahn und Bus zu 
verkürzen.

verbessern. Dies beinhaltet sowohl die Verknüpfung zwischen Busangeboten als auch 
zwischen Bus und Bahn.“

11. Neue Knotenpunkte: Verbesserung der Verknüpfung von Bahn und Bus 
Der Fahrgastverband PRO BAHN schlägt vor, im Hinblick auf die Realisierung 
attraktiver Gesamt-Fahrtzeiten bei der Nutzung von Bahn und Bus neue 
Knotenpunkte für die Verknüpfung von Bahn und Bus zu errichten und die 
Umsteigezeiten an den neuen Knotenpunkten möglichst attraktiv zu 
gestalten.  Unserer Auffassung nach sollten im Rahmen der Realisierung neuer 
Bahnstationen neue Knotenpunkte zwischen Bahn und Bus an folgenden 
Standorten errichtet werden.
 Lübeck-Kücknitz Waldhusener Weg
 Lübeck-Buntekuh/ Roter-Löwe
 Lübeck-Moisling

Der Hinweis wird umgesetzt.

Es wird in Kapitel 3.4 „Weiterentwicklung des SPNV“ folgender Absatz eingefügt: 
„Prüfung weiterer SPNV-Zugangsstellen: Zur Verbesserung der Verknüpfung von 
Bahn und Bus und zur Realisierung attraktiver Gesamt-Fahrtzeiten setzt sich die 
Hansestadt Lübeck dafür ein, über den geplanten Haltepunkt Lübeck-Moisling hinaus 
Potenziale für neue bzw. veränderte SPNV-Zugangsstelle als Knotenpunkte für die 
Verknüpfung von Bahn und Bus zu untersuchen. Dabei sollten u.a. folgende 
möglichen Standorte/Bereiche geprüft werden: ...“

Abbildung 31 wird angepasst.

12. Beschaffung der Gelenkwagen mit veränderter Ausgestaltung des 
Fahrgastraumes: Der Fahrgastverband PRO BAHN schlägt vor, unter anderem 
zur Reduzierung der Fahrgastwechselzeiten (Stichwort: "Einstieg vorne") neu 
zu beschaffende Gelenkwagen mit einer veränderten Ausgestaltung des 
Fahrgastraumes zu beschaffen. Aus unserer Sicht sollte neu zu beschaffende 
Gelenkwagen mit folgender Ausgestaltung des Fahrgastraumes beschafft 

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Aus Sicht der Hansestadt Lübeck ist die gewünschten detaillierte Anforderung an die 
Innenraumgestaltung von Gelenkbussen nicht sinnvoll, da im Kapitel 4.9 
„Anforderungen an den Fahrzeugeinsatz“ folgende funktionale Anforderungen  
definiert werden:
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werden:
 zwischen erster und zweiter Türe nur noch Anordnung von 2+1-

Bestuhlung
 zwischen zweiter und dritter Türe nur noch Anordnung von 2+2-

Bestuhlung
 Installation eines zusätzlichen Info-Monitor am Übergang zum 

Nachläufer, so dass auch Fahrgäste, die entgegen der Fahrtrichtung 
sitzen, die angezeigten Informationen zum weiteren Fahrtverlauf 
wahrnehmen können.

 Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, einer hohen Familien-
freundlichkeit und der intermodalen Verknüpfung ist eine möglichst flexible 
Innenraumnutzung anzustreben. 

 Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, einer hohen 
Familienfreundlichkeit und der intermodalen Verknüpfung ist eine möglichst 
flexible Innenraumnutzung anzustreben. 

 Der Innenraum muss über ausreichende Stellflächen zur Aufnahme von 
Rollstühlen sowie von Rollatoren und anderen orthopädischen Hilfsmitteln, 
Kinderwagen, schwerem Gepäck, ÖPNV-zugelassenen E-Scootern und 
Fahrrädern (entsprechend Beförderungsbedingungen) verfügen. 

 Die Anordnung und Dimensionierung von Mehrzweckbereichen soll so erfolgen, 
dass Konflikte auch bei gleichzeitiger Beförderung von Fahrrädern sowie z.B. 
Rollstühlen und Kinderwagen soweit möglich minimiert werden.

Bei der Umsetzung dieser Vorgaben ist es denkbar, dass wie z.B. in der Hansestadt 
Bremen nur noch eine einseitige Bestuhlung auf der Fahrerseite des Fahrzeugs 
erfolgt, während auf der Türseite ein großer Mehrzweckbereich entsteht. 

Der Hinweis zur Anforderung an Info-Monitore führt sinnentsprechend zu folgender 
Ergänzung in Kapitel 4.9: „Die Anzahl und Anordnung der visuellen 
Fahrgastinformation soll so erfolgen, dass eine gute Sichtbarkeit gewährleistet ist und 
wenn möglich auch für rückwärts angeordnete Sitzplätze Blickkontakt zur visuellen 
Fahrgastinformation gewährleistet ist.“

13. Ausbau des Angebotes im SPNV: Der Fahrgastverband PRO BAHN 
kritisiert, dass der Entwurf des 4. Regionalen Nahverkehrsplanes für die Jahre 
2019 bis 2023 der Hansestadt Lübeck kaum Aussagen zur Verbesserung des 
Angebotes im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) macht, obwohl mit der 
laufenden Ausschreibung des Elektro-Netzes Ost und der kommenden 
Ausschreibung des Diesel-Netzes Ost fast alle den Bahnknoten Lübeck 
berührenden Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) 
ausgeschrieben sind beziehungsweise ausgeschrieben werden und somit eine 

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Regelungsinhalt des RNVP ist zunächst die Gestaltung des übrigen ÖPNV inklusive der 
Verknüpfungen zu anderen Verkehrsträgern. Da die Hansestadt Lübeck ein großes 
Interesse an der gesamthaften Weiterentwicklung des öffentlichen Verkehrs hat, 
werden im Beteiligungsentwurf des RNVP auch Anforderungen an die 
Weiterentwicklung des SPNV definiert. 

Es wird dazu auf Kapitel 3.4 verwiesen. Die Forderungen nach einem 30-Minuten-Takt 
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sehr gute Möglichkeit besteht, das Angebot im Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) deutlich zu verbessern. Aus unserer Sicht sollte das Angebot im 
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) folgendermaßen ausgebaut werden:
Bahnstrecke Neustadt - Lübeck
 Einführung eines exakten 30-Minuten-Taktes ("Regio-S-Bahn Lübeck")
 Führung der Züge südlich über Lübeck Hauptbahnhof hinaus bis 

Hamburg Hauptbahnhof
 Errichtung neuer Bahnstationen Neustadt-West, Sierksdorf-Hansapark, 

Timmendorfer Strand und Ratekau
 Einsatz neuer Doppelstock-Triebwagen, mit einer Ausstattung analog 

zur NAH.SHA-Ausstattung „Netz Mitte" und mit Mehrzweckräumen 
nach Vorbild des Lastenheftes für neue Nahverkehrs-Fahrzeuge des 
Fahrgastverbandes PRO BAHN

Bahnstrecke Travemünde - Lübeck
 Einführung eines exakten 30-Minuten-Taktes ("Regio-S-Bahn Lübeck")
 Führung der Züge südlich über Lübeck Hauptbahnhof hinaus bis 

Hamburg Hauptbahnhof
 Errichtung neuer Bahnstationen Lübeck-Ivendorf/ Skandinavenkai 

(Verbesserung der Erschließung von Lübeck-Ivendorf und dem 
Hafenzentrum) und Lübeck-Kücknitz Waldhusener Weg (Verbesserung 
der Erschließung von Lübeck-Kücknitz)

 Aufgabe der Bahnstation Lübeck-Skandinavienkai (Ersatz durch die 
Bahnstation Lübeck-Ivendorf/ Skandinavienkai)

 Einsatz neuer Doppelstock-Triebwagen, mit einer Ausstattung analog 
zur NAH.SH-Ausstattung "Netz Mitte" und mit Mehrzweckräumen nach 
Vorbild des Lastenheftes für neue Nahverkehrs-Fahrzeuge des 
Fahrgastverbandes PRO BAHN

Bahnstrecke Lübeck - Lüneburg

 Einführung eines exakten 30-Minuten-Taktes im Streckenabschnitt 

auf den Relationen Lübeck Hbf. - Lübeck Hbf. – Neustadt - Puttgarden, Lübeck-
Travemünde Strand sowie Lübeck Hbf. – Ratzeburg sind dort bereits formuliert. Für 
den Abschnitt Lübeck – Hamburg wird die Ausweitung auf bis zu drei Fahrten je 
Stunde formuliert.

Die Untersuchung zusätzlicher Haltepunkte außerhalb des Gebietes der Hansestadt 
Lübeck ist nicht Gegenstand des vorliegenden Beteiligungsentwurfs des RNVP und 
wird nicht übernommen.

Die Vorschläge für zusätzliche Haltepunkte innerhalb der Hansestadt Lübeck werden 
als Prüfauftrag neu aufgenommen.
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Datum

Inhalt Abwägung

Lübeck -Ratzeburg ("Regio-S-Bahn Lübeck")
 Errichtung einer neuen Bahnstationen in Lübeck-Buntekuh/ Roter Löwe
 Errichtung eines neuen Außenbahnsteiges an Gleis 2 im Bahnhof Mölln
 Einsatz neuer Triebwagen mit alternativen Antriebsformen, mit einer 

Ausstattung analog zur NAH.SH-Ausstattung "Netz Mitte" und mit 
Mehrzweckräumen nach Vorbild des Lastenheftes für neue 
Nahverkehrs-Fahrzeuge des Fahrgastverbandes PRO BAHN

Bahnstrecke Hamburg - Lübeck

 Einführung eines exakten 30-Minuten-Taktes, auch abends sowie 
samstags und sonntags

 Einführung einer Sprinter-Linie im 60-Minuten-Takt, die montags bis 
freitags in der Hauptverkehrszeit nonstop ohne Halt zwischen Hamburg 
Hauptbahnhof und Lübeck Hauptbahnhof verkehrt

 Errichtung einer neuen Bahnstation Lübeck-Moisling und Bedienung im 
exakten 30-Minuten-Takt

 Einsatz neuer Doppelstock-Triebwagen, mit einer Ausstattung analog 
zur NAH.SH-Ausstattung "Netz Mitte" und mit Mehrzweckräumen nach 
Vorbild des Lastenheftes für neue Nahverkehrs-Fahrzeuge des 
Fahrgastverbandes PRO BAHN

Bahnstrecke Kiel - Lübeck

 Errichtung eines neuen Außenbahnsteiges an Gleis im Bahnhof Pansdorf 
und einer neuen barrierefreien Zuwegung zum Bahnhof

 Einführung von System-Halten der Regionalexpress-Linie 83 Kiel - 
Lübeck in Pönitz und in Pansdorf

 Einführung eines exakten 30-Minuten-Taktes im Streckenabschnitt Eutin 
- Lübeck mit einer einheitlichen Fahrtzeit von 27 Minuten

 Einsatz neuer Triebwagen mit alternativen Antriebsformen, mit einer 
Ausstattung analog zur NAH.SH-Ausstattung "Netz Mitte" und mit 



4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023; IGES Institut GmbH – Seite 55

Anlage A3: Anhörungsprotokoll und Abwägung zur Erstellung des 4. RNVP der Hansestadt Lübeck 2019 - 2023

Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

Mehrzweckräumen nach Vorbild des Lastenheftes für neue 
Nahverkehrs-Fahrzeuge des Fahrgastverbandes PRO BAHN

Seite 98 Definition von Gebietskategorien in der Hansestadt Lübeck: Das 
Gewerbegebiet Roggenhorst muss der Gebietskategorie „Gewerbegebiete mit 
Handel und öfftl. Dienstleistungen“ zugeordnet werden. Begründung: In 
diesem Gewerbegebiet befinden sich Groß- und Einzelhandelsunternehmen, 
die DEKRA/TÜV, gastronomische Betriebe und nicht zuletzt auch eine 
Kindertagesstätte.

Seite 100 Festlegung der Verkehrszeiten im Tagesverlauf: Die 
Hauptverkehrszeit muss vor 6 Uhr liegen. Die Schwachverkehrszeit ist 
entsprechend anzupassen. Begründung: In vielen produzierenden 
Unternehmen beginnt die Hauptarbeitszeit um 6 Uhr. Tarifgebundene 
Unternehmen (z.B. Metall- und Elektroindustrie) orientieren sich an der 
tariflich zuschlagsfreien Arbeitszeit, von 6 – 20 Uhr, an 5 Tagen in der Woche 
(Mo-Fr). Spätschichten laufen sogar bis 22 Uhr, dann ist ein Fortkommen mit 
öfftl. VM unmöglich. Die Sicht der Beschäftigten aus dem Umland wurde nicht 
abschließend betrachtet. Nicht alle Beschäftigten arbeiten in der Innenstadt, 
sondern benötigen zeitnahen Anschluss, um die Gewerbegebiete in Lübeck zu 
erreichen. Ein-Stundentakt für Roggenhorst ist nicht ausreichend.

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Eine grundsätzliche Anpassung des Verkehrszeitenschemas ist aus Sicht der 
Hansestadt Lübeck nicht befürwortet, da diese unter Berücksichtigung der 
Nachfragestrukturen für die gesamte Hansestadt Lübeck wirken. 

Möglichkeiten der Anbindung des Gewerbegebietes wurden zudem auch in der im 
Beteiligungsentwurf des RNVP zitierten Liniennetzoptimierung als Grundlage des 
heutigen Verkehrsangebotes geprüft. Im Ergebnis konnten keine stark ausgeprägten 
Potenziale ermittelt werden, die u.a. auch aus Gründen unterschiedlicher 
Schichtzeiten, unterschiedlicher Wohnstandorte von Beschäftigten und individuellen 
Präferenzen bei Verkehrsmittelwahl etc. nachvollziehbar sind.

Um dem Ziel einer angepassten Erreichbarkeit in Gewerbebereichen dennoch zu 
entsprechen, wird in Kapitel 3.1.2 „Angebotsqualität“ folgender Abschnitt ergänzt: 
„Zusätzlich zu den vorgenannten Mindestbedienzeiten sowie der 
Mindesttaktfolgezeiten bzw. Mindestbedienhäufigkeiten ist für die Gebietskategorien 
„Gewerbegebiete mit Handel und öfftl. Dienstleistungen“ sowie „Gewerbegebiete 
ohne Handel und öfftl. Dienstleistungen“ sicherzustellen, dass eine den jeweiligen 
angesiedelten Unternehmen und Beschäftigtenzahlen angepasste Bedienungen die 
An- und Abreise in den Schwachverkehrszeiten ermöglichen. Eine Mitwirkung der 
jeweiligen Unternehmen wird dabei aus Sicht der Hansestadt Lübeck als wichtige 
Voraussetzung angesehen. Diese Abstimmungen entsprechend dem Leitbild für ein 
integriertes kommunales und betriebliches Mobilitätsmanagement (vgl. Kapitel 
4.14.1).“

Lübeck 
Management 
e.V.;
09.07.2018

Seite 107, 3.2.1 Weiterentwicklung der Produkte und Betriebsformen des 
übrigen ÖPNV: 

Konventioneller Linienverkehr: Der dritte Unterpunkt ist um den Begriff 

Der Hinweis wird umgesetzt.
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Anzuhörender, 
Datum

Inhalt Abwägung

„Gewerbegebiete/Industriegebiete“ zu ergänzen: Zusätzlich sollte aus Sicht 
der Hansestadt Lübeck zukünftig zur kleinräumigen Erschließung von 
Stadtbezirken bzw. Siedlungsgebieten und 
Gewerbegebieten/Industriegebieten der Einsatz von Ortsteilbuslinien bzw. 
Ortsteillinien als Produkt geprüft werden.

Flexibler Verkehr: Der zweite Unterpunkt ist um den Begriff 
„Gewerbegebiete/Industriegebiete“ zu ergänzen: Handlungsbedarf besteht 
beim Angebot der Bedarfslinien, die ggf. stärker auf Stadtbezirke bzw. 
Siedlungsgebiete und  Gewerbe-/Industriegebiete in städtischer Randlage 
ausgeweitet werden sollen.

Seite 158 Handlungsfelder Mobilitätsmanagement: Handlungsfeld 
Unternehmen: Hier dürfen Unternehmen in Gewerbe-/Industriegebieten auf 
keinen Fall fehlen!

Kenntnisnahme ohne Auswirkung auf den Beteiligungsentwurf.

Das Handlungsfeld Unternehmen beinhaltet gesamthaft alle Unternehmen ohne 
Einschränkungen, so dass eine separate Nennung von Unternehmen in Gewerbe-
/Industriegebieten nicht erforderlich ist.

Allgemeines: Die in den Gewerbegebieten ansässigen Unternehmen sind auf 
eine gute ÖPNV-Anbindung angewiesen; diese muss sich an den üblichen und 
zum Teil tarifgebundenen Arbeitszeiten orientiert. ÖPNV-Anbindung und 
Angebote von Job-Tickets sind für die in Roggenhorst ansässigen 
Unternehmen aktuell keine herausragenden Module, um Fachkräfte 
anzuwerben. Insbesondere Auszubildenden unter 18 Jahren ist ein 
pünktliches Erscheinen am Arbeitsort (6 Uhr) mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
derzeit nicht möglich. Im Schichtdienst Der Fachkräftemangel stellt viele 
Unternehmen vor extreme Herausforderungen. Die Erreichbarkeit des 
Arbeitsplatzes sowohl mit den betrieblichen Anforderungen als auch mit der 
persönlichen Tagesplanung in Einklang bringen zu können, ist heute längst zu 
einem der wichtigsten Entscheidungskriterien bei der Wahl eines Arbeitgebers 
geworden. 

Der Hinweis wird teilweise umgesetzt.

Es wird auf die o.g. Anpassungen in Kapitel 3.1.2 „Angebotsqualität“, auf den 
Handlungsschwerpunkt in Kapitel 4.5 „Weiterentwicklung der Tarife im übrigen 
ÖPNV“ (siehe dort „Unterstützung vergünstigter Tarifangebote für Pendler“) sowie 
auf das Leitbild für ein integriertes kommunales und betriebliches 
Mobilitätsmanagement (vgl. Kapitel 4.14.1) verwiesen.
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Auszug aus dem 4. RNVP der HL
Stand 02.08.2018

Lfd. 
Nr. Maßnahme Bezug Umsetzung Ressourcenbedarf 

(Kosten / Personal)
Finanzierungsverantwor

tung

1
Prüfung von Einsatz von Ortsteilbuslinien bzw. Ortsteillinien zur 
kleinräumigen Erschließung von Stadtbezirken bzw. Siedlungsgebieten 
sowie Gewerbe-/Industriegebieten

3.2.1 2019 - 2020 Ca. 30 - 50 TEUR Hansestadt Lübeck, 
Verkehrsunternehmen

2 Evaluation LÜMO und Prüfung Ausweitungsmöglichkeiten von 
Betriebsformen des Flächenbetriebs 3.2.1 2019 – 2020 Integration in 

Maßnahme 1
Hansestadt Lübeck, 

Verkehrsunternehmen

3
Prüfung von Möglichkeiten der Erschließung der Siedlungsgebiete 
Gärtnergasse sowie Eichholz (westlicher Teil) im Rahmen von Ortsteillinien 
oder flexiblen Mobilitätsangeboten

3.2.2 2019 – 2020 Integration in 
Maßnahme 1

Hansestadt Lübeck, 
Verkehrsunternehmen

4 Prüfung Anbindungsmöglichkeiten Siedlungsgebieten in städtischer 
Randlage in Schwachlastzeiten 3.2.3 2019 - 2020 Integration in 

Maßnahme 1
Hansestadt Lübeck, 

Verkehrsunternehmen

5 Verkehrs- und Mobilitätskonzept Erweiterung der Hochschulstandorte 3.2.4 2019 - 2020 Ca. 15 – 25 TEUR Hansestadt Lübeck

6
Erweiterung der Hochschulstandorte: Haltestellenbereich in der 
Ratzeburger Allee etwa im Bereich des neuen UKSH-Haupteingangs (ca. 
Ratzeburger Allee/Am Bökenbarg)

3.2.4 2021 - 2022 Offen Hansestadt Lübeck

7

Verbesserung der verkehrlichen Erschließung Lübeck-Travemünde 
aufbauend auf Erarbeitung des Mobilitätskonzeptes Travemünde 
(Haltestellenausstattung, Verknüpfung Fahrrad/Pkw – übriger ÖPNV/SPNV, 
Anpassung Verkehrsangebot übriger ÖPNV/SPNV)

3.2.5 2021 - 2023 Offen

Hansestadt Lübeck, 
NAH.SH, 

Eisenbahninfrastrukturu
nternehmen, 

Verkehrsunternehmen

8
Erschließung übriger ÖPNV für zukünftige Wohnflächen (z.B. 
Bebauungsplangebiete C038 Geniner Ufer, C037 St. Lorenz Brücke sowie 
D042 Howingsbrook)

3.2.6 2020 - 2023 Offen Hansestadt Lübeck

9 Anbindung übriger ÖPNV neue SPNV-Zugangsstelle Lübeck-Moisling, 
Linienverkehr 3.2.7 Ca. 2022 Offen Hansestadt Lübeck, 

Verkehrsunternehmen

10 Anbindung übriger ÖPNV neue SPNV-Zugangsstelle Lübeck-Moisling, 
Wendemöglichkeit 3.2.7 Ca. 2022 Offen Hansestadt Lübeck

A
nlage 4
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Stand 02.08.2018

Lfd. 
Nr. Maßnahme Bezug Umsetzung Ressourcenbedarf 

(Kosten / Personal)
Finanzierungsverantwor

tung

11 Angebotskoordinierung zwischen Regional- und Stadtbuslinien in der 
Region Lübeck 3.3.1 2019 - 2020 Ca. 10 – 15 TEUR Hansestadt Lübeck, 

Verkehrsunternehmen

12 Prüfung der Anbindung Dassow – Priwall 3.3.4 2019 - 2023 Offen
Landkreis 

Nordwestmecklenburg, 
Hansestadt Lübeck

13 Ausweitung SPNV-Angebot 3.4 2020 - 2023 Offen Land Schleswig-Holstein

14
Ausweitung SPNV-Potenzialuntersuchung neue SPNV-Zugangsstellen 
(Lübeck-Buntekuh/ Roter-Löwe bzw. Lübeck-Kücknitz (zusätzlicher 
Standort)) 

3.4 2020 - 2023 Offen Land Schleswig-Holstein, 
NAH.SH

15

Abstellmöglichkeiten für mindestens vier Fahrräder an allen 
Schwerpunkthaltestellen sowie bei Bedarf an Normalhaltestellen 
(Bedarfsermittlung aufbauend auf derzeitige Erfassung des 
Haltestellenausbauzustande)

4.1.3 2019 Ca. 15 – 20 TEUR für 
Bedarfsermittlung Hansestadt Lübeck

16 Prüfung der Möglichkeiten und der finanziellen Auswirkungen einer 
kostenlosen Fahrradbeförderung 4.1.3 2019 - 2020 Offen

Hansestadt Lübeck, NSH 
Nahverkehr Schleswig-

Holstein GmbH, NAH.SH, 
Verkehrsunternehmen

17 Machbarkeitsprüfung potenzielle Standorte für Mobilitätsstationen inkl. 
Betreiber-/Finanzierungskonzeption und Kostenermittlung 4.1.5 2021 - 2023 Offen Hansestadt Lübeck

18

Maßnahmenprüfung Weiterentwicklung der Tarife im übrigen ÖPNV inkl. 
finanzielle Auswirkungen (Sozialtickets, Angebote für ältere Menschen, 
Kurzstreckenangebote, Kombi-/ Veranstaltungstickets, Angebote für 
Touristen, Weiterentwicklung Semesterticket, Integration Fährtarife in SH-
Tarif, etc.)

4.5 2020 - 2023 Offen

Hansestadt Lübeck, NSH 
Nahverkehr Schleswig-

Holstein GmbH, NAH.SH, 
Verkehrsunternehmen

19 Haltestellenausbau zur Umsetzung Barrierefreiheit 4.8 2019 - 2023 Ca. 100 TEUR p.a. Hansestadt Lübeck

20 Erhöhung Anteil rein-elektrisch angetriebener Fahrzeuge 4.9, 4.13 2019 – 2030 Offen Verkehrsunternehmen
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Lfd. 
Nr. Maßnahme Bezug Umsetzung Ressourcenbedarf 

(Kosten / Personal)
Finanzierungsverantwor

tung

21
Anpassung Haltestellenausstattung an aufgewertete Zuordnung zu den 
Haltestellenkategorien (v.a. Wetterschutz, Beleuchtung, Sitzgelegenheit, 
etc.)

4.10 2019 - 2023 Offen Hansestadt Lübeck

22 Regelmäßige Aktualisierung Haltestellenkataster (mind. alle zwei Jahre) 4.10 2020, 2022 Ca. je 20 – 30 TEUR Hansestadt Lübeck

23
Umsetzung Maßnahmen zur Busbeschleunigung aufbauend auf Gutachten 
„Busbeschleunigung in der Hansestadt Lübeck. Untersuchung von 
Streckenprofilen“, vgl. urbanus GbR (2018)

4.12.2 2019 - 2023 Offen Hansestadt Lübeck

24 Einrichtung der Funktion integriertes kommunales Mobilitätsmanagement 
in der Hansestadt Lübeck 4.14.1 Ab 2019 ca. 1 - 2 VZP Hansestadt Lübeck

25

Prüfung möglicher Optionen zur Einbindung der Eigenproduktion von 
Strom aus regenerativen Quellen / Prüfung von Möglichkeiten zur 
Energiespeicherung regenerativ produzierten Stroms zur Weiternutzung in 
Brennstoffzellenantrieben

4.14.2 2019 - 2023 Offen Stadtwerke Lübeck, 
Verkehrsunternehmen

26 Prüfung von Einsatzszenarien für autonome ÖPNV-Angebote, Initiierung 
und Umsetzung eines Pilotprojektes 4.14.2 2019 - 2023 Offen Hansestadt Lübeck, 

Verkehrsunternehmen

27

Entwicklung von Geschäftsmodellen der On-Demand-Mobilität/ 
Erweiterungsmöglichkeit von On-Demand-/Ridesharing-Lösungen als 
flexible Mobilitätsalternative inkl. Prüfung Substituierbarkeit von schwach 
nachgefragten ÖPNV-Angeboten durch innovative On-Demand-Mobilität 

4.14.2 2019 - 2023 Offen Hansestadt Lübeck, 
Verkehrsunternehmen
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